3. Sitzung des Stadtrates der Stadt
Kothen (Anhalt)

16.10.2014 18:30 Uhr



Kéthen (Anhalt), 06.10.2014
- Bekanntmachung -

zur 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
am Donnerstag, dem 16.10.2014 um 18:30 Uhr
Ratssaal, MarktstraRe 1-3

06366 Kéthen(Anhalt)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.
1 Eréffnung
1.1 Einwohnerfragestunde -
1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
24 Antrége aus Fraktionen -
25 Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kothen (Anhalt) 2014157/9
2.6 6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2014143/8
2.7 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet 2014151/4

Dohndorf-Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) - Ortsteil Lobnitz an
der Linde hier: Aufstellungsbeschluss
2.8 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 2014152/4
"Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung von Teilflaichen des
Bebauungsplanes “Gewerbegebiet Dohndorf-Lébnitzer Kreuz™
hier: Aufstellungsbeschluss

2.9 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes 2014168/3
"Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark" - und Entlastung der
Heimleiterin

2.10 Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim Am 2014163/3
Lutzepark"

211 Neufassung der Geschéftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschiisse 2014170/2

2.12 Betrauung der Kéthen Kultur und Marketing GmbH gemaf 2014142/3

Freistellungsbeschluss der EU-Kommission mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

2.13 Beschluss Uber die Entsendung eines Vertreters in die 2014159/2
Mitgliederversammlung des Unterhaltungsverbandes "Westliche Fuhne -
Ziethe" und "Taube-Landgraben" sowie Vorschlage fur die Wahl in die
Verbandsausschiisse

2.14 Berufung sachkundiger Einwohner in beratende Ausschusse als 2014176/1
Mitglieder mit beratender Stimme

2.15 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -



3

3.1

3.2
3.3
3.4
3.5
3.6
3.7
3.8
3.9

Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher
Teil)

Informationen der Verwaltung (nichtoffentlicher Teil)

Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil)

Antrage aus Fraktionen

Institutszwangsverwalter ./. Stadt Kéthen (Anhalt), Az. 9 U 123/12
Unbefristete Niederschlagung

Befristete Niederschlagung

Unbefristete Niederschlagung

Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil)

Mit freundlichen GrifRen

Dr. Werner Sobetzko
Vorsitzender des Stadtrates

2014175/2
2014171/2
2014172/2
2014173/2



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/001
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/001
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1
des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom
17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) die anliegende Neufassung der Hauptsatzung der Stadt
Kothen (Anhalt).



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/002
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/002
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat

Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:
Beschlussgegenstand
6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen beschlieRt die 6. Anderung zur Friedhofssatzung der Stadt
Kothen (Anhalt).



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/003
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/003
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

der Linde hier: Aufstellungsbeschluss

5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet
Dohndorf-Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) - Ortsteil Lobnitz an

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die Aufstellung der 5. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet Dohndorf-Lobnitzer Kreuz".




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/004
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/004
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung
Betonwerk mit Uberplanung von Teilflichen des Bebauungsplanes
"Gewerbegebiet Dohndorf-Lobnitzer Kreuz™

hier: Aufstellungsbeschluss

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die Aufstellung der 2. Anderung des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung
von Teilflachen des Bebauungsplanes “Gewerbegebiet Dohndorf-Lobnitzer Kreuz™ im
vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/005
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/005
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Heimleiterin

Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes
"Stéadtisches Pflegeheim Am Lutzepark” - und Entlastung der

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt (Kothen) stellt den Jahresabschluss 2013 des Eigenbetriebes
.Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® wie folgt fest und erteilt der Heimleiterin Entlastung
fur das Wirtschaftsjahr 2013

1. Feststellung des Jahresabschlusses
1.1 Bilanzsumme 5.287.392,16
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite auf
- das Anlagevermogen 4.693.776,39
- das Umlaufvermdgen 587.000,89
- Rechnungsabgrenzungsposten 6.614,88
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite auf
- das Eigenkapital 1.082.335,75
- die Sonderposten aus Zuweisungen zur
Finanzierung des Sachanklagevermogens 4.104.280,82
- die Ruckstellungen 65.754,00
- die Verbindlichkeiten 33.710,49
- Rechnungsabgrenzungsposten 1.311,10
1.2 Jahresuberschuss
1.2.1 Summe der Ertrage 2.470.376,99
1.2.2 Summe der Aufwendungen 2.429.569,60

. 40.807,39







2. Behandlung des Jahresiiberschusses

2.1 - Entnahme aus der Betriebsmittelrticklage 37.629,01
- Entnahme aus der zweckgebundenen Rucklage 0,00
- Einstellung in die Betriebsmittelrticklage 78.436,40

- Einstellung in die zweckgebundene Rucklage 0,00



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/006
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/006
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Lutzepark"

Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim Am

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliel3t den Wirtschaftsplan 2015 des
Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark”.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/007
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/007
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Neufassung der Geschéftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschiisse

Beschlusstext

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die anliegende Neufassung der
Geschéftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschiisse.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/008
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/008
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014

(Anhalt)

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Betrauung der Kéthen Kultur und Marketing GmbH gemaf
Freistellungsbeschluss der EU-Kommission mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Beschlusstext
1

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t fir einen Zeitraum von 10 Jahren die Betrauung der

Kothen Kultur und Marketing GmbH mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem

wirtschaftlichen Interesse gemani Anlage.

2

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beauftragt den Oberbiirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt),

entsprechend seiner Funktion in der Gesellschafterversammlung der Kéthen Kultur und Marketing
GmbH, darauf hinzuwirken, dass die Vorgaben dieses Beschlusses ihre Beachtung finden.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss 14/StR/03/009
weitergereicht an: Beschluss-Nr.: 14/StR/03/009
am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014
(Anhalt)
aufgehoben/geéndert am: durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Beschluss Uber die Entsendung eines Vertreters in die
Mitgliederversammlung des Unterhaltungsverbandes "Westliche Fuhne -
Ziethe" und "Taube-Landgraben" sowie Vorschlage fur die Wahl in die
Verbandsausschiisse

Beschlusstext
Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) beschlief3t:

1. Die Entsendung folgender Vertreter in die Mitgliederversammlung der
Gewasserunterhaltungsverbande:

a.) Frau Andrea Albrecht zur Vertretung in den Unterhaltungsverband (UHV)
"Westliche Fuhne-Ziethe"

b.) Herr Oliver Reinke zur Vertretung der Stadt Kothen in den UHV "Taube-
Landgraben”

2. Die Entsendung folgender Vertreter zur Kandidatur fiir die Verbandsausschusse der
UHV

a.) Herr Oliver Reinke in den UHV "Westliche Fuhne-Ziethe",
als Stellvertreter Herr Ingo Friedrich

b.) Frau Andrea Albrecht in den UHV "Taube-Landgraben",
als Stellvertreter Herr Klaus Lindner



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschluss

14/StR/03/010

weitergereicht an:

Beschluss-Nr.: 14/StR/03/010

(Anhalt)

am:
Gremium: Aktenzeichen:
Stadtrat
Vorlage-Nr.:
Sitzung:
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen Datum: 16.10.2014

aufgehoben/geéndert am:

durch Beschl.-Nr.:

Beschlussgegenstand

Mitglieder mit beratender Stimme

Berufung sachkundiger Einwohner in beratende Ausschusse als

Beschlusstext

Der Stadtrat beruft Herrn Heinz Balzer als sachkundigen Einwohner in den Sozial- und

Kulturausschuss.




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. . 2014142/3

TOP 2.12 . Betrauung der Koéthen Kultur und Marketing GmbH gemalf

Freistellungsbeschluss der EU-Kommission mit der
Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.12 Befangen 0
Ja-Stimmen 30
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 3

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. . 2014143/8

TOP 2.6 : 6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt)

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.6 Befangen 0
Ja-Stimmen 33
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jirgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum
Sitzung
Vorlage-Nr.
TOP 2.7

Protokolltext

: 16.10.2014
. 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
: 2014151/4

: 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet
Dohndorf-Lébnitzer Kreuz" in Kothen (Anhalt) - Ortsteil Lobnitz
an
der Linde hier: Aufstellungsbeschluss

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.7 Befangen 0
Ja-Stimmen 33
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. . 2014152/4

TOP 2.8 : 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54

"Erweiterung

Betonwerk mit Uberplanung von Teilflachen des
Bebauungsplanes

"Gewerbegebiet Dohndorf-Lébnitzer Kreuz™
hier: Aufstellungsbeschluss

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.8 Befangen 0
Ja-Stimmen 28
Nein-Stimmen 3
Beschluss laut BV Enthaltungen 2

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. : 2014157/9

TOP 2.5 . Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Protokolltext

Beschlussgrundlage ist die den Stadtraten am 10.10.2014 zugesandte Fassung einschlie3lich
der Anderungen aus den Ortschaftsraten, Fachausschiissen und dem Hauptausschuss sowie
zusatzlichen redaktionellen Anderungen der Verwaltung nach Hinweisen der
Kommunalaufsichtsbehdrde.

Antrag StRn Buchheim:
Anderung § 6 Abs. 3 Satz 3, § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 6 Abs. 6 Satz 3:
Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, benennt auch den Vertreter fir den Verhinderungsfall aus der

Mitte der dem jeweiligen Ausschuss angehdrenden Stadtraten der Fraktion.

Abstimmungsergebnis:
29 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 25 Befangen 0
Ja-Stimmen 33
Nein-Stimmen 0
Beschluss entspr. prot. And. Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jirgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum
Sitzung
Vorlage-Nr.
TOP 2.13

: 16.10.2014
. 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

1 2014159/2

. Beschluss tber die Entsendung eines Vertreters in die
Mitgliederversammlung des Unterhaltungsverbandes
"Westliche Fuhne -

Ziethe" und "Taube-Landgraben" sowie Vorschlage fiur die
Wahl in die

Verbandsausschusse
Protokolltext
Abstimmungsergebnis:
Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.13 Befangen 0
Ja-Stimmen 32
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 1

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister




Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014
Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)
Vorlage-Nr. : 2014163/3
TOP 2.10 . Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes "Stadtisches
Pflegeheim Am
Lutzepark”

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.10 Befangen 0
Ja-Stimmen 33
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. : 2014168/3

TOP 2.9 . Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes
"Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark” - und Entlastung der
Heimleiterin

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.9 Befangen 0
Ja-Stimmen 33
Nein-Stimmen 0
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. . 2014170/2

TOP 2.11 . Neufassung der Geschéftsordnung des Stadtrates und seiner
Ausschisse

Protokolltext

Beschlusslage aus dem Hauptausschuss 07.10.2014:

redaktionelle Anderung:
Der Stadtrat ist einzuberufen, sooft es die Geschéftslage erfordert, in der Regel alle zwei Monate,

mindestens aber alle 3 Monate.

Antrag CDU-Fraktion zu § 1
In der Ferienzeit in Sachsen-Anhalt sollen in der Regel keine Sitzungen stattfinden.

Antrag CDU-Fraktion zu 8 3 Absatz 3
Satz 2-5 streichen

Antrag StRn Hinze zu 8§ 6 Satz 2
Machen Inhalt und Umstande der Anfrage eine friihere Beantwortung notwendig oder auf Wunsch des

Anfragenden, ist vorab eine schriftliche Antwort zu erteilen.

Antrag CDU-Fraktion zu § 7 Absatz 4 Satz 1
Die Redner sprechen grundsétzlich von ihrem Platz aus, sie stehen dazu in der Regel auf.

Antrag StRn Hinze zu § 10 Absatz 6 Satz 3
Mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder oder auf Antrag einer Fraktion kann eine namentliche

Abstimmung verlangt werden.

Antrag CDU-Fraktion zu 8§ 13 Absatz 3:

Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Stadtrates schriftlich oder elektronisch — mittels des
Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) - zuzuleiten. Sie soll innerhalb von 30 Tagen,
spatestens zur nachsten Sitzung, vorliegen.

redaktionelle Anderung zu § 13 (2) Nr. 10:
Behandlung der Einwénde gegen die Sitzungsniederschrift und Genehmigung der
Sitzungsniederschrift der vorhergehenden Sitzung




Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.11 Befangen 0
Ja-Stimmen 33
Nein-Stimmen 0
Beschluss entspr. prot. And. Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 16.10.2014

Sitzung . 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt)

Vorlage-Nr. : 2014176/1

TOP 2.14 . Berufung sachkundiger Einwohner in beratende Ausschisse
als

Mitglieder mit beratender Stimme

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Stadtrat SOLL Stimmberechtigte 37
Sitzung am 16.10.2014 IST Stimmberechtigte 33
TOP 2.14 Befangen 0
Ja-Stimmen 32
Nein-Stimmen 1
Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kothen (Anhalt), 17.10.2014

Kurt-Jurgen Zander
Oberbiurgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014142/3
Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 212
Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014142/3
Az.: erstellt am: 14.08.2014
Betreff
Betrauung der Kothen Kultur und Marketing GmbH geman
Freistellungsbeschluss der EU-Kommission mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1118.09.2014: Sozial- und Kulturausschuss 18.09.2014 |laut BV
2(07.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |laut BV
3(16.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

1.

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t fir einen Zeitraum von 10 Jahren die Betrauung der
Kéthen Kultur und Marketing GmbH mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichen Interesse gemanR Anlage.

2.

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beauftragt den Oberbiirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt),
entsprechend seiner Funktion in der Gesellschafterversammlung der Kéthen Kultur und Marketing
GmbH, darauf hinzuwirken, dass die Vorgaben dieses Beschlusses ihre Beachtung finden.

Gesetzliche Grundlagen:

- Artikel 106 (2) AEUV (Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union)
- Freistellungsbeschluss der EU-Kommission (2012/21/EU)

- § 135 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Betrauung der Koéthen Kultur und Marketing GmbH mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) in Form der
Betreibung kultureller Einrichtungen sowie der Organisation und Durchfuhrung
kultureller Veranstaltungen im Stadtgebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) einschlieflich
der Erarbeitung und Umsetzung von Marketingstrategien in Verbindung mit einem
Tourismus- und Standortmarketing sowie aller dazu erforderlichen Malinahmen und
Geschafte.

Ausgehend vom Kommunalverfassungsgesetz fur das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) ist
die Stadt Kéthen (Anhalt) innerhalb ihres Gemeindegebietes der ausschlieBliche Trager der
gesamten offentlichen Aufgaben. Zu den offentlichen Aufgaben z&hlt auch, die
Bereitstellung sozialer, kultureller und wirtschaftlicher éffentlicher Einrichtung.

Das vorausbezeichnete Aufgabenspektrum gehodrt zu der klassischen ,kommunalen
Daseinsfiihrsorge” und wird durch eine Summe von Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichen Interesse (DAWI) realisiert.

Kommunen koénnen Unternehmen mit der Erbringung dieser Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) beauftragen. Erhalt das betreffende
Unternehmen daflir eine kommunal finanzierte Ausgleichsleistung, so besteht die Gefahr,
dass diese Ausgleichsleistung als eine unzuldassige Beihilfe im Sinne des européischen
Beihilferechts bewertet werden und rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen kann.

Da aber sowohl die EU-Kommission als auch die europdaischen Gerichte erkannt haben,
dass bestimmte Leistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge immer defizitdr sind, sind
Reglungen entwickelt worden, die dazu fihren, dass solche Kompensationszahlungen unter
bestimmten Voraussetzungen als zulassig gewertet werden kénnen.

Zudem hat die EU-Kommission im Zeitverlauf eine Reihe von Beihilfebeschliissen erlassen,
in denen sie zu dem Schluss kam, dass bestimmte MaRnahme zur Finanzierung von lokalen
Dienstleistungen den Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht beeintrachtigt.

Das Kernstlck des aktuellen Regelungspaketes der EU-Kommission bildet der sogenannte
Freistellungsbeschluss  (2012/21/EU). Aufgrund dieses Beschlusses sind alle
Ausgleichsleistungen an Erbringer von DAWI, die den Schwellenwert von 15 Mio. EUR pro
Jahr nicht Uberschreiten oder die unabhéngig von der Ausgleichshéhe eine rein soziale
Zielsetzung verfolgen, in den Grenzen eines dazu erforderlichen, ordnungsgeméafen
Betrauungsaktes von der Anmeldepflicht (Notifizierung) bei der EU-Kommission freigestellt.

Im hier vorliegenden Fall soll nun die Beihilferelevanz der Ausgleichsleistungen der Stadt
Kdthen (Anhalt) an die Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM GmbH) fir den Betrieb
von kulturellen Einrichtungen sowie fir die Organisation und Durchfiihrung von kulturellen
Veranstaltungen einschlie3lich sonstiger Standortmarketing spezifischer Aufgaben im
Stadtgebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) betrachtet werden.

Wirtschaftliche und finanzielle Grundlagen der Kéthen Kultur und Marketing GmbH

Entsprechend Gesellschaftsvertrag ist der Zweck der im Jahr 2001 gegrindeten
Gesellschaft, die Stadt Kéthen (Anhalt) als Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-, Wohn- und
Touristikstandort weiterzuentwickeln und damit die Wertschdpfung in der Region zu férdern.
Die Gesellschaft hat insbesondere die Aufgabe, Werbemalinahmen und Veranstaltungen
sowie sonstige Aktivitaten des Stadt- und Tourismusmarketings zu planen, durchzufthren



und zu koordinieren.

Auf dieser Grundlage plant, initiiert oder organisiert die Gesellschaft Volks- und Stadtfeste
sowie traditionelle und kulturelle Veranstaltungen. Weiterhin werden Organisations- und
Serviceleistungen sowie Offentlichkeitsarbeit und Werbung fiir den Standort Kéthen (Anhalt)
durchgefuhrt.

Ebenso hat die Gesellschaft im Jahr 2008 das Veranstaltungszentrum im Schloss Kdthen
Ubernommen und ist seit dem fiir dessen Betrieb und Vermarktung verantwortlich.

Als Geschaftsbereich wurde der Gesellschaft durch Stadtratsbeschluss zudem der Betrieb
der Stadtinformation mit dem 1. Januar 2008 Ubertragen.

Darlber hinaus erfolgt seit 2008 der Betrieb der Museen (Naumann-Museum, Historisches
Museum flir Mittelanhalt, Prahistorische Sammlung), des Spiegelsaales und der Kapelle im
Schloss Kéthen auf Grundlage von Betreiber- und Mietvertragen.

Weiterhin hat die Gesellschaft im Jahr 2009 die Aufgabe der Homdéopathie- und
Wissenschaftsservices GmbH und damit den Betrieb der homdopathischen Bibliothek
einschlieB3lich der dort vorhandenen Tagungsrdume tUbernommen.

Die KKM GmbH erhalt mehrere Leistungen direkt oder mittelbar durch die Stadt Kéthen
(Anhalt), die im Rahmen einer beihilferechtlichen Prifung beriicksichtigt werden miissen:

1) Stadtische Ausgleichsleistung fir die per Kulturvertrag Ubertragenen Aufgaben
Gemall § 30 Abs. 1 des sogenannten Kulturvertrages zwischen der Stadt Kdthen
(Anhalt) und dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (LK ABI) bzw. § 16 Abs. 1 des
Vertrages zwischen der Stadt Kdthen (Anhalt) und der KKM GmbH zahlt die Stadt
Koéthen (Anhalt) an die KKM GmbH jahrlich einen Zuschuss in Héhe von 210.300
EUR.

2) Stéadtische Ausgleichleistung fir die per Stadtratsbeschluss Ubertragenen Aufgaben
der ehem. Homoopathie- und Wissenschaftsservice Kéthen GmbH
Zudem erhéalt die KKM GmbH von der Stadt Kéthen (Anhalt) im Zusammenhang mit
der Ubernahme der Aufgaben der Homdopathie- und Wissenschaftsservice Kéthen
GmbH einen weiteren Ausgleich in H6he von 92.000 EUR pro Jahr. Hierin sind
Personalkosten in Héhe von 63.000 EUR pro Jahr enthalten.

3) Ausgleichsleistung des Landkreises fir die per Kulturvertrag Ubertragenen
Aufgaben
Aufgrund des § 24 Abs. Abs. 1 und 3 des sogenannten Kulturvertrages zwischen der
Stadt Kéthen (Anhalt) und dem LK ABI erhdlt die  Stadt Kéthen (Anhalt) Zuschisse
zu den Bewirtschaftungskosten der Museen und des Veranstaltungszentrums im
Schloss in H6he von insgesamt 350.560 EUR pro Jahr, welche die Stadt Kéthen
(Anhalt) gemal § 16a Abs. 1 des Vertrages mit der KKM GmbH an die
GmbH weiterleitet.

4) Unentgeltliche Personaliiberlassung (Landkreis finanziert)
Dartber hinaus stellt die Stadt Kéthen (Anhalt) der KKM GmbH Personal fir den
Betrieb der ehemals vom Landkreis ilbernommenen Kultureinrichtungen unentgeltlich
zur Verfiigung. Es handelt sich hierbei um vom LK ABI im Zuge der Ubernahme der
Kultureinrichtungen mit ibernommenen Personal sowie eine weitere Beschaftigte der
Stadt Kéthen (Anhalt). Die Stadt Kéthen (Anhalt) kann ihrerseits die Personalkosten
des ehemaligen Personals des LK ABI beim LK ABI geltend machen.




5) Anteiliger Ausgleich flr Ersatzarbeithnehmer - Basiskosten - (Landkreis finanziert)
Weiterhin erhéalt die KKM GmbH unmittelbar aufgrund des 8§ 22 Abs. 2 des
Kulturvertrages zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und dem LK ABI vom LK ABI
einen Zuschuss zu den Kosten der von ihr eingestellten Ersatzarbeitnehmer
(Nachbesetzungen ehem. LK ABI Arbeithehmer). Die KKM GmbH hat gemai § 17
Abs. 1 Satz 1 des Vertrages zwischen ihr und der Stadt Kéthen (Anhalt) diesen
Zuschuss unmittelbar beim LK ABI geltend zu machen.

6.) Anteiliger Ausgleich flr Ersatzarbeithnehmer - Einsparung - (Landkreis finanziert)
Der LK ABI zahlt ab dem 01.01.2015 bei der Einstellung von Ersatzarbeitnehmern
einen Aufschlag in Hohe der eingesparten Personalkosten. Aus 8§ 17 Abs. 1 Satz 2
des Vertrages zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH ergibt sich,
dass die KKM GmbH auch diesen Zuschuss unmittelbar beim LK ABI geltend
machen soll. Mithin sollen ihr auch diese Mittel zuflieRen.

7)) Anteiliger Ausgleich flr Geschéftsfihrerkosten (Landkreis finanziert)
Gemal 8§ 29 Abs. 1 des Kulturvertrages zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und dem
LK ABI zahlt der LK ABI an die Stadt Kothen (Anhalt) einen Zuschuss zu den
Geschaéftsfilhrerkosten in Hohe von 890 EUR pro Monat, mithin 10.680 EUR pro
Jahr. Gemal § 17 Abs. 2 des Vertrages zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der
KKM GmbH hat die KKM GmbH diesen Zuschuss unmittelbar beim LK ABI geltend
zu machen. Folglich flieBen ihr auch diese Mittel zu.

Rechtlicher Rahmen im Hinblick auf das europaische Beihilferecht

Das européaische Beihilferecht hat in den vergangenen Jahren in der kommunalen Praxis
erheblich an Bedeutung gewonnen. So hat die Europaische Kommission sehr umfangreiche
Vorgaben auf dem Gebiet des EU-Beihilferechts erlassen. Diese sollen insbesondere dazu
dienen, die Gefahr der Verfdlschung des Wettbewerbs durch staatliche Beihilfen zu
verhindern.

Nach Artikel 107 Abs. 1 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewahrte Beihilfen gleich welcher Art, die
durch die Begilnstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb
verfalschen oder zu verfalschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen.

Als Unternehmen gilt nach der standigen Entscheidungspraxis des Europaischen
Gerichtshofes und der Europaischen Kommission jede selbsténdige Einheit, die eine
wirtschaftliche Tatigkeit ausibt.

Der beihilferechtliche Begriff der Begtinstigung ist deutlich weiter als der aus dem deutschen
Zuwendungsrecht bekannte Begriff der Subvention zu verstehen. Unter Beglnstigung ist
generell jeder wirtschaftliche Vorteil zu fassen, den das jeweilige Unternehmen unter
Marktbedingungen nicht erhalten hétte. Neben den formal auch als ,verlorener Zuschuss",
~Subvention“, ,Zuwendung“ oder ,Fordermittel* bezeichneten direkten finanziellen
Zuwendungen kommen beispielsweise als Begiinstigungstatbestande auch
Verlustausgleichszahlungen, Kapitaleinlagen, Darlehen, Burgschaften,
Personalgestellung/Ubernahme von Personalkosten in Betracht.

Zudem muss an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass sich im EU-Beihilferecht die
Auswirkung auf den Handel weder nach dem lokalen oder regionalen Charakter der



erbrachten Leistung noch nach dem Umfang der betreffenden Tatigkeit bestimmt. Weder
der verhaltnismafig geringe Umfang einer Beihilfe noch die verhaltnismalig geringe Grol3e
des begunstigten Unternehmens schlieBen von vornherein die Madoglichkeit einer
Beeintrachtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten aus.

Selbst eine geringfligige Beihilfe kann das Dienstleistungsangebot eines bestimmten
Anbieters verbessern und die Erbringung derselben Leistung auf dem lokalen Markt fir
andere europaische Unternehmen erschweren.

Die EU-Kommission hat zunachst, aufgrund der bisher gewonnenen Erfahrungen,
Schwellenwerte festgesetzt, bis zu denen Beihilfen als unbedenklich fir den Handel oder
Wettbewerb gelten (200.000 EUR innerhalb von drei Steuerjahren gemafR De-minimins-
Verordnung und 500.000 EUR gemalR DAWI-De-minimins-Verordnung).

Zudem hat die EU-Kommission als aktuelles Kernstick ihres Regelungspaketes den
sogenannten Freistellungsbeschluss (2012/21/EU) gefasst. Aufgrund dieses Beschlusses
sind alle Ausgleichsleistungen an Erbringer von DAWI, bis zu einem Schwellenwert in Hohe
von 15 Mio. EUR pro Jahr, in Abhangigkeit eines dazu erforderlichen, ordnungsgeméaRen
Betrauungsaktes von der Anmeldepflicht (Notifizierung) bei der EU-Kommission freigestellt.

Rechtliche Situationsanalyse und Handlungsempfehlung

Nach Prifung der Sach- und Rechtslage im Zusammenhang mit der Leistungserbringung
der Koéthen Kultur und Marketing GmbH und den direkt oder mittelbar durch die Stadt
Kdthen (Anhalt) gewahrten Ausgleichsleistungen ist festzustellen, dass es sich bei den
Leistungen an die KKM GmbH um Beihilfen im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV handelt.

Der Beihilfecharakter dieser Ausgleichsleistungen entfallt auch nicht nach Prifung der
Anwendbarkeit der sogenannten Altmark-Trans-Kriterien sowie der De-minimins-Verordnung
bzw. der DAWI-De-minimins-Verordnung der EU-Kommission.

Aus dieser Sachlage ergibt sich grundsatzlich die Notifizierungspflicht (Anmeldung bei und
Genehmigung durch die EU-Kommission) nach Art. 108 Abs. 3 Satz 1 AEUV.

Die Notifizierungspflicht entféllt auch nicht nach Berlcksichtigung der Allgemeinen
Gruppenfreistellungsverordnung (AGFVO, VO (EG) 800/2008 vom 06.08.2008) im Rahmen
derer bestimmte Beihilfekategorien unter bestimmten Bedingungen von der Notifizierung
freigestellt sind.

Von einer Notifizierung kann letztlich nur abgesehen werden, wenn eine Betrauung gemar
dem DAWI-Freistellungsbeschluss (2012/21/EU vom 20.12.2011) vorliegt bzw.
vorgenommen wird.

Ein Notifizierungsverfahren wiirde zwar die endgiiltige Rechtssicherheit hinsichtlich der EU-
Beihilferelevanz der vorausbezeichneten Finanzierungsmaflinahme bringen, ist jedoch ein
langwieriges Verfahren mit einem ggf. offenen Prifungsergebnis.

Insbesondere vor dem Hintergrund der bereits laufenden, 2001 begonnenen,
Geschéftstatigkeit der Gesellschaft und im Zusammenhang mit den zeitnah durch die
Gesellschaft bendétigten Ausgleichsleistungen sollten diese durch die Betrauung der
Gesellschaft, gemald Freistellungsbeschluss der EU-Kommission, mittels Betrauungsakt
gem. Anlage 1 zu dieser Vorlage beihilferechtlich abgesichert werden.

Voraussetzung fur die Betrauung gemanR DAWI-Freistellungsbeschluss ist, dass es sich bei



den Ubertragenen Aufgaben um Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse (DAWI) handelt.

Diese Sachlage kann nach rechtlicher Prifung der Verwaltung im Fall der auf die Kéthen
Kultur und Marketing GmbH Ubertragenen Aufgaben bejaht werden.

DAWI weisen im Vergleich zu anderen wirtschaftlichen Tatigkeiten immer ,besondere
Merkmale” auf. Das bedeutet, das Dienstleistungen erbracht werden missen, die nicht im
eigenen gewerblichen Interesse des erbringenden Unternehmens, sondern im Interesse der
Allgemeinheit liegen und daher ohne die Betrauung von diesem nicht, oder jedenfalls nicht
im gleichen Umfang oder zu den gleichen Konditionen erbracht wirden. Im Ergebnis muss
es sich um Dienstleistungen handeln, die in dieser Weise mangels Rentabilitit oder
wirtschaftlicher Attraktivitat nicht vom Markt erbracht werden kann.

Im Hinblick auf die Begriffsbestimmung ,Betrauung” bzw. ,Betrauungsakt* handelt es sich
um einen origindren Begriff des Gemeinschaftsrechts, dem in der deutschen Rechtsordnung
kein eindeutiges Pendant zugeordnet werden kann. Aus der Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofes ergibt sich insoweit nur, dass es sich um einen hoheitlichen,
jedenfalls aber staatlichen Akt handeln muss.

Nach Art. 4 des Beschlusses der EU-Kommission (2012/21/EU, ,Freistellungsbeschluss®)
vom 20.12.2011 mussen insbesondere folgende Angaben im Betrauungsakt enthalten sein:

a) Gegenstand und Dauer der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung;

b) das beauftragte Unternehmen und ggf. der geographische Geltungsbereich;

C) Art und Dauer der dem Unternehmen ggf. gewéahrten ausschlie3lichen oder
besonderen Rechte;

d) die Beschreibung des Ausgleichsmechanismus und der Parameter fir die
Berechnung, Uberwachung und Anderung der Ausgleichsleistungen;

e) die Vorkehrungen, die getroffen wurden, damit keine Uberkompensation entsteht
bzw. etwaige Uberhdhte Ausgleichszahlungen zuriickgezahlt werden kénnen;

f) einen Verweis auf den Beschluss (2012/21/EU) der EU-Kommission vom
20.12.2011.

Weitere Verfahrensweise

=

Die Betrauung ist gemaf 8§ 135 KVG LSA bei der Kommunalaufsicht anzuzeigen.
2. Basierend auf den im Stadtrat gefassten Beschllssen hat einerseits die betraute
Gesellschaft durch entsprechende Weisungen und andererseits die Verwaltung
durch regelmaRige Uberpriifung die Einhaltung der im Freistellungsbeschluss
geregelten Sachverhalte zu gewahrleisten.
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1. Betrauungsakt der Kiothen Kultur und Marketing GmbH.pdf



Anlage 1

Betrauung der Kéthen Kultur und Marketing GmbH durch die Stadt Kothen (Anhalt)

Die Stadt Koéthen (Anhalt) betraut die Kdthen Kultur und Marketing GmbH
fur die Zukunft nach MaRgabe der in dieser Vorlage aufgefiihrten Vorgaben mit der Erbringung
von Dienstleistungen von aligemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) nach MaRgabe Ziffer 2
Absatz 2 diese Betrauungsaktes.

Ziel der Betrauung ist es das kulturelle Angebot in der Stadt Kéthen (Anhailt) zu erhalten und
weiterzuentwickein.

Die Betrauung erfoigt auf Grundiage des Beschiusses der Kommission vom 20. Dezember 2011 Uber
die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags (iber die Arbeitsweise der Europaischen Union
auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit
der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind
(2012/21/8U, ABI. EU Nr. L 7/3 vom 11. Januar 2012) - Freistellungsbeschluss - sowie der RICHTLINIE
2005/81/EG der Kommission vom 28. November 2005 zur Anderung der Richtlinie 80/723/EWG (ber
die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den &ffentlichen
Unternehmen sowie Uber die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen (ABI. EU Nr.
L 312/47 vom 29. November 2005).

1. Gemeinwohlverpflichtung und Rechtsverhiltnisse im Rahmen der Betrauung

(1)  Entsprechend dem Kommunalverfassungsgesetz fir das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA),
insbesondere der §§ 2 bis 4, ist die Stadt Kéthen (Anhalt) innerhalb ihres Gemeindegebietes der
ausschiieBliche Trager der gesamten éffentlichen Aufgaben, Hierzu zéhlt auch, dass die Stadt
Kéthen (Anhalt) innerhalb der Grenzen ihrer Leistungsfahigkeit die fiir ihre Einwohner
erforderlichen sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen &ffentlichen Einrichtungen bereitstelit.
Verbunden mit der Bereitstellung der vorausbezeichneten Einrichtungen ist auch die
Forderung der wirtschaftlichen sowie soziokulturellen Entwicklung des Standortes.

(2) Die in Abs. 1 genannte Aufgabe stellt eine Aufgabe der klassischen ,kommunalen
Daseinsvorsorge” dar. Aufgrund der kommunalen Definitionshoheit fiir den Begriff der
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) ist anerkannt, dass diese
Leistung auch eine DAWI mit einem spezifischen Gemeinwohlbezug im Sinne des
Européischen Beihilferechts darstellt.

(3) Derin Abs. 1 definierten Zielstellung dient auch die Kéthen Kultur und Marketing GmbH.

(4) GemaB § 2 des Gesellschaftsvertrages der Kéthen Kultur und Marketing GmbH ist der
Gegenstand der Geselischaft die Stadt Kéthen (Anhalt) als Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-,
Wohn- und Touristikstandort weiterzuentwickeln und damit die Wertschopfung in der Region zu
férdern. Die Gesellschaft hat insbesondere die Aufgabe WerbemaRnahmen und
Veranstaltungen sowie sonstige Aktivitdten des Stadt- und Tourismusmarketing zu planen,
durchzufthren und zu koordinieren.

(5) Aufgrund der Formulierungen in § 2 des Gesellschaftsvertrages der Kéthen Kultur und
Marketing GmbH ist sichergestellt, dass die Geselischaft bei der in Abs. 1 genannten
Mafinahmen auf die Erbringung von DAWI| und auf das kommunalrechtlich zulassige Mafk
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(6)

(1)

Anlage 1

beschrankt ist.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) bestatigt und bekréftigt durch diesen Betrauungsakt die bereits in der
Vergangenheit und durch bestehende Vertrage an die Kothen Kultur und Marketing GmbH
Gbertragenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen.

Betrautes Unternehmen, Art der Dienstleistung
(zu Art. 4 des Freistellungsheschlusses, 2012/24/EU vom 20.12.2011)

Die Kothen Kultur und Marketing GmbH ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung. Die
Stadt Kéthen (Anhalt) ist mit 25.000 Euro (83,33 %) als Gesellschafterin am Stammkapital der
Gesellschaft beteiligt. Darlber hinaus ist die Wohnungsgesellschaft Kothen mbH mit einem
Stammkapital in Hohe von 5.000 Euro (16,67 %) an der Gesellschaft beteiligt.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) betraut die Kéthen Kultur und Marketing GmbH mit Wirksamwerden
dieses Betrauungsakts mit der Erbringung nachstehender DAWI:

1. Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kdthen, insbesondere

a) die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatigkeit
entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

b) als Kommunikationszentrum, der kufturellen Begegnung, als Stitte der Bildung und des
Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

¢) die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrdger und Interessenten zu
ermdglichen,

d) die Realisierung von Beispielvorhaben, Aussteliungen, Tagungen, soziokulturellen
Malinahmen und eigenen Kulturprojekien und experimentelien Veranstaltungen,

e) die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden
Veranstaltungstatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-Nutzen-
Verhaltnisses,

f) die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturellen
Plurafitdt im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

g) die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse,

h} die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstétte mit einer hohen
Umlandfunktion zu wirken,

2. Betrieb des Naumann-Museums und des Historischen Museums im Koéthen (Anhalt),
insbesondere

a) die Erarbeitung, Pflege und museumspédagogische Betreuung der Dauerausstellung
einschlieflich Aufbau, ErschlieBung und Pflege der Sammiung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

b) die Ausfihrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche ErschlieBung des
Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

c) die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und Uberregionalen
relevanten  Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kuiturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

d) die museumspé&dagogische Begleitung von Sonderausste[!ungen be1 der Begleitung von
Kuiturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,
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(3)

(4)

(5)

Antage 1

e) die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammiungsgutes,

f) die Sicherung des Kulturgutes,

g) die Durchfiihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirklichung der
Gegenwartskultur und der Biidenden Kunst,

h) die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Museen,

i} die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahiung der musealen
Einrichtungen,

J) die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsangebotes,

k) die Fdrderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbepflege und Schaffung
von Identifikationsmaoglichkeiten,

[) die Vermittiung zwischen Kunstschaffenden und Bevolkerung,

m) die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit,

3. Betrieb der Préhistorischen Sammiung in Kéthen {Anhalt), insbesondere
a) Sammliungs- und Bewahrungsfunktion,
b) Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,
c} Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion sowie
d) Sicherung des Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefahrdung, Schaden durch Dritte,
unsachgemaéfe Lagerung und VerduBerung

4. Weiterentwicklung der Stadt Kéthen (Anhalt) als Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-, Wohn-
und Touristikstandort inshesondere
a) Organisation und Durchfiihrung von kulturelien Veranstaltungen im Stadtgebiet der Stadt
Kéthen (Anhalt),
b) Zusammenarbeit und Positionierung mit bzw. innerhalb tourismusrelevanter Gremien in
der Region, Aufbau von Netzwerken und Verbindungen zu Partnern, Multiplikatoren,
usw.,

5. Erledigung aller mit den unter Ziffer 1 bis 4 zusammenhangenden und den dortigen
Belangen dienenden Geschéaften,

6. Durchflhrung aller Mafinahmen und Geschéfte, welche die in den Ziffern 1 bis 4 genannten
Dienstleistungen fordern.

Die Aufstellung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Kéthen Kultur und Marketing
GmbH ist nicht abschlieRend und kann sich wihrend der Laufzeit der Betrauung &ndern.
Anderungen und Erweiterungen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen haben auf der
Grundlage der Regelungen in Ziff. 2 Abs. 2 zu erfolgen und sind nur dann Gegenstand dieser
Betrauung, wenn es sich bei diesen gemeinwirtschaftlichen  Verpflichtungen um
Dienstleistungen ~ von  aligemeinem  wirtschaftichen  Interesse im  Sinne  des
Freistellungsbeschlusses fiir die Stadt Kéthen (Anhait) handelt.

Die Kéthen Kuitur und Marketing GmbH erbringt derzeit keine Dienstleistungen, die nicht zu der
DAWI nach Ziff. 2 Abs. 2 z&hlen.

Der voriiegende Betrauungsakt entfaltet nur im Verhiltnis zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt)
und der Kéthen Kuftur und Marketing GmbH seine Wirkung.






(1)

(3)

(4)

(6)

(7)

Beschreibung des Ausgleichmechanismus und Parameter fiir die Ausgleichsleistungen
(zu Art. 5 des Freistellungsbeschiusses)

Die ausgleichsfahigen Aufwendungen flr die Erbringung von DAWI bemessen sich anhand der
geltenden Rechnungslegungsvorschriften. Auf die ausgleichsfahigen Aufwendungen sind alle
Einnahmen der Kéthen Kultur und Marketing GmbH anzurechnen, die im Zusammenhang mit der
Erbringung der gemeinwirtschaftiichen Leistung erzielt werden.

Der Ausgleich erfolgt aktuell durch laufende Zuschisse sowie im Rahmen unentgeltlicher
Personaiiiberlassung.

Der Ausgleich fir die Erbringung von DAWI seitens der Stadt Kéthen (Anhalt) kann dariiber
hinaus durch Eigenkapitalzufiihrungen, Darlehenshingaben sowie weitere Vorteil gewéhrende
Mafinahmen, die Charakter einer Ausgleichsleistung haben, erfolgen, soweit eine
Veranschlagung im Wirtschaftsplan des Unternehmens erfolgt ist und kumulativ der
Ausgleichsbetrag in Hohe von maximal 15 Mio. EUR pro Jahr nicht (iberschritten wird. Die Stadt
Kéthen (Anhalt) und die Kéthen Kultur und Marketing GmbH gehen vor dem Hintergrund der
Erfahrungen aus der Vergangenheit hinsichtlich der Finanzierung der Kéthen Kultur und
Marketing GmbH davon aus, dass dieser Betrag nicht erreicht wird.

FUr den Fall, dass ersichtlich wird, dass der Zuschussbedarf der Kothen Kultur und Marketing
GmbH die vertraglich bestimmten Zuschiisse lberschreitet, hat unverziiglich nach bekanntwerden
dieses Sachverhaltes eine Abstimmung mit der Stadt K&then (Anhalt) zu erfolgen.

im Rahmen der Wirtschaftsplanung hat die Kéthen Kultur und Marketing GmbH die Stadt Kéthen
{(Anhalt) durch entsprechende Unterlagen (Mehrjahreserfolgs- und -finanzplan sowie Stelienplan)
Uber die geplanten Jahresergebnisse zu informieren. Besonderes Augenmerk ist dabei auf die
Zweckbestimmte Verwendung der Zuschiisse zu legen.

Eventuelle Fehlbetrdge aus Dienstleistungen der Kothen Kultur und Marketing GmbH, die nicht
von allgemeinem wirtschaftlichen interesse sind, dirfen nicht ausgeglichen werden. Gewinne aus
solchen Bereichen sind auf die ausgleichsféhigen Aufwendungen anzurechnen. Die Kéthen Kultur
und Marketing GmbH wird die Erfilllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung im Lagebericht
zum Jahresabschluss flr das jeweils abgelaufene Geschéftsjahr nachweisen. Soweit die Kdthen
Kultur und Marketing GmbH Dienstleistungen erbringt, die nicht von allgemeinem wirtschaftlichen
interesse sind, hat die Kéthen Kultur und Marketing GmbH im Rahmen einer Trennungsrechnung
den Nachweis zu erbringen, dass der nach Abs. 2 gewahrte Ausgleich nicht zur Finanzierung
dieser Dienstleistungen verwendet wurde.

Die Grundsadtze des Transparenzrichtlinie-Gesetzes sind zu beachten, soweit die dortigen
Regelungen einschiagig sind.

Aus diesem Betrauungsakt erwéchst der Kéthen Kultur und Marketing GmbH kein Rechtsanspruch
auf Zahlung von Ausgleichsleistungen.





4,

(2)

(3)

(4)

(1)

(2)

Vermeidung von Uberkompensierung, Nachweisfiihrung
(zu Art. 6 des Freistellungsheschlusses)

Die Ausgleichszahlungen nach Ziff. 3 dlirffen nicht {iber das hinausgehen, was erforderlich ist, um
die durch die Erflillung der Gemeinwohlverpflichtung verursachten Kosten unter Beriicksichtigung
der dabei erzielten Einnahmen und einer angemessenen Rendite aus dem fiir die Erfiillung dieser
Verpflichtung eingesetzten Eigenkapital abzudecken. Die Einhaltung dieser Voraussetzungen
wird von der Gesellschaft jahrlich nach Ablauf des Geschéftsjahres nachgewiesen.

Die Instrumente zur Vorkehrung von Uberkompensationen werden durch den Jahresabschluss
abgebildet. In diesem Zusammenhang wird ausdriicklich auf den Priifungsstandard fir ,Beihiifen
insb. zugunsten oOffentlicher Unternehmen® (IDW 700) verwiesen, weicher seit 2011 gilt. Der
geprifte Jahresabschluss ist der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Verfligung zu stellen.

Erganzend zum jeweiligen Jahresabschiuss ist der Stadt Kéthen (Anhalt) durch die Gesellschaft
mit Hilfe einer geeigneten Trennungsrechnung, weiche sich an den Ubertragenen Aufgaben
(siehe Ziff. 2 Abs. 2) orientiert, die Verwendung der zur Verfligung gestellten Mittel darzustellen.

Kommt es zu einer Uberschreitung des maximalen Ausgleichsbetrages und betréigt die
Uberkompensierung maximal 10% der Ausgleichssumme, darf dieser Betrag auf das
nachfolgende Ausgleichsjahr vorgetragen werden und ist dort von dem maximalen
Ausgleichsbetrag abzuziehen. Kommt es auch unter Beriicksichtigung des Satzes 1 zu einer
Uberschreitung des maximalen Ausgleichsbetrages, hat die Kéthen Kultur und Marketing GmbH
auf Aufforderung der Stadt Kéthen (Anhalt) den eventuelien Eintritt eines beihilferechtswidrigen
Tatbestands zu vermeiden. Die Kdthen Kultur und Marketing GmbH und die Stadt Kéthen
(Anhalt) werden festlegen, auf welchem Weg dies erfolgt.

Vorhalten von Unterlagen
(zu Art, 7 des Freisteliungsbeschlusses)

Unbeschadet weitergehender Vorschriften sind sémtliche Unterlagen, anhand derer sich
feststellen lasst, ob die  Ausgleichszahlungen mit den  Bestimmungen  des
Freistellungsbeschlusses vereinbar sind, von der Kéthen Kultur und Marketing GmbH
mindestens fir einen Zeitraum von 10 Jahren ab Ende des Betrauungszeitraums aufzubewahren.

Dauer der Betrauung, fortlaufende ﬂberprﬁfung, Anpassungsklausel
(zu Art. 2 Abs. 2 und Abs. 3 des Freistellungsbeschlusses)

Die Betrauung der Kéthen Kultur und Marketing GmbH ist fiir die Dauer von 10 Jahren angelegt
und beginnt mit Wirksamwerden dieses Betrauungsakts.

Die Betrauung wird vorbehaltlich des Ergebnisses der Abstimmung nach der Vorlage bei der
Kommunalaufsicht gemaR § 135 Abs. 1 Satz 4 KVG LSA wirksam zu dem Zeitpunkt, in dem an
die Geschéfisfiihrung der Kothen Kultur und Marketing GmbH eine Weisung zur Beachtung
des inhalts der Betrauung mit einem entsprechenden Beschluss der Gesellschafterversammiung
der K&then Kultur und Marketing GmbH nach Ziff. 7 ergeht.





(3)

Anlage 1

Die Betrauung endet vor Ablauf von 10 Jahren, wenn die Stadt Kéthen (Anhalt) die
Gemeinwohiverpflichtung, die Gegenstand dieser Betrauung ist, aus zwingenden Griinden
(Gesetz, hdchstrichterliche Rechtsprechung) nach anderen, mit dieser Betrauung unvereinbaren
Rechtsvorschriften regein muss. Gilt dies nur fir Einzelpflichten dieser Betrauung oder Teile von
Einzelpflichten dieser Betrauung, so gilt die Betrauung im Ubrigen fort.

Solite eine Bestimmung dieser Betrauung nicht rechtskonform oder undurchfiihrbar sein oder
werden oder die Betrauung eine an sich notwendige Regelung nicht enthalten, so berlhrt dies
die Betrauung im Ubrigen nicht. Die Stadt Kéthen (Anhalt) wird zur Ersetzung einer solchen
Bestimmung oder zur Ausflillung einer Regelungsiiicke eine rechtlich zuldssige Bestimmung
schaffen, die soweit wie mbglich dem entspricht, was gewollt war oder nach dem Sinn und Zweck
der Betrauung gewolit worden wiére, wenn die mangeinde Rechtskonformitdt oder
Undurchflihrbarkeit der entsprechenden Bestimmung bzw. die Regelungsliicke erkannt worden
wére.

Umsetzung des Beschlusses
Der Oberbiirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt) wird beauftragt, entsprechend seiner Funktion

in der Gesellschafterversammiung der Kéthen Kultur und Marketing GmbH darauf hinzuwirken,
dass die Vorgaben dieses Beschlusses Beachtung finden.

Kdthen (Anhailt), den

Kurt-JGrgen Zander (Siegel)
Oberblrgermeister





Anlage zur Sitzungsvorlage
1. Betrauungsakt der Köthen Kultur und Marketing GmbH.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014143/8
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 26
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014143/8
Az.: erstellt am: 19.08.2014
Betreff
6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
Beratungsfolge
Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]15.09.2014: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 15.09.2014 |laut BV
2(18.09.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 18.09.2014 (kein Beschluss
3118.09.2014: Sozial- und Kulturausschuss 18.09.2014 |laut BV
4123.09.2014: Ortschaftsrat Merzien 23.09.2014 |laut BV
5124.09.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 24.09.2014 |laut BV
6 (02.10.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 02.10.2014 |laut BV
7107.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |laut BV
8(16.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 (laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen beschlieRt die 6. Anderung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:

88 5, 6, 8, 11 und 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
88 1,25 Bestattungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

zu 81 Abs.1.und 2.;

Nach § 23 Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) sind Grabmale und sonstige bauliche
Anlagen nach der Richtlinie fur die Erstellung und Prifung von Grabmalanlagen des
Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz- und Holzbildhauerhandwerks (BIV -
Richtlinie) zu fundamentieren und zu befestigen.

Nach § 9 der Unfallverhiitungsvorschrift (UVV) der Gartenbau-Berufsgenossenschaft VSG
4.7 sind Grabmale und Fundamente nach den anerkannten Regeln der Baukunst zu
errichten und mindestens einmal jahrlich auf ihre Standfestigkeit zu Uberprifen. Welches
mafigebliche Regelwerk in der Friedhofssatzung verbindlich benannt wird ist durch die UVV
nicht vorgegeben. Insofern entspricht die derzeit glltige Friedhofssatzung dieser UVV.

In der aktuellen Ausgabe der VSG 4.7 mit Stand 2007 wird bei der Durchfiihrungsanweisung
aber auf die Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen der Deutschen
Naturstein Akademie e.V. (TA - Grabmal) verwiesen und diese auch im Anhang mit
veroffentlicht.

Somit gibt es zwei Regelwerke als Auslegung der anerkannten Regeln der Baukunst.

Beide Richtlinien unterscheiden sich hinsichtlich der Angaben zur Befestigungs- und
Grindungstechnik nicht. Es wird auf die gleichen DIN - Normen flir Lastannahme, Beton und
Grindung verwiesen. Hinsichtlich Bemessung und konstruktive Ausfuihrung sind
Grabmalanlagen nach beiden Richtlinien gleich herzustellen. Die DIN - Normen sind aber
sehr komplex und weder fur die Friedhofsverwaltung noch fur den Dienstleistungserbringer
verstandlich und umsetzbar.

Hier liegt ein wesentlicher Vorteil der TA - Grabmal. Diese ist deutlich umfangreicher als die
BIV - Richtlinie. Dies liegt daran, dass die Inhalte deutlich ausfuhrlicher und préaziser und ftr
den Anwender verstandlicher beschrieben werden. In Form von Tabellen, Ubersichten und
Beispielen werden umfangreiche Planungshilfen fur die Umsetzung gegeben. Da die
sicherheitsrelevanten Teile der Grabanlage (Verdiibelung) und das Tragsystem
(Fundament) nicht sichtbar sind, wird die Darstellung dieser Teile neben den Abmessungen
des Grabmales und ggf. der Einfassung oder Abdeckplatte in den Antragsformularen
verlangt. Von der der Deutschen Naturstein Akademie e.V. wird den Friedhofsverwaltungen
und Steinmetzbetrieben kostenlos eine Software zur Verfigung gestellt, Gber die nach
Eingabe der sicherheitsrelevanten Daten eine Berechnung erfolgt und Bedenken hinsichtlich
der Verkehrssicherheit angezeigt werden. Im Antragswesen unterscheidet sich daher die
TA - Grabmal wesentlich von der BIV - Richtlinie. Im derzeit praktiziertem Antrags- bzw.
Genehmigungsverfahren werden nur die Abmessungen des Grabmales und Angaben zur
Gestaltung (Material, Inschrift u.a.) abgefordert. Auf der Grundlage dieser Angaben lasst
sich die Stand- bzw. Bruchsicherheit der Grabanlagen aber nicht ausreichend beurteilen. Da
die Friedhofsverwaltung aber nur Grabmalanlagen genehmigen darf, die auch dauerhaft
standsicher errichtet werden sollen, fihrt eine Umstellung des Genehmigungsverfahrens auf
die TA - Grabmal zu einer hoheren Rechtssicherheit und vermindert das Haftungsrisiko fur
die genehmigten Grabanlagen.



Ein weiterer grundlegender Unterschied zwischen der TA - Grabmal und der BIV - Richtlinie
liegt im Prifverfahren der Grabmalanlage. Zurzeit muss die jahrliche Standsicherheits-
prifung nach der BIV - Richtlinie wie folgt erfolgen:

- Grabmale bis zu einer H6he von 70 cm sind mit einer Priflast von 30 kg zu
prufen,
- Grabmale ab 70 cm Hohe sind mit einer Priflast von 50 kg zu prifen,
- alle Prufungen sind nachvollziehbar zu dokumentieren, d.h. in einem
Prufprotokoll sind sowohl die Grabmale ohne Mangel als auch die

bemangelten Grabmale zu dokumentieren.

Nach der TA - Grabmal werden hingegen alle Grabmale unabhangig von der H6he mit
30 kg Prflast geprift und nur die beanstandeten Grabsteine sind zu dokumentieren.
Dies fuhrt zu einer erheblichen Reduzierung des erforderlichen Verwaltungsaufwandes
fur die Durchfuihrung und Dokumentation der jahrlichen Standsicherheitsprifung.
Hinzu kommt, dass eine Person eine Priiflast von 50 kg kontinuierlich nur mit einem
Prufgerat mit Hebel aufbringen kann. Aber auch mit diesem Hilfsmittel flhrt die
korperliche Belastung nach einiger Zeit dazu, dass die Prifung mit ruckartiger
Aufbringung der Belastung durchgefiihrt wird. Dabei kommt es zu Belastungsspitzen der
Horizontallasten Uber der vorgeschriebenen Priflast. Dies kann zu Schadigungen der
Grabanlage fuhren. Bei einer Priflast von 30 kg ist hingegen eine korrekte Prifung
sichergestellt.

Als Voraussetzung fiir die vereinfachte Grabmalprifung schreibt die TA - Grabmal
jedoch eine Abnahmeprifung fur die neu errichteten und auch die aus verschiedenen
Grinden wieder befestigten Grabmale mit einer Priflast von 50 kg vor. Die
Abnahmeprifung kann vom Steinmetz erfolgen und mit Vorlage eines Messprotokolls
bei der Friedhofsverwaltung angezeigt werden. Um die Anschaffung eines Prifgerates
fur die Steinmetzbetriebe zu vermeiden, kann die Abnahmeprifung auf Antrag des
Steinmetzes auch zusammen mit der Friedhofsverwaltung durchgefihrt werden. Hier ist
ein geeignetes Prufgerat aufgrund der jahrlichen Standsicherheitsprifung angeschafft
worden. Der Friedhofsleiter hat auch die notwendige zertifizierte Fachkunde fir die
Grabmalpriufung erworben. Der erhdhte Aufwand fir die Abnahmeprifung ist mit der
erheblichen Erleichterung der jahrlichen Standsicherheitsprifung zu rechtfertigen.
Zudem flhrt dir Abnahmeprifung fur den Nutzungsberechtigten als Auftraggeber flr die
Grabmalerrichtung auch zu einem Nachweis, dass das Grabmal nach den Vorschriften
der Friedhofssatzung ordnungsgemaln errichtet wurde.

Aus den genannten Griinden soll mit den Anderungen der 88§ 22, 23 der
Friedhofssatzung die TA - Grabmal als verbindliches Regelwerk eingefiihrt werden.



zu 81 Abs. 3. und 4.;

Die notwendigen Anderungen der Friedhofssatzung ergeben sich aus dem Umstand,
dass die Gemeindeordnung durch das Kommunalverfassungsgesetz abgelost wurde.
Das betrifft auch die Anderung der moglichen maximalen Hohe eines BuRRgeldes im
Rahmen eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens auf 5.000 €.

zu § 1 Abs. 5.;

Auf der neu gestalteten Gemeinschaftsanlagen fur Urnenwahlgrabstéatten stehen keine
Vasenbehélter mehr zur Verfigung. Deren Anschaffung ist auch nicht vorgesehen.
Vielmehr wurden Ablageflachen geschaffen, die auch fir Steckvasen mit
BlumenstrauRen geeignet sind. Damit ertbrigt sich der Satz 4 in Ziffer 2.) der Anlage 1
zur Friedhofssatzung.

zu 8§ 1 Abs. 6.;

Mit der 4. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung wurden 2012 die Vorschriften zur
Gestaltung von Grabmalen im Wesentlichen aufgehoben. Ziel der damaligen Anderung
war es, den Nutzungsberechtigten mehr Freiraum bei der Gestaltung der von ihnen
genutzten Graber einzurdumen. Hinsichtlich der Gemeinschaftsanlage fur
Urnenwahlgrabstétten muss aber als Grabfeld mit besonderen Gestaltungsvorschriften
eine Vorgabe der Mal3e fiir die ebenerdig zu verlegende Grabplatte in der Satzung
enthalten sein. Die Graber auf der Anlage sind fiir ein einheitliches MalR angelegt. Das
Gestaltungskonzept ist auch auf vereinheitlichte Grabplatten ausgerichtet. In der Praxis
der letzten Jahre werden auch nur Grabplatten mit den AuRenmafien 0,40 x 0,40 und
einer Mindeststarke von 0,03 m genehmigt. Da eine ausdrickliche Satzungsregelung
dazu fehlt, wurde das schriftliche Einverstandnis des Nutzungsberechtigten mit dem
Antrag auf Bestattung eingefordert. Probleme mit dieser Verfahrensweise gab es nicht,
aber die Aufnahme in die Satzung fuhrt zu Rechtssicherheit.
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6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 5, 6, 8, 11 und 45 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie der §§ 1 Abs. 1 und 25
Abs. 1 des Bestattungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (BestattG LSA) vom
05.02.2002 (GVBI. LSA S. 46) zuletzt geandert durch Gesetz vom 17.02.2011 (GVBI. LSA
S. 136) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende

6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

§1
Anderung der Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

1. § 22 erhalt folgende Fassung:
.8 22

Genehmigungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veranderung von Grabmalen bedarf der vorherigen
schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Der Antrag auf Genehmigung ist
durch den Verfligungsberechtigten der Grabstatte zu stellen. Der Antragsteller hat bei
Reihengrabstatten die Grabanweisung vorzulegen, bei Wahlgrabstatten sein Nut-

zungsrecht nachzuweisen.

(2) Der Antrag auf Genehmigung ist gemafR der Technischen Anleitung zur
Standsicherheit von Grabmalanlagen der Deutschen Naturstein Akademie e.V. (TA-
Grabmal) in der jeweils glltigen Fassung zu stellen. Insbesondere sind die sicher-
heitsrelevanten Angaben zum Grabmal und sonstigen baulichen Anlagen anzugeben.
Dem Antrag ist weiterhin zweifach beizuflgen:

a) der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Malistab 1:10 unter
Angabe des Materials, der Befestigungsmittel und Abmessungen, seiner Be-
arbeitung, des Inhalts der Beschriftung, der Form und der Anordnung; Ausfiih-
rungszeichnungen sind einzureichen, soweit es zum Versténdnis erforderlich
ist;

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im Mafstab 1:5 un-

ter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der
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Anordnung. Ausfiihrungszeichnungen sind einzureichen, soweit es zum Ver-
standnis erforderlich ist.
In besonderen Fallen kann die Vorlage eines Modells im MafRstab 1:5 oder das Auf-

stellen eines Modells in natiirlicher GroRe auf der Grabstétte verlangt werden.

(3) Die Errichtung und Veranderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedarf
ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Die Ab-

sétze 1 und 2 gelten entsprechend.

(4) Provisorische Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind unter Einhaltung
des § 20 Abs. 2 Satz 4 bis 6 nicht genehmigungspflichtig, wenn sie nicht langer als

maximal zwei Jahre nach deren Errichtung auf der Grabstatte verbleiben sollen.*

§ 23 erhalt folgende Fassung:
.8 23

Standsicherheit der Grabmale

(1) Die Grabmale sind nach der TA-Grabmal in der jeweils glltigen Fassung zu
fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch
beim Offnen benachbarter Graber nicht umstirzen oder sich senken kdnnen. Fun-
damentierungen dirfen nicht in Nachbargréaber tbergreifen. Dies gilt auch fir sonsti-

ge bauliche Anlagen entsprechend.

(2) Die Mindeststarke, die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbe-
sondere die Grofe und Starke der Fundamente, bestimmt die Friedhofsverwaltung
gleichzeitig mit der Genehmigung nach § 22. Sie kann (berprifen, ob die vorge-

schriebene Fundamentierung oder Befestigung durchgefuhrt worden ist.

(3) Fir die Abnahmeprifung und die jahrliche Prifung der Standsicherheit der

Grabmale gilt die TA-Grabmal in der jeweils glltigen Fassung.*

In § 33 Abs. 1 wird die Angabe ,§ 6 Absatz 7 Gemeindeordnung flir das Land Sach-
sen-Anhalt durch die Angabe ,§ 8 Abs. 6 des Kommunalverfassungsgesetzes des

Landes Sachsen-Anhalt* ersetzt.

In § 33 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,2.500,- EUR* durch die Angabe ,5.000 Euro*

ersetzt.
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5. In Anlage 1 Ziffer 2.) Gemeinschaftsanlagen fur Urnenwahlgrabstatten wird Satz 4

gestrichen.

6. Anlage 1 Ziffer 2.) Gemeinschaftsanlagen fiir Urnenwahigrabstétten Satz 6 erhalt
folgende Fassung:
,Der Nutzungsberechtigte an der Grabstatte hat innerhalb von vier Wochen nach der
Beisetzung die Beisetzungsflache mit einer ebenerdig verlegten Grabplatte mit den
AuflenmafRen 0,40 m x 0,40 m und einer Mindeststéarke von 0,03 m abdecken zu las-

[}

sen.

§2

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt
Koéthen (Anhalt) in Kraft.

Kéthen (Anhalt), .............co......

Kurt-Jirgen Zander

Oberburgermeister (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
6ÄnderungssatzungzurFriedhS.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014151/4
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 27
Amt: Bereich 061 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014151/4
Az.: erstellt am: 26.08.2014
Betreff

5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet
Dohndorf-Lébnitzer Kreuz" in Kothen (Anhalt) - Ortsteil Lobnitz an
der Linde hier: Aufstellungsbeschluss

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]24.09.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 24.09.2014 |laut BV
2 (30.09.2014: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 30.09.2014 |abgelehnt
3107.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |entspr. prot. And.
4116.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die Aufstellung der 5. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet Dohndorf-Lobnitzer Kreuz".

Gesetzliche Grundlagen:

88 1 (1), 1 (3), 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB)
88 b, 8, 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Anlass der Planung

Der Planungsanlass fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf-
Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) — Ortsteil Lébnitz an der Linde ergibt sich aufgrund des
Erweiterungsbedarfs der Firma Bergmann'‘s Men(- & Partyservice GmbH in Lobnitz an der Linde.
Das Grundstuck der Firma befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1
~,Gewerbegebiet Dohndorf- Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) im Ortsteil Lobnitz an der Linde.
Der Bebauungsplan Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf- Lobnitzer Kreuz" der damaligen Gemeinde
Lobnitz an der Linde wurde rechtswirksam am 25.11.1992, die vorliegende 4. Anderung des
Bebauungsplanes ist rechtswirksam seit dem 10.01.2000.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes und die von der Anderung betroffenen Bereiche sind auf
dem Ubersichtsplan der Anlage 1 dargestellt.

Die Firma Bergmann'’s Menu- & Partyservice GmbH stellte mit Datum vom 04.08.2014 (eingegangen
bei der Stadt am 07.08.2014) bei der Stadt (K&then) einen Antrag zur Anderung des o. g.
Bebauungsplanes (Anlage 2).

Bauliche Erweiterungsmdglichkeiten des Betriebes der Firma Bergmann sind auf dem zur Verfligung
stehenden Grundstiick (Gemarkung Lobnitz an de Linde, Flur 3 Flurstiick 63/3) im Geltungsbereich
des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet Dohndorf- Lobnitzer Kreuz" zurzeit kaum noch mdglich, der
vorgegebene Rahmen der héchstzuldssigen Grundflachenzahl (GRZ) ist bereits weitestgehend
ausgeschopft.

Im Bebauungsplan ist das Gebiet, in dem sich das Grundstiick befindet, als Gewerbegebiet
festgesetzt, die hdchstzulassige Grundflachenzahl (GRZ) betrégt 0,8 (Anlage 3, Auszug aus dem
Bebauungsplan, Darstellung des Grundstiuickes im Bebauungsplan).

2. Ziele und Zwecke der Planung

Durch die Anderung des Bebauungsplanes werden die planungs- und bauordnungsrechtlichen
Voraussetzungen fir die geplanten Erweiterungsabsichten der Bergmann's Meni- & Partyservice
GmbH geschaffen.

Ziele der Planung sind inshesondere:

- die Schaffung der planungs- und baurechtlichen Voraussetzungen fur die Erweiterung eines
bestehenden Gewerbebetriebes

- die Sicherung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhéltnisse

- die Beriicksichtigung der Belange des Umweltschutzes, einschlie3lich des Naturschutzes und
der Landschaftspflege

- die Entwicklung von geeigneten Ausgleichsmaflinahmen und Sicherung der hierfir
erforderlichen Ausgleichsflachen

- die Berticksichtigung der Belange der Wirtschaft und

- der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen.

Die Anderung des Bebauungsplanes schafft die Rechtsgrundlage fiir die Erweiterung eines
bestehenden Gewerbebetriebes. Aufgrund der besseren Auslastung der vorhandenen Infrastruktur
erfolgt insgesamt ein schonender Umgang mit Grund und Boden und die geordnete stadtebauliche
Entwicklung bleibt gewahrt.

Fur die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Nr. 7 und § 1a BauGB wird eine Umweltprifung
durchgefuhrt, in der die erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und im Umweltbericht beschrieben
und bewertet werden.

Die Anderungsbereiche der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf-
Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) im Ortsteil Lobnitz an der Linde sind in der Anlage 1 dargestellt.



3. Vorbereitende Bauleitplanung

Lobnitz an der Linde verfiigte bis zur Eingemeindung in die Stadt Kéthen (01.01.2004) nicht Gber einen
Flachennutzungsplan. Der Bebauungsplan Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf- Lobnitzer Kreuz" in
Lobnitz an der Linde wurde am 17.11.1992 von der Bezirksregierung Dessau als héhere
Verwaltungsbehoérde genehmigt.

Die 3. Erganzung des Flachennutzungsplanes der Stadt Kothen (Anhalt) — Ortsteil Lébnitz an der
Linde wurde am 28.09.2007 rechtswirksam.

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf- Lébnitzer
Kreuz" in L6bnitz an der Linde ist dort als ,Gewerbliche Bauflache” (G) dargestellt (Anlage 4).

Die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf- Lébnitzer Kreuz" wird aus der
3. Ergadnzung des Flachennutzungsplanes der Stadt Kéthen (Anhalt) — Ortsteil Lobnitz an der Linde
entwickelt.

4. Inhalte der Planung

Eine im Bebauungsplan nérdlich und 6stlich an das Gewerbegrundstiick (Flurstiick 63/3 Flur 3
Gemarkung Lobnitz an der Linde) der Firma Bergmann angrenzende Flache, die im Bebauungsplan
als offentliche Griunflache festgesetzt ist, und eine westlich angrenzende StralRenverkehrsflache sollen
in gewerbliche Bauflache — Gewerbegebiet (GE) — umgewandelt werden (Flurstiicke 63/12 teilweise
und 63/14 teilweise) (Anderungsbereich 1) (Anlagel).

Die Uberwiegende Anzahl der Baume und Straucher werden als zu erhaltend festgesetzt.

Lediglich einige wenige Baume und Straucher im westlichen und nordwestlichen Anderungsbereich
werden entfernt.

Der Weg, der sich durch die Griinflache zieht, soll fiir die Offentlichkeit weiterhin nutzbar sein. Hier
wird eine, mit einem Wegerecht zu belastende Flache zugunsten der Offentlichkeit festgesetzt.

Die Festsetzungen zum Malf3 der baulichen Nutzung orientieren sich an Festsetzungen des
Ursprungsbebauungsplanes (GRZ = 0,8; GFZ = 1,0; Z = Il; offene Bauweise).

Die StralRenverkehrsflache im Anderungsbereich | ist derzeit nicht als 6ffentliche
StraRenverkehrsflache gewidmet. Sie wird nach Rechtskraft der Anderung des Bebauungsplanes fiir
die Offentlichkeit nicht mehr befahrbar sein — nur noch aus Richtung Ortslage bis zum Gehweg. Die in
diesem Bereich enthaltenen Leitungen werden als mit Leitungsrechten zu belastende Flachen
festgesetzt.

Mit der Erweiterung der Bauflache (GE) wird erreicht, dass der Flacheninhalt der Anderungsflache |
auf die Grundflachenzahl angerechnet werden kann.

Fiir den mit dieser Anderung einhergehenden Eingriff in Natur und Landschatft ist die Festsetzung
einer AusgleichsmalRnahme auf einer derzeit als Gewerbegebiet festgesetzten Flache (Flurstiicke 57/1
(tlw.), 58/4 (tlw.), 63/9 (tiw.) Flur 3, Gemarkung L&bnitz) vorgesehen (Anderungsbereich Il) (Anlage 1).
Diese Flache wird aus der im Bebauungsplan festgesetzten Bauflache (Gewerbegebiet) herausgeldst
und als Grinflache festgesetzt.

Beziiglich der potentiellen Ausgleichsflachen sowie der erforderlichen Grundstiickserwerbe stimmten
sich die Verwaltung der Stadt Kéthen (Anhalt) (Abteilung Stadtplanung), der Zweckverband ,Um die
Dorfstatte”, das von der Firma Bergmann beauftragten Planungsbiro und die
Grundstiickseigentiimern bereits untereinander ab.

5. Verfahren

Das Bebauungsplanverfahren der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 ,Gewerbegebiet Dohndorf-
Lobnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt)- OT Lébnitz an der Linde wird im Verfahren gemaf den
Paragrafen 3 und 4 BauGB durchgefihrt. Es ist eine friihzeitige und eine weitere Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behdrden vorgesehen.



6. Rechtliche Wirkung der 5. Anderung

Mit der 5. Anderung des Bebauungsplanes wird in den Bebauungsplan Nr. 1 "Gewerbegebiet
Dohndorf- Lobnitzer Kreuz", 4. Anderung, rechtswirksam seit dem 10.01.2000, eingegriffen.

Mit Rechtskraft der 5. Anderung des Bebauungsplanes treten die Festsetzungen des bisher
bestehenden Bebauungsplanes in den Anderungsbereichen auRBer Kraft. Die {ibrigen Festsetzungen
des vorherigen Bebauungsplanes (einschlieRlich der rechtskraftigen Anderungen) bleiben bestehen
und sind von der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 nicht beriihrt.

7. Anforderungen an den Antragsteller

Der Antragsteller erbringt alle stadtebaulichen und landschaftspflegerischen Leistungen fir die
Erarbeitung und Umsetzung der 5. Anderung des Bebauungsplanes zu seinen Lasten.

Mit dem Antragsteller wird ein stadtebaulicher Vertrag und ein Durchfihrungsvertrag abgeschlossen.

8. Kosten

Fiir die Erstellung der Anderung Bebauungsplanes entstehen der Stadt Kéthen (Anhalt) keine Kosten.
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| 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet
Dohndorf - Lobnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt)
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g‘?ﬁ' ‘Serbm\m's

i Al Meni- & Partyservice ...

Bergmann's M & P-Service GmbH, Ringsirate 4, 06369 Kdthen OT Lébritz Bergmann's MenU- & Partyservice GmbH
Ringstrafle 4
06369 Kothen OT Lébnitz a.d.L.
Stadtverwaltung Kothen [Anhalt) EING T Tel. 034 96/50 49-0
Planungsabteilung Stadt Kothen (Anhalf) Fax: 034 96/50 49-23
Marktstralle 1-3 Email: firma@bergmanns.de
06366 Kothen 07 Aug. 20% Internetwww.bergmanns.de

Datum: Mo, 4. August 2014
bhess; 'lml: l Abt.:
Welleeteltungt ! Dutum:

Antrag auf Einleitung eines Aufstellungsverfahrens fiir eine Anderung des Bebauungsplanes
»Gewerbegebiet Dohndorf-Lébnitzer Kreuz*

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Fira Bergmann' s Meni- und Partyservice GmbH beabsichtigt die Erweiterung ihres Betriebes im
Gewerbegebiet Dohndorf- Lobnitzer Kreuz und méchte aus diesem Grunde Flachen vom Zweckverband-
Gewerbegebiet ,Um die Dorfstatte® erwerben. Es handelt sich im Einzelnen um eine im derzeitig
~ rechtskraftigen Bebauungsplan festgesetzte Strallenverkehrsflache (Flurstuck 63/12 - tlw) und eine
¢ Schutzflache (Ausgleichsflache) bzw. éffentliche Grinfliache (Flurstiick 63/14 der Flur 3 Gemarkung Lébnitz -
teilw.).

Zur Umsetzung des Bauvorhabens ist die Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet Dohndorf-
Lébnitzer Kreuz* erforderlich. Die Anderung beinhaltet zum einen die teilweise Uberplanung der nérdlich und
ostlich an das Betriebsgeldande angrenzenden Grunflache und einer westlich angrenzenden
StralRenverkehrsflache als Gewerbegebiet und zum anderen die Festsetzung der fur diesen Eingriff in Natur
und Landschaft erforderlichen Ausgieichsflachen auf einer derzeitigen Gewerbeflache (Flurstiicke 57/1 (tiw.),
58/4 (tw.}), 63/9 (tlw.) Flur 3, Gemarkung L&bnitz).

In dieser Angelegenheit sind bereits Abstimmungen mit der Verwaltung der Stadt Koéthen (Anhalt),
Stadtplanungsabteilung und den Grundstickseigentimern der potentiellen Ausgleichsflachen erfolgt. Das
Buro fur Raumplanung- Dipl.-Ing. Heinrich Perk habe ich mit der Bearbeitung und Erstellung der
Ptanungsleistungen beauftragt.’

Sehr geehrte Damen und Herren, ich beantrage hiermit die Einleitung einer Anderung des o.g.
Bebauungsplanes. Ich erkldare mich mit dem Abschiuss eines stadtebaulichen Vertrages grundsatzlich sowie
mit der Ubernahme der Planungskosten einverstanden.

In Erwartung einer positiven Entscheidung tber diesen Antrag verbleibe ich

mit freundlichen Grifien

pexes

Amtsgericht Stendal HRB *2587 Kreissparkasse Anhalt-Bitterfeld 3LZ.800 537 22 Korto-Nr 302 009 949
Geschaftsfihrer Deutsche Bank PGK AG Leipzig 3LZ 860 700 24 Korta-Nr. 281 505 800
Boris Bergman~ dypaVereinsbank Dessau 31.Z 800 20G 87 Konrto-Nr:8 921 890

und Thomas Bergmann

Antrag zur Anderung des Bebauungsplanes Nr.1
"Gewerbegebiet Dohndorf - Lébnitzer Kreuz" ANLAGE 2
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Auszug aus der 3. Erganzung des Flachennutzungsplanes
der Stadt Kéthen (Anhalt) — Ortsteil Lobnitz an der Linde

unmalfstéblich

I Lobnitz a d Linc

0.3 =

ANLAGE 4 Blatt 1
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014152/4
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 28
Amt: Bereich 061 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014152/4
Az.: erstellt am: 27.08.2014
Betreff

2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung
Betonwerk mit Uberplanung von Teilflachen des Bebauungsplanes
"Gewerbegebiet Dohndorf-Lébnitzer Kreuz™

hier: Aufstellungsbeschluss

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1(22.09.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 22.09.2014 |laut BV
2 (24.09.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 24.09.2014 |laut BV
3107.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |laut BV
4116.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die Aufstellung der 2. Anderung des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung von
Teilflachen des Bebauungsplanes “Gewerbegebiet Dohndorf-Lobnitzer Kreuz™ im vereinfachten
Verfahren nach § 13 BauGB.

Gesetzliche Grundlagen:

881 (1),1(3),2(1), 12, 13 Baugesetzbuch (BauGB)
88 b, 8, 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Anlass der Planung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung
von Teilflachen des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Dohndorf- Lobnitzer Kreuz™ ist seit
dem 30.04.2010 rechtswirksam, die 1. Anderung des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes ist seit dem 31.05.2013 rechtswirksam. (Anlage 1, Ubersichtsplan
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54)

Der Planungsanlass fiir die 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ergibt
sich aufgrund dessen, dass nicht alle Malinahmeflachen fur den naturschutzrechtlichen
Ausgleich so umgesetzt werden kdnnen, wie sie im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.
54 festgesetzt sind.

Eine Teilflache, die im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 als Ausgleichsflache (M
3.1 Ackerbrache) festgesetzt wurde, wird als Rangier- und Zufahrtsflache fur den
technologischen Ablauf des Betonwerkes bendtigt. Bei der Aufstellung des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes war dieser Umstand noch nicht absehbar.

In den Sitzungen des Bau- und Umweltausschusses am 08.05.2014 und am 12.06.2014
wurden von Seiten der Verwaltung bereits Erlauterungen zu dem Sachverhalt gegeben.

Der Antrag zur Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes des Vorhabentragers
liegt der Stadt (Kéthen) vor (Anlage 4).

2. Ziele und Zwecke der Plananderung

Ziele der Plananderung sind insbesondere:
- die Sicherung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhéltnisse

- die Beriicksichtigung der Belange des Umweltschutzes, einschlie3lich des Naturschutzes und
der Landschaftspflege

- die Entwicklung von geeigneten AusgleichsmalRhahmen
- die Berticksichtigung der Belange der Wirtschaft und
- der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen.

Durch die 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden die
planungsrechtlichen Vorraussetzungen zur Sicherung des technologischen Ablaufs des
Betonfertigteilewerkes und zur Sicherung der Ausgleichsmaflinahmen geschaffen.

3. Vorbereitende Bauleitplanung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 54 wurde aus dem Flachennutzungsplan der
Gemeinde Dohndorf (rechtswirksam seit 12.02.1999) entwickelt. Der raumliche
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist dort als ,Gewerbliche
Bauflache" dargestellt.

Die 2. Anderung des Bebauungsplanes geht mit den Darstellungen des
Flachennutzungsplanes konform.

4. Inhalte der Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan besteht aus 3 Teilen: Teil A - Planzeichnung, Teil B

— Textliche Festsetzungen und Teil C — Vorhaben- und Erschlie3ungsplan.
Die Anderungen der 2. Anderung betreffen den Teil A und den Teil B.



Die Anlage 2 zeigt einen Ubersichtsplan, die Anderungen des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 54 betreffend. Die Anlage 3 enthalt einen Auszug aus dem
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 Teil B: Textliche Festsetzungen).

In der Planzeichnung (Teil A) wird die sudliche Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes erweitert.

Der Anlass dafir ist, dass der Vorhabentrager infolge einer Angleichung der stdlichen
Grundstiicksgrenzen zu einem durchgangig geradlinigen Verlauf dort Uber zusatzliche
Flachen verfugt. Durch diesen zusatzlichen Flachenerwerb kann die Malihahme M 5 (Baum-
Strauch-Hecke), in einer durchschnittlichen Tiefe von 15 m durchgefiihrt und insgesamt auf
ca. 5.500 gm erweitert werden. Diese Malinahme ist fur die Minimierung des Eingriffs in das
Landschaftsbild wesentlich, da sie der slidlichen Eingriinung des Betonwerkes dient.

Im Rahmen des Verfahrens der Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird
die Bertcksichtigung der Belange des Umweltschutzes gepruft.

Von dem vom Vorhabentrager beauftragten Planungsburo wurde bereits eine neue
Ausgleichsberechnung erstellt. Sie wird Grundlage der Anderung des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes und tragt den derzeitigen Gegebenheiten Rechnung:

- VergrolRerung der Lager- und Rangierflache
- VergroRerung der Pflanzflachen:

8§ VergroRerung des Feldgehdlzes (6stlich)

8§ VergroRerung der Baum- Strauch- Hecke (stdlich)
- Ruderalflache (Wall).

Dem entsprechend werden die textlichen Festsetzungen des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes (Teil B) des Abschnittes 6. Griinordnerische Festsetzungen, die
Maflnahmeflachen M 3, M 4 und M 5 betreffend, geandert. Eine weitere MaRhahmeflache —
M 6 (Ruderalflache) — wird neu ausgewiesen. Die Zuordnungsfestsetzungen der
AusgleichsmalRnahmen zu den Bauabschnitten 1 und 2 des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes &ndern sich nur dahingehend, dass die neue Ruderalflache M 6 (anstatt
der entfallenen Malihahme M 4.1) dem ersten Bauabschnitt zugeordnet wird.

Durch die VergrofRerung der Pflanzflachen und die Schaffung einer Ruderalflache sowie
durch eine landschaftsgerechtere Gestaltung sind die Eingriffe in Natur und Landschaft fir
den 1. Bauabschnitt ausgeglichen. Eine entsprechende positive Stellungnahme der Unteren
Naturschutzbehorde liegt dazu bereits vor.

5. Verfahren

Die 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird im vereinfachten
Verfahren nach § 13 BauGB durchgefiihrt, da die Anderungen geringfiigig sind und die
Grundzuge der Planung nicht bertihrt werden. Die Vorraussetzungen zur Anwendung des
vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB sind gegeben.

Bei der 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 geht es lediglich
darum, dass die textlichen Festsetzungen zu den Ausgleichsmaflinahmen geéndert werden,
die Bebauungsplangrenze wird geringfligig nach Stiden verschoben.



6. Rechtliche Wirkung der Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Mit der 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung
Betonwerk mit Uberplanung von Teilflachen des Bebauungsplanes “Gewerbegebiet
Dohndorf- Lébnitzer Kreuz™ wird in den seit dem 30.04.2010 rechtskraftigen
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 eingegriffen. Mit Rechtskraft der 2. Anderung
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 treten Teile der textlichen Festsetzungen
(Teil B) — Griinordnerische Festsetzungen — des Ursprungsplanes des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 54 aul3er Kraft und werden ersetzt durch neue textliche
Festsetzungen der 2. Anderung. Die Festsetzung zur Grenze des raumlichen
Geltungsbereiches im Teil A — Planzeichnung tritt auRer Kraft und wird durch eine neue
Festsetzung ersetzt.

Alle anderen Festsetzungen bleiben bestehen und sind von der 2. Anderung des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 nicht berthrt.

7. Anforderungen an den Vorhabentrager

Der Vorhabentrager erbringt alle stddtebaulichen und landschaftspflegerischen Leistungen
fur die Erarbeitung der 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, zu seinen
Lasten.

Durch den Vorhabentrager sind die erforderlichen AusgleichsmalRnahmen fir den durch die
Umsetzung des ersten Bauabschnittes des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
verursachten Eingriff in Natur und Landschaft sowohl hinsichtlich der Wertigkeit als auch
dem Umfang nach bereits umgesetzt worden.

Die Geschéftsfiihrung des Betonwerkes hat ein Planungsbiro mit der Erarbeitung der
Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beauftragt.

Der Abschluss eines stadtebaulichen Vertrages zur Erbringung der Planungsleistungen wird
nicht als erforderlich angesehen.

Der mit dem Vorhabentrager bestehende Durchfiihrungsvertrag wird der 2. Anderung des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes angepasst.

8. Kosten

Fir die Erstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entstehen der Stadt Kéthen
(Anhalt) keine Kosten.
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 54

"Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung von Teilflaichen des Bebauungsplanes
‘Gewerbegebiet Dohndorf - Lébnitzer Kreuz™ in Kéthen (Anhalt)

m Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54

M: 1:10.000
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2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54
"Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung
von Teilflachen des Bebauungsplanes
'"Gewerbegebiet Dohndorf-Lobnitzer Kreuz'"
der Stadt Kéothen (Anhalt), OT Lobnitz a.d. Linde

- Ubersichtsplan -

sm==% Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Vorhabenbezogenen
s==m=s Bebauungsplanes Nr. 54

Erweiterung des Geltungsbereiches des Vorhabenbezogenen
#wwws Bebauungsplanes Nr. 54

Anderungsbereich der externe Ausgleichsflachen M1 : 4 000
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GmbH & Co. KG ;

HV Invegt - Oesternweg 12 - 334l5 Ver! 33415 Verl
Qesternweg 12
Telefon 5246/81011

Stadtvefwaltung Kdthen (Anhalt) Telefax 05246/2002
Abteilupg Stadtplanung
1-3

USt.-IdNrl DE 152806728

19.7.2014
Antrag auf Einleitung eines Anderungsverfahrens fiir den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplgn Nr. 54 , Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung von Teilflichen des Bebau-
es ,Gewerbegebiet Dohndorf-Labnitzer Kreuz*“

Sehr gaehrte Damen und Herren,

der 1. Hauabschnitt der iterung des bestehenden Betonwerkes Anhalt in Lobnitz an der
Linde wurde auf der Grupdlage des o.g. Bebauungsplanes realisiert. Bei der Umsetzung der
fiir diese BaumaBnahme grforderlichen Ausglmchsmaﬁnahmen haben sich Anderung ergeben.
Eine Tdilflache, die als Aickerbrache fiir den Ausgleich festgesetzt ist, wird als Rangier- und
flache fiir den te¢hnologischen Ablauf des Betonwerkes bendtigt. Bei dem Entwurf
des Beljauungsplanes dieser Umstand nicht absehbar.

Aus digsem Grunde wurde ein Planungsbiiro von der Geschiftsfiihrung des Betonwerkes mit
g der Problematik beauftragt und es wurde eine neue Ausgleichsberechnung erstellt.
Diese tfdgt den derzeitigen Gegebenheiten Rechnung.

Eine erftsprechende posuge Stellingnahme der Unteren Naturschutzbehorde liegt dazu be-

reits vo. Diese AusgleichsmaBnahmen wurden vom Vorhabentriger durchgefﬁln

Mit ded geplanten Anderung des Bebauungsplanes Nr. 54 sollen nun die 0.g. Anderungen der
AusglelchsmaBnahmen #rgelegt und iiberarbeitet werden.

Sehr g¢ehrte Damen und Herren, ich beantrage hiermit die Einleitung einer Anderung des
vorhabénbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54. Ein qualifiziertes Planungsbiiro habe ich bereits
mit der{Erstellung der erfiorderlichen Planunterlagen beauftragt.

In Erwdrtung einer positiven Entscheidung iiber diesen Antrag verbleibe ich

mit fregndlichen Griiflen

LAt

- ner

Antrag zur 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungplanes Nr. 54

ANLAGE 4
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014157/9

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 25

Amt: Amt 10 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014157/9
Az.: erstellt am: 02.09.2014

Betreff

Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]18.09.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 18.09.2014 | kein Beschluss
2(22.09.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 22.09.2014 |laut BV
3(23.09.2014: Ortschaftsrat Merzien 23.09.2014 |laut BV
4124.09.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 24.09.2014 |laut BV
5(25.09.2014: Ortschaftsrat Wilknitz 25.09.2014 |laut BV
6 (30.09.2014: Ortschaftsrat Lébnitz an der Linde 30.09.2014 |laut BV
7 (02.10.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 02.10.2014 |laut BV
8(07.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |entspr. prot. And.
9116.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 |entspr. prot. And.

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliefl3t aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) die anliegende Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

siehe Synopse alte und neue Fassung der Hauptsatzung mit Erlauterungen und Begriindungen, sowie
die Ful3noten in der Satzung
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Anlage 1
Entwurf

Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt
Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen:

I. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§1

Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen
(1)  Die Stadt' fiihrt den Namen? "Kéthen (Anhalt)".
(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind blau und weil3.

(3) Das Wappen® der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt in Silber eine gezinnte rote Stadtmauer,
schwarz gefugt, mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fallgatter und drei aufge-
setzten gezinnten roten, schwarz gefugten Tirmen mit je einem Fenster, der gréRere und

starkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und goldenem Knauf.

(4) Die Flagge® der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt die Farben blau und weil und im Mittel-
feld das Stadtwappen.

(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der Stadtflagge durch andere ist nur mit

schriftlicher Genehmigung der Stadt Kéthen (Anhalt) zulassig.

! Vgl. § 14 1 1 KVG LSA. Der Begriff ,Stadt” ist eine Bezeichnung im Sinne des § 141 1 KVG LSA und
kein Name oder Bestandteil des Namens. Er ist die Abgrenzung zur Bezeichnung ,Gemeinde®.

2 Vgl. § 13 KVG LSA. Der Name lautet vorliegend ,Kéthen (Anhalt)”.

*Vgl. § 15 KVG LSA.

*Vgl. § 15 KVG LSA.
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§2

Dienstsiegel

'Die Stadt Kéthen (Anhalt) fiihrt ein Dienstsiegel. °Es zeigt das Stadtwappen mit der Um-
schrift "Stadt Kéthen (Anhalt)". °Es wird entweder als Pragesiegel oder als Drucksiegel ge-

braucht.

Il. ABSCHNITT
ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§3

Ortschaftsverfassung

(1) Die Stadt Kdéthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile Kéthen (Anhalt), Arensdorf,
Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, Grof3wilknitz, Hohsdorf, Kleinwilknitz, Lobnitz an

der Linde, Merzien, Porst und Zehringen.

(2) Es werden folgende Ortschaften® unter Einfiihrung der Ortschaftsverfassung® geman
den §§ 81 ff. KVG LSA gebildet:’
1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-
de Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und Gahrendorf,
2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Baasdorf,
3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-
de Dohndorf,
4. LOobnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen (Anhalt) eingemeinde-
ten Gemeinde Lobnitz an der Linde,
5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Merzien, bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und Zehringen,
6. Wailknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde

Wilknitz, bestehend aus den Ortsteilen GroRwiilknitz und Kleinwulknitz.

°>Vgl. § 8111 KVG LSA.

®Vgl. § 8111 KVG LSA.

" Die Hauptsatzung legt die Grenzen der Ortschaften fest (§ 81 1 2 KVG LSA). Mehrere benachbarte
Ortsteile konnen zu einer Ortschaft zusammengefasst werden (§ 81 1 3 KVG LSA).
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(3) 'In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat gewahlt. ’Er besteht in den Ortschaften
1. Dohndorf, Merzien und Wilknitz aus neun Mitgliedern,

2. Arensdorf, Baasdorf und Lébnitz an der Linde aus sieben Mitgliedern.

§4

Zustandigkeiten des Ortschaftsrates

(1) 'Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere® bei folgenden Angelegenheiten, die die
Ortschaft betreffen, anzuhoéren:

1. Benennung von Stral’en, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungspldnen sowie
Baugestaltungssatzungen,
Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzungen und Verordnungen,
Bestellung des Ortswehrleiters,
Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhebung von &ffentlichen Einrichtungen,
Pflege des Ortsbildes,

Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

© N o O s~ W

Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kultur und Gemeinschaftspflege, Sport-
anlagen, Kinderspielplatze und Griinanlagen,
9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ortschaft’.

?Der Ortschaftsrat Merzien verfiigt jahrlich eigensténdig tiber 25,56 Euro je Einwohner. *Ba-
sis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegangenen Jahres. “Die
Mittel sind fur Veranstaltungen der Heimatpflege und Férderung des ortlichen Brauchtums,
fur Zuwendungen an Vereine, Verbande und Organisationen, flir Aufwendungen der sozialen
Betreuung von Jugendgruppen sowie flr die Altenbetreuung insbesondere Rentenweih-
nachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfest usw. zu verwenden sowie flr reprasen-
tative Leistungen und Offentlichkeitsarbeit. °Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der
anderen Nutzung von Grundstiicken, die durch die Eingliederung in das Vermoégen der Stadt
Kéthen (Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt,
einschlieRlich Zehringen und Hohsdorf, zu beriicksichtigen. ®Mit dem Ortschaftsrat ist dies-

bezlglich Einvernehmen herzustellen.

® Die nachfolgende Aufzdhlung entstammt dem Gebietsanderungsvertrag. Sie ist jedoch nicht ab-
schlielend, weil daneben noch § 84 Il KVG LSA zu beachten ist.

® Diese Regelung entstammt dem Gebietsanderungsvertrag und war gemaf § 81 Il 3 KVG LSA in die
Hauptsatzung zu Gbernehmen. Die KAB weist allerdings zu Recht darauf hin, dass Ortschaften keinen
eigenen Wirkungskreis haben. Es gibt lediglich einen eigenen Wirkungskreis der Kommune insge-
samt. Diese Regelung diirfte deshalb leerlaufen.
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(2)

Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Lobnitz an der Linde und Wilknitz

sind insbesondere'® bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhéren:

1.
2.

N o g bk ow

3)

Benennung von Stralen, Wegen und Platzen,

Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplanen sowie
Baugestaltungssatzungen,

Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzungen und Verordnungen,

Bestellung des Ortswehrleiters,

Planung, Errichtung, und Schlielfung von 6ffentlichen Einrichtungen,

Pflege des Ortsbildes,

Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und Instandsetzung kulturellen und sozialer Ein-
richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und Grinanlagen, Stral’en, Wege und

Platze.

'Den Ortschaftsraten Arensdorf, Dohndorf, Lbnitz an der Linde und Wiilknitz werden

jahrlich 9,00 Euro je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jahrlich 15,00 Euro je

Einwohner fur freiwillige Leistungen, die die Ortschaften betreffen, zur Verfigung gestellt.

?Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. *Die

in Satz 1 genannten Betrage werden bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. “Ab 2010 werden

diese Betrage entsprechend der Haushaltslage der Stadt Kéthen (Anhalt) jahrlich neu fest-

gesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. °Die

Mittel sollen nach MalRgabe der Ansatze des Haushaltsplanes der Stadt Kéthen (Anhalt) fur

folgende MaRnahmen verwandt werden:

1.
2.
3.

(4)

Veranstaltungen der Heimatpflege und Férderung des 6rtlichen Brauchtums,
Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Organisationen,

Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung,
insbesondere fiir Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfeste und ge-
meindliche Veranstaltungen,

in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf und Lébnitz an der Linde'' ferner

fir reprasentative Leistungen, Jubilden, Ehrungen und Offentlichkeitsarbeit.

'Die Ortschaftsrate entscheiden tiber

. Vertrage bis 20.000 Euro Uber die Nutzung von Grundstlicken und beweglichem

Vermobgen der jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen, welches durch die jewei-

lige Gemeinde eingebracht wurde),

% Die nachfolgende Aufzahlung entstammt den Gebietsanderungsvertragen. Sie ist jedoch nicht ab-
schlielend, weil daneben noch § 84 Il KVG LSA zu beachten ist.
" Also nicht in der Ortschaft Wiilknitz. Der Unterschied ergibt sich aus den Gebietsanderungsvertra-

gen.
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2. die VeraufRerung von beweglichem Vermdgen bis 20.000 Euro (bewegliches Vermo-
gen, welches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde).

Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer anderen Nutzung von beweglichem und

nicht beweglichem Vermdgen, das durch die Eingliederung in das Vermdgen der Stadt

Kéthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, soweit die abschlieBende Entscheidungskompetenz

nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu héren.

lll. ABSCHNITT

Organe

§5
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Kéthen (Anhalt) fiihrt die Bezeichnung ,Stadtrat*."

(2)  'Der Stadtrat wahlt'® aus dem Kreis der ehrenamtlichen Mitglieder fiir die Dauer der
Wahlperiode einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter (Vorstand). “Die Anzahl
der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituie-
renden Sitzung; werden mehr als zwei Fraktionen gebildet und stellt eine Fraktion bereits
den Vorsitzenden des Stadtrates, so bleibt diese Fraktion bei Anzahl und Wahl der Stellver-
treter unberiicksichtigt. *Werden keine Fraktionen gebildet, sind zwei Stellvertreter zu wah-
len. “Die Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht™.

(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des Stadtrates nehmen die Stellvertreter in
der gewahlten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufgabe des Vorsitzenden

wahr.

(4) 'Der Vorsitzende und die Stellvertreter kdnnen jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder

'? Diese Regelung entstammt dem Musterentwurf des SGSA. Das KVG LSA kennt als Vertretung in
Gemeinden lediglich den ,Gemeinderat® (§ 7 Il Nr. 1 KVG LSA). Der Begriff ,Stadtrat® wird lediglich
einmal verwendet und zwar in § 36 | 3 KVG LSA. Danach tragen in Staddten Gemeinderate die Be-
zeichnung Stadtrate. Gemeint sind damit allerdings die Mitglieder der Vertretung und nicht das Organ
selbst. In Analogie zu dieser Regelung wird man aber wohl auch das Organ als ,Stadtrat“ bezeichnen
koénnen.

®vgl. § 56 IV KVG LSA.

' Die Stellvertreter werden gemaf § 56 IV KVG LSA einzeln gewahlt. Erster Stellvertreter ist derjeni-
ge, der bei seiner Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigen konnte usw.

Seite 5 von 20





Entwurf - Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) - Entwurf

des Stadtrates abgewéhlt werden. ’Eine Neuwahl hat unverziiglich zu erfolgen.

(5) Die Frist gemall § 43 Abs. 3 Satz3 KVG LSA, innerhalb der einem Mitglied des

Stadtrates Auskunft zu erteilen ist, betragt vier Wochen.

§6

Ausschiisse des Stadtrates

1 Der Stadtrat bildet zur Erflllung seiner Aufgaben die folgenden standigen Ausschis-
se:
1. als beschlieRende Ausschiisse'
a) den Hauptausschuss,
b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss,
¢) den Heimausschuss,
2. als beratende Ausschiisse'®
a) den Sozial- und Kulturausschuss,

b) den Rechnungsprifungsausschuss.
(2) 'Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadtriten und dem Oberbiirgermeister als
Vorsitzenden'’. ?Die Vertretung des Oberbiirgermeisters bestimmt sich nach § 50 KVG

LSA'S,

(3)  'Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss besteht aus elf Stadtraten.

®vgl. § 48 KVG LSA.

'®vgl. § 49 KVG LSA.

v Vgl. §48 1l 1 KVG LSA. Dass der OB Ausschussvorsitzender ist, entspricht dem gesetzlichen Re-
gelfall. Dies gilt gleichermalen fiir beschlielende (§ 48 11 1 KVG LSA) wie fir beratende (§49 111
KVG LSA) Ausschisse.

18 Bislang wurde der OB im HA durch ein Stadtratsmitglied im Verhinderungsfall vertreten. Recht-
grundlage hierfir war § 49 Il GO LSA. Danach kann in den Ausschissen der Bilirgermeister einen
Beigeordneten mit seiner Vertretung beauftragen. Gibt es keinen Beigeordneten oder ist der Beige-
ordnete verhindert, so bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder die
Person, die den Burgermeister im Vorsitz vertritt. Da es in der Stadt Kéthen (Anhalt) keinen Beigeord-
neten gibt, war der OB zwingend von einem Stadtrat zu vertreten (§ 49 11 2 GO LSA). In Zukunft stellt
sich die Rechtslage gemal § 50 KVG LSA anders dar. Danach kann in den Ausschissen der Haupt-
verwaltungsbeamte seinen allgemeinen Vertreter oder einen Beigeordneten mit seiner Vertretung
beauftragen. Ist der allgemeine Vertreter oder der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der Aus-
schuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Hauptverwaltungsbe-
amten im Vorsitz vertritt. Folglich hat zunachst der allgemeine Vertreter (§ 67 | KVG LSA) die Sit-
zungsleitung zu Gbernehmen. Nur, wenn auch er verhindert ist, geht die Sitzungsleitung an ein stimm-
berechtigtes Ausschussmitglied tber. Im Ubrigen kann sich der Biirgermeister, auch ohne verhindert
zu sein, nach § 50 KVG LSA vertreten lassen.

' EinschlieRlich dem vorsitzenden Stadtrat.
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%\/orsitzender des Bau-, Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat®. *Ist der Vor-
sitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimm-

berechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt.

(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses und der Vorsitz richten sich nach den
Bestimmungen der Eigenbetriebssatzung fir das Pflegeheim der Stadt Kéthen (Anhalt) vom
05.03.2014 (AmtsBI. 03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.”’

(5)  'Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf Stadtraten® und zehn sachkundi-
gen Einwohnern?®. ?Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadtrat®*. *Ist
der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner

stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt.

(6) 'Der Rechnungspriifungsausschuss besteht aus elf Stadtraten®® und sechs sachkun-
digen Einwohnern®. ?Vorsitzender des Rechnungspriifungsausschusses ist ein Stadtrat®.
*Ist der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis

seiner stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt.

(7) 'Soweit Ausschiisse durch Stadtréte geleitet werden, richtet sich die Verteilung dieser
Ausschussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem Héchstzahlverfah-
ren. ’Die Benennung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegen-

tiber dem Stadtratsvorsitzenden. 2Der Stadtratsvorsitzende informiert den Stadtrat.

(8) 'Der Hauptausschuss berét in der Regel alle Angelegenheiten, die der Stadtrat ab-
schlieRend entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden sollen. *Der

Hauptausschuss beschliefl3t abschliel3end tber:

2 Vgl. § 48 1l 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beschlieBenden Ausschuss, der ausdriicklich zu bezeichnen ist,
vorsitzt.

2 Vgl. § 51 KVG LSA. Es handelt sich um einen Ausschuss nach besonderen Rechtsvorschriften.

%2 EinschlieBlich dem vorsitzenden Staditrat.

% Vgl. §49 1l KVG LSA. Danach kann die Vertretung in die beratenden Ausschisse sachkundige
Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen. lhre Zahl darf die der Mitglieder
der Vertretung in den einzelnen Ausschissen nicht erreichen.

# Vgl. § 49 1l 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beratenden Ausschuss, der ausdrlcklich zu bezeichnen ist, vor-
sitzt.

% EinschlieBlich dem vorsitzenden Stadtrat.

% Vgl. §49 1l KVG LSA. Danach kann die Vertretung in die beratenden Ausschisse sachkundige
Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen. lhre Zahl darf die der Mitglieder
der Vertretung in den einzelnen Ausschussen nicht erreichen.

z Vgl. § 49 11 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beratenden Ausschuss, der ausdricklich zu bezeichnen ist, vor-
sitzt.
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1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in Streitfallen ber Ausschusszustan-
digkeiten,

2. die Durchflihrung von reprasentativen Veranstaltungen, Messen, Ausstellungen und
Kongressen,

3. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu erwartenden Kostenaufwand von

Uber 1.000 Euro pro Person,

Angelegenheiten des abwehrenden Brandschutzes?,

Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Satzung anderen Ubertragen,

Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirtschaftliche Bereiche,

N o o bk

Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche Angelegenheiten und deren Anderun-

gen,

8. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unternehmen,

9. Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer
Wertgrenze von 100.000 Euro auRerhalb des Sanierungsgebietes,

10. alle Falle der Ernennung und Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Ein-

stiegsamt, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im Einvernehmen mit

dem Oberblrgermeister.

(9) 'Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss beréat in der Regel (iber
1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des Baugesetzbuches und anderer bau-
rechtlicher Vorschriften durch den Stadtrat entschieden werden,
2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustandigkeit des Stadtrates fallen,
3. Verkehrsentwicklungsplanungen.
?Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entscheidet iiber folgende Vorgénge und Vor-
haben:
1. Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in einer Héhe bis 500.000 Euro,
2. Planungsentwiirfe stadtischer Tief- und Hochbaumalnahmen,
3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben gemal den §§ 31 bis 35 BauGB
far
a) die Errichtung von Wohngebauden mit mehr als drei Wohnungen oder einem an-
rechenbaren Bauwert gemaR Bauvorlagenverordnung tber 300.000 Euro,
b) Nutzungsanderungen von gesamten Grundstiicken bzw. Gebauden, die die Ge-
bietscharakteristik gemafl BauNVO beeinflussen,
c) Vergnugungsstatten gemal BauNVO,
d) die Errichtung von Stellplatzanlagen fir mehr als 20 Stellplatze,

e) Vorhaben im Aullenbereich,

2 Eigener Wirkungskreis gemaR § 2 | BrSchG.
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Ausnahmen von der Veranderungssperre gemaf § 14 Abs. 2 BauGB,

Entscheidung Uber die Austbung des Vorkaufsrechts der Gemeinde (8§ 24, 25
BauGB),

Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen glltiger Bebauungsplane, Vorhaben-
und ErschlieBungsplane sowie Abweichungen zu sonstigem Ortsrecht gemaf BauGB
und BauO LSA soweit die Malknahmen nicht unter Zustandigkeit des Oberblrger-
meisters gemal § 7 Abs. 2 Nrn. 17 und 18 fallen,

Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege stadtischer Grin- und Waldflachen

sowie Spielplatzen,

8. Ablésung von mehr als drei Stellplatzen gemaR der Stellplatzablésesatzung,

11.
12.

13.
14.

15.
16.

17.

18.

19.

20.

(10)

stadtebauliche Gebote gemal den §§ 176 bis 179 BauGB,

. Genehmigung von Antragen auf Baumfallungen gemall Baumschutzsatzung fir

Baumgruppen, die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild pragen,
Bezuschussung der Sanierung von Denkmalern,

den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschaftsplan ,Stadtebaulicher Denkmal-
schutz® und die Wirtschaftsplane der Stadtumbaugebiete ,Altstadt’, ,Risternbreite”
und ,Wasserturm® soweit der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht Gber-
schritten wird,

geringfligige Abweichungen vom Sanierungsrahmenplan,

geringfiigige Abweichungen von Verkehrsplanungen (insbesondere Verkehrsentwick-
lungsplan, Parkraumkonzepte),

Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umsetzung der Verkehrsplanung,
Vermdgensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer
Wertgrenze von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes,

Forderung von EinzelmalRnahmen in den Foérdergebieten des Stadtumbaus, im Sa-
nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet ,Innenstadt‘ (Darlehen und Zu-
schisse),

Ubertragung von OrdnungsmaRnahmen nach § 147 BauGB und deren Finanzierung,
Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richtlinien im Zusammenhang mit Sanie-
rungsverfahren,

einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan genannten Zielen der Sanierung.

Der Sozial- und Kulturausschuss berat in Angelegenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt)

in der Regel Uber

1.
2.
3.

kulturelle Veranstaltungen,
die Zuwendungen an Kultur- und Sportvereine,

die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,
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(11)

(12)

© N o o b

die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und Sportvereinen,

den Neubau und die Unterhaltung von stadtischen Freizeit-, Kultur- und Sportstatten,
die Belegung stadtischer Freizeit- und Sporteinrichtungen,

den Erhalt und die Férderung kultureller Einrichtungen sowie der Sportstatten,
Vorschlage fur den Abschluss von Partnerschaftsbeziehungen zur Férderung der eu-
ropaischen Integration, zu den Jahresaktivitaten in partnerschaftlichen Beziehungen
und Vorbereitung von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusammenhang,

die Verteilung von Zuwendungen an Verbande und Vereine im Sozial- und Jugendbe-

reich,

10. soziale Probleme von Hilfsbediirftigen,

11. Obdachlosenangelegenheiten,

12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,

13. Angelegenheiten der stadtischen Kindertageseinrichtungen,

14. Angelegenheiten der stadtischen Schulen und Schulhorte,

15. den An-, Um- und Neubau von stadtischen Schulen und Kindertageseinrichtungen,

16. stadtische Spielplatzkonzeption und Neugestaltung von Spielplatzen sowie Auswahl

17.
18.

1.

der Standorte,
die Umgestaltung von Aul3enanlagen in stadtischen Sozial- und Jugendeinrichtungen,

die ortliche Jugendfreizeitangebote und deren Forderung.

Der Rechnungsprufungsausschuss berat in der Regel tUber

die Entgegennahme der Jahresrechnung und die Entlastung des Oberblrgermeisters
fur die Haushaltsdurchflihrung,

die Stellungnahme zum Prufergebnis der Uberértlichen Prufung sowie eine Stellung-
nahme zum Prifbericht Uber die Jahresabschlusspriifung der Eigenbetriebe,

die Gegenstande der Rechnungsprifungsordnung der Stadt Kéthen (Anhalt) in der
jeweils geltenden Fassung.

Die Information Uber die Beschlisse der beschlieRenden Ausschisse erfolgt tber die

Verteilung der Protokolle an alle Stadtrate.

(1)

§7

Zustindigkeiten des Oberbiirgermeisters

Geschafte der laufenden Verwaltung im Sinne des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind

diejenigen, die nicht von grundsatzlicher, Uber den Einzelfall hinausgehender Bedeutung
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sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit einer gewissen
RegelmaRigkeit wiederkehren, nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und

fur die Stadt Kéthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kéthen (Anhalt) entscheidet der Oberburger-
meister insbesondere® (iber

1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen und Satzungen abzuschlie-
Renden Geschafte des taglichen Verkehrs,
die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis 25.000 Euro,

Geschafte oder andere MalRnahmen, bei denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen

(ohne Steuer) nicht Gberschritten werden:

a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im Ubrigen bis zu 15.000 Euro je
Forderung und Abrechnungszeitraum,

b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum,

c) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum,

d) kurzfristige Vereinbarungen Uber die Nutzung stadtischer Liegenschaften (Lauf-
zeit unter funf Jahren),

e) Abschluss von gerichtlichen und aufergerichtlichen Vergleichen bis zu einem
Nachgebensbetrag in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in allen tbrigen
Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro,

4. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben®,

Loschungsbewilligungen, Abtretungserklarungen und Vorrangseinrdumungen bis

25.000 Euro,

6. die Erteilung von Prozessvollmachten und die Einlegung von Rechtsbehelfen®' bzw.
Erhebung von Klagen flr Rechtsstreitigkeiten, die flr die Stadt von nicht erheblicher
Bedeutung sind®,

7. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zuschussempfanger im Haushaltsplan
genau definiert sind,

8. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben gemal den §§ 31 bis 35 BauGB

* Die nachfolgende Aufzahlung differenziert nicht nach Geschéften der laufenden Verwaltung, die
bereits gesetzlich in die Zustandigkeit des OB fallen, und solchen Geschéften, fir die der OB nur auf-
grund der Ubertragung nach § 66 Ill 1 KVG LSA zustandig ist. Aus diesem Grunde kann die Aufzéh-
lung nicht abschlieend sein (,insbesondere®).

% Kommunale Abgaben sind gemaRk § 11 KAG LSA Steuern, Gebiihren und Beitrage. Die Heranzie-
hung hierzu durfte ein Geschéaft der laufenden Verwaltung darstellen, fiir das der OB zustandig ist.

%" Rechtsbehelf ist jedes von der Rechtsordnung in einem Verfahren zugelassene Gesuch, mit dem
eine behordliche, insbesondere gerichtliche Entscheidung angefochten werden kann. Dabei ist
Rechtsbehelf gegeniiber dem Rechtsmittel der Oberbegriff, da unter Rechtsbehelf auch férmliche und
formlose Gesuche fallen, Uber die im gleichen Rechtszug entschieden wird (z. B. Einspruch, Wider-
szpruch, Erinnerung, Gegenvorstellung).

%2vgl. § 45 Il Nr. 19 KVG LSA.
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10.
11.
12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

far

a) die Errichtung von Wohngebauden bis zu drei Wohnungen oder einem anrechen-
baren Bauwert gemaf Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro,

b) die Errichtung von Anlagen fur gewerbliche, kulturelle, kirchliche, soziale, ge-
sundheitliche und sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bauwert gemaf
Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro,

¢) Nutzungsanderungen von Grundstiicken und baulichen Anlagen, die die Gebiets-
charakteristik gemaf’ der BauNVO nicht beeinflussen,

d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhandels, die nicht als groRflachig ge-
maf § 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind,

e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20 Stellplatzen,

Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB,

die Ablésung von bis zu drei Stellplatzen gemal der Stellplatzablésesatzung,

die sanierungsrechtliche Genehmigung gemaR § 144 BauGB,

Rechtsgeschafte gemak § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgren-

ze von 30.000 Euro nicht Gberschreiten,

Rechtsgeschafte gemal § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-

grenze von 10.000 Euro nicht Uberschreiten,

Rechtsgeschafte gemal § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-

grenze von 2.500 Euro nicht Ubersteigen,

nicht erhebliche Uber- oder auferplanmafRige Aufwendungen und Auszahlungen

(§ 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie Uber- oder aul3erplanmaRige Verpflichtungen

gemaf § 107 Abs. 5 KVG LSA bis 30.000 Euro im Einzelfall; ferner Uber- und auf3er-

planmaRige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (innerbetriebli-
che Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen),

Anderungen des Sanierungswirtschaftsplanes, des MaRnahmeplanes "stadtebauli-

cher Denkmalschutz" und der MalRnahmeplane Stadtumbau Ost "Altstadt" dahinge-

hend, dass die geplanten EinzelmalRnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftsplane
verschoben bzw. ausgetauscht werden und die jeweiligen Haushaltsansatze der

Wirtschaftsplane der Einzelplane laut Haushaltsplan nicht berschritten werden,

Abweichungen von Vorgaben der giltigen Gestaltungssatzungen, wenn diese be-

grindete Ausnahmefalle darstellen und soweit sie in den einzelnen Paragraphen und

deren Begrindungen in den Satzungen vorgesehen sind,

geringfuigige Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gultiger Bebauungspla-

ne, Vorhaben- und ErschlieBungsplanen sowie Abweichungen von sonstigem Orts-

recht gemaf BauGB und BauO LSA,

die Annahme oder Vermittlung von geringfligigen Spenden, Schenkungen und &hnli-
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20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

3)

chen Zuwendungen gemal § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu einem Betrag in Ho-
he von 10.000 Euro®,

die Beantragung und Weitergabe von Fordermitteln aus dem Programm ,Stadtumbau
Ost Ruckbau®,

Uber alle Falle der Ernennung, Entlassung und Umsetzung von Beamten der Lauf-
bahngruppe 2, 2. Einstiegsamt, die Amtsleiter, die Rechnungsprifer und Ratsburolei-
ter, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, im Einvernehmen mit dem
Stadtrat; es gilt § 139 Abs. 5 KVG LSA,

Uber alle Falle der Ernennung und Entlassung von Beamten der Laufbahngruppe 1,
Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie Uber die Versetzung in den Ruhe-
stand fiir alle Beamten, es gilt § 7 Abs. 2 Nr. 21°*,

Ernennung und Entlassung des Stadtwehrleiters, der Ortswehrleiter und deren Stell-
vertreter sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche Regelungen dem
nicht entgegenstehen,

Einstellung, Entlassung und die nicht nur voriibergehende Ubertragung einer anders
bewerteten Tatigkeit betreffend die Dezernenten, Amtsleiter, Rechnungsprifer und
Ratsbiroleiter im Einvernehmen mit dem Stadtrat,

alle weiteren Beschéftigten der Verwaltung, es gilt § 7 Abs. 2 Nr. 21%°,

Dem Oberbiirgermeister obliegt die Geschaftsverteilung innerhalb der Verwaltung.®®

§8

Allgemeine Vertretung des Oberbiirgermeisters

'Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) wahlt einen Beschéftigten der Stadtverwaltung als

Vertreter des Oberbiirgermeisters fiir den Verhinderungsfall*’. ?Das Vorschlagsrecht dafiir

hat der Oberbirgermeister.

3 Vgl. § 99 VI 4 und 5 KVG LSA.

** Siehe fir die Umsetzung von Beamten der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt Nr. 21.

%% Fiir Amtsleiter, Rechnungsprifer und Ratsburoleiter gilt Nr. 21 auch dann, wenn sie in einem Ange-
stelltenverhaltnis und nicht als Beamte beschaftigt werden.

% vgl. § 66 | KVG LSA.

Vgl. § 67 | KVG LSA.

Seite 13 von 20





Entwurf - Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) - Entwurf

§9

Gleichstellungsbeauftragte

(1) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem Oberblrgermeister eine Gleichstel-

lungsbeauftragte® *°.

(2) 'Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruflich. 2Uber die Abberufung
entscheidet der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbiirgermeister. *Einer Abberufung

bedarf es nicht bei Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses.

(3) 'Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Stadtrates und der Aus-
schiisse teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. ?lhr ist in Angelegenheiten

ihres Aufgabenbereiches auf Verlangen das Wort zu erteilen.*

IV. ABSCHNITT
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EINWOHNER

§ 10

Einwohnerversammlung®’

(1) 'Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt) kénnen die
Einwohner auch durch Einwohnerversammilungen unterrichtet werden. ?Der Oberbiirger-
meister beruft die Einwohnerversammlungen ein. °Er setzt die Gesprachsgegensténde sowie
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. “Die Einladung ist gemaR § 14 Abs. 2 bekanntzumachen
und soll in der Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. °Die Einladungsfrist

kann bei besonderer Dringlichkeit auf drei Tage verkirzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen kénnen auf Teile des Stadtgebietes beschrankt wer-

den.

%8 Vgl. § 78 Il 1 KVG LSA. Danach ist in Kommunen mit mindestens 25.000 Einwohnern die Gleich-
stellungsbeauftragte hauptamtlich tatig.

% § 78 | KVG LSA verwendet abweichend vom sonst Ublichen generischen Maskulinum ausdriicklich
die weibliche Form ,Gleichstellungsbeauftragte. Trotz der sprachlichen Gleichstellungsklausel in
§ 159 KVG LSA ist deshalb davon auszugehen, dass diese Funktion nur von einer Frau wahrgenom-
men werden kann. Entsprechendes gilt auch fir die Hauptsatzung.

0 Siehe § 78 IV KVG LSA.

*TVgl. § 28 | KVG LSA.
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(3) Der Oberburgermeister unterrichtet den Stadtrat in seiner nachsten Sitzung Uber den

Ablauf der Einwohnerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse.

§ 11

Einwohnerfragestunde®

1 Der Stadtrat sowie seine beschlieRenden Ausschiisse* fiihren im Rahmen ordentli-

cher o&ffentlicher Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch.

(2) 'Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel zum Beginn der Sitzung.
2Abweichungen hiervon kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einladung zur Sitzung

festlegen.

(3) 'Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn und das Ende der Fragestunde
fest. “Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen wer-
den. ®Die Fragestunde soll auf héchstens 30 Minuten begrenzt sein.

Variante 1%

(4) 'Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt,
grundsatzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten
Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die
in die Zustandigkeit der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. *Angelegenheiten der Tagesordnung
kénnen nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein; ber Ausnahmen entscheidet der

Vorsitzende des Stadtrates.

Variante 2*:

(4) 'Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt,
grundsatzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten
Frage beziehen, zu stellen. ?Zugelassen sind vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betref-
fen und Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zustandigkeit der Stadt Kéthen (An-
halt) fallen. *Die Redezeit betragt in der Regel drei Minuten. *Persénliche Angelegenheiten

einzelner Personen kénnen nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein.

*2Vgl. § 28 Il KVG LSA.

43 Vgl. § 28 1l 1 KVG LSA. Danach sind auch in den beschlieRenden Ausschiissen Fragestunden vor-
zusehen.

** Die Variante 1 orientiert sich an der bisherigen Rechtslage in der Stadt Koéthen (Anhalt) und den
Empfehlungen des SGSA.

* Die Variante 2 orientiert sich an der Regelung in der Stadt Halle (Saale).
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(5) 'Fragen, die die Tagesordnung betreffen, sollen bei der Behandlung des Tagesord-
nungspunktes beantwortet werden. ?Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel miind-
lich durch den Oberbiirgermeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates. *Eine Aussprache
findet nicht statt. *Ist die Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht méglich, erhalt der
Einwohner eine schriftiche Antwort, die innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll.
*Schriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf die Beantwortung folgenden nachsten or-

dentlichen Stadtratssitzung beizufiigen.

(6) 'Auf die Einwohnerfragestunden in den beschlieRenden Ausschiissen finden die Re-
gelungen der Abséatze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. ?An die Stelle des Vorsitzenden

des Stadtrates tritt der Vorsitzende des beschliefenden Ausschusses.

(7) 'Auf die Einwohnerfragestunden in den Ortschaftsraten und ihren beschlieRenden
Ausschiissen finden die Regelungen der Absétze 2 bis 5 entsprechend Anwendung?. An

die Stelle des Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Ortsblirgermeister.

§ 12

Biirgerbefragung®’

'Eine Biirgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt ausschlieRlich in wichtigen Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungskreises der Stadt Kéthen (Anhalt). “Sie kann nur auf der
Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchgefiihrt werden, in dem die mit ,ja“ oder ,nein®
zu beantwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob die Befragung
als elektronische Abstimmung im Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem
Zeitraum die Befragung durchgefiihrt wird und in welcher Form das Abstimmungsergebnis

bekanntzugeben ist.

' Vgl. § 84 V KVG LSA.
*"Vgl. § 28 Il KVG LSA.

Seite 16 von 20





Entwurf - Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) - Entwurf

V. ABSCHNITT
EHRENBURGER UND EHRENBEZEICHNUNG

§13

Ehrenbiirgerrecht und Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbirgerrechts oder der Ehrenbezeichnung be-

darf einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Stadtrates.*®

VI. ABSCHNITT
OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

§ 14

Offentliche Bekanntmachungen

(1) 'Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen und Beschliisse werden im Amts-
blatt der Stadt Kéthen (Anhalt) &ffentlich bekannt gemacht. °Es erscheint in der Regel monat-
lich. ®Bekanntmachungen und Beschliisse, fiir die aus zeitlichen Griinden eine Bekanntma-
chung im nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der Mitteldeutschen Zeitung im
Anzeigeteil der Lokalausgabe Kéthen verdffentlicht. “Auf diese Bekanntmachung wird im
darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. °Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erschei-
nungstages bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. im Falle der Satze 3 und 4 die Mitteldeutsche Zeitung den bekanntzumachenden Text

enthalt.*®

(2) 'Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschiisse
werden spatestens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der Stadt Kéthen (An-
halt) unter www.koethen-anhalt.de 6ffentlich bekannt gemacht. Ergénzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage vor der
Sitzung zu verdffentlichen. *Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen technischer
Probleme nicht moglich ist, hat sie drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung,
Lokalausgabe Kéthen, zu erfolgen. ‘In den Fallen der Ladung des Stadtrates nach

§ 53 Abs. 4 Satz 5 KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit mdglich unverziglich nach

B Vgl. § 22 IV KVG LSA.
*9Vgl. § 9 KVG LSA.
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der Ladung entsprechend den Satzen 1 und 2. °°

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates Merzien werden drei Tage vor
der Sitzung in den Schaukasten

1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle gegentber der Strale der DSF 33,

2. im Ortsteil Hohsdorf, Strale des 7. Oktober 16,

3. im Ortsteil Zehringen, Strale der Freundschaft 11,

offentlich bekannt gemacht.

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzung Arensdorf werden drei Tage
vor der Sitzung in den Schaukasten

1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11,

2. im Ortsteil Arensdorf, Pappelplatz 2, am Feuerwehrgeratehaus,

3. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6, am Pumpenhaus,

offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Baasdorf werden drei Tage
vor der Sitzung in dem Schaukasten Kothener Str. 23, Verkaufsstelle, 6ffentlich bekannt ge-

macht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Dohndorf werden drei Tage
vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfstrale 9, vor dem Gemeindeburo, 6ffentlich be-

kannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Lébnitz an der Linde
werden drei Tage vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 6ffentlich bekannt ge-

macht.

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftssitzungen Wilknitz werden drei Tage
vor der Sitzung in den Schaukasten

1. im Ortsteil GroRwiilknitz, am Grundstiick Kastanienplatz 1,

2. im Ortsteil Kleinwilknitz, Hauptstral3e, gegeniber dem Grundstlick Nr. 19,

offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes (6ffentli-

che Zustellung) und Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang an

0 vgl. § 52 IV KVG LSA.
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der amtlichen Bekanntmachungstafel im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathau-
ses der Stadt Kéthen (Anhalt), MarktstraRe 1-3, 6ffentlich bekannt gemacht, sofern gesetz-

lich nichts anderes bestimmt ist.

(10)  'Das Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) wird den Haushalten der Stadt Kéthen (An-
halt) kostenlos zur Verfiigung gestellt. *Hieriiber hinaus hat jede Person das Recht, Satzun-
gen einschliellich aller Anlagen und Plane innerhalb der 6ffentlichen Sprechzeiten der Stadt-
verwaltung Koéthen einzusehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten

Abschriften fertigen zu lassen®”.

(11)  'Ist das Amtsblatt fiir die Verdffentlichung von Planen, Karten oder Zeichnungen so-
wie Begriindungen oder Erlauterungsberichte, die Bestandteile von Satzungen sind, nicht
geeignet, so erfolgt die 6ffentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie wahrend
der offentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung offentlich ausgelegt werden und in der
Bekanntmachung des textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort der Auslegung
hingewiesen wird. “Satz 1 findet sinngemaR Anwendung auf entsprechende Bestandteile

sonstiger®? Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.*®

VIl. ABSCHNITT
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§ 15
Sprachliche Gleichstellung
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in mannlicher und
weiblicher Form.>* Dies gilt nicht fiir die Funktionsbezeichnung Gleichstellungsbeauftragte.
§ 16

Inkrafttreten

'Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt

*Vgl. § 914 KVG LSA.

°2 Also nicht die Bekanntmachung von Satzungen.
> vgl. § 9 Il KVG LSA.

* Vgl. Art. 100 Verf LSA, § 159 KVG LSA.
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Kéthen (Anhalt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom
10.12.2001, zuletzt gedndert durch die 6. Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (An-
halt) vom 20.01.2014, sowie die Zustandigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt Kéthen
(Anhalt) auRer Kraft.

Kéthen (Anhalt),

Kurt-Jirgen Zander

Oberblrgermeister (Siegel)
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Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommu-
nalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG
LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadt-
rat der Stadt Kdéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am
16.10.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen:

l. ABSCHNITT
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN

§1

Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen

(1) Die Stadt fuhrt den Namen "Kéthen (Anhalt)".
(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) sind blau
und weil.

(3) Das Wappen der Stadt Koéthen (Anhalt) zeigt in
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz gefugt,
mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fall-
gatter und drei aufgesetzten gezinnten roten, schwarz
gefugten Tirmen mit je einem Fenster, der gréRere und
starkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und golde-
nem Knauf.

(4) Die Flagge der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt die

Erlauterungen

Keine Bemerkungen

Beachte: KVG LSA - Kommunalverfassungsgesetz des
Landes Sachsen-Anhalt

Um die Ubersichtlichkeit der Hauptsatzung zu verbes-
sern, wird sie in thematische Abschnitte gegliedert und
die Regelungen in den jeweiligen Abschnitten gruppiert.

Die Uberschrift wurde abgeéndert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.
Der Wortlaut wurde an § 13 | 1 KVG LSA angepasst.

Redaktionelle Uberarbeitung ohne inhaltliche Anderung.

Keine Anderungen.

Redaktionelle Uberarbeitung ohne inhaltliche Anderung.

Alte Fassung (a. F.)

§1
Bezeichnung und-Hoheitszeichen-der-Stadt
(1) Die Stadt tragt den Namen "Kéthen (Anhalt)".

(2) Die Farben der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigen
blau und weif3.

(3) Das Wappen der Stadt Kéthen (Anhalt) zeigt in
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz gefugt,
mit gedffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fall-
gatter und drei aufgesetzten gezinnten roten, schwarz
gefugten Tdrmen mit je einem Fenster, der groRere und
starkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und golde-
nem Knauf.

(4) Die Flagge der Stadt zeigt die Farben der-Stadt
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Farben blau und weil3 und im Mittelfeld das Stadtwap-
pen.

(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der
Stadtflagge durch andere ist nur mit schriftlicher Geneh-
migung der Stadt Kéthen (Anhalt) zuldssig.

§2

Dienstsiegel

Die Stadt Kéthen (Anhalt) fiihrt ein Dienstsiegel. Es zeigt
das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt Kéthen (An-
halt)". Es wird entweder als Pragesiegel oder als Druck-
siegel gebraucht.

Il. ABSCHNITT
ORTSCHAFTSVERFASSUNG

§3

Ortschaftsverfassung

(1) Die Stadt Kothen (Anhalt) gliedert sich in die
Ortsteile Kothen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Elsdorf, Gahrendorf, GroRwilknitz, Hohsdorf,
Kleinwilknitz, Lobnitz an der Linde, Merzien, Porst und
Zehringen.

(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einfih-

Erlauterungen

Keine Anderungen.

Der Paragraph wurde aus systematischen Griinden vor-
gezogen und neu nummeriert. Keine inhaltlichen Ande-
rungen.

Keine Bemerkungen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert und erhielt eine
neue Uberschrift, die auf die Einflihrung der Ortschafts-
verfassung hinweisen soll.

Keine Bemerkungen.

Die Bildung von Ortschaften und die Einfihrung der Ort-

Alte Fassung (a. F.)
blau und weil} und im Mittelfeld das Stadtwappen.

(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der
Stadtflagge durch andere ist nur mit schriftlicher Geneh-
migung der Stadt Kéthen (Anhalt) zulassig.

§3

Dienstsiegel

Die Stadt Kéthen (Anhalt) fiihrt ein Dienstsiegel. Es zeigt
das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt Kéthen (An-
halt)". Es wird entweder als Pragesiegel oder als Druck-
siegel gebraucht.

§2

(1) Die Stadt Kéthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile
Kéthen, Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gah-
rendorf, GroRwulknitz, Hohsdorf, Kleinwilknitz, Lébnitz
an der Linde, Merzien, Porst und Zehringen.
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

rung der Ortschaftsverfassung gemafl den §§ 81 ff. KVG
LSA gebildet:

1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Koéthen  (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arens-
dorf und Gahrendorf,

2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Baasdorf

3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt
Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde
Dohndorf

4. Lobnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die
Stadt Kothen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-
de Lobnitz an der Linde,

5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Kéthen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien,
bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien
und Zehringen,

6. Waulknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Kothen
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wilknitz,
bestehend aus den Ortsteilen GroRwilknitz und
Kleinwtlknitz.

3) In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wahlt. Er besteht in den Ortschaften

Erlauterungen

schaftsverfassung ist in der Hauptsatzung zu regeln
(§ 8111 KVG LSA). Wahrend schon bisher Ortschaften
in der Hauptsatzung gebildet wurden, war die Einfihrung
der Ortschaftsverfassung nicht ausdriicklich bestimmt
sondern wurde vielmehr in den §§ 6-8 a. F. vorausge-
setzt. In der Hauptsatzung missen ferner die Grenzen
der Ortschaften festgelegt werden (§ 8112 KVG LSA).
Mehrere benachbarte Ortsteile kdnnen zu einer Ortschaft
zusammengefasst werden (§ 81 1 3 KVG LSA).
Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Die Hauptsatzung muss bestimmen, ob in den Ortschaf-
ten ein Ortschaftsrat oder ein Ortsvorsteher gewahlt wird
(§ 8112 KVG LSA). Die Ubergangsregelung in § 61 2 a.
F. hat sich durch Zeitablauf erledigt und kann deshalb
entfallen. Bis zum Beginn der Wahlperiode 2019 bleibt
es beim gegenwartigen Zustand, dass in jeder Ortschaft
ein Ortschaftsrat eingerichtet wird. Zum 01.07.2018 ftritt

Alte Fassung (a. F.)

§ 2 lll: (3)Bie-Ortsteile-Arensdorf-und-Gahrendorf-bilden

§ 6 1: (1) In den Ortschaften Arensdorf,Baasderf-Dohn-
torf. LobAi lor Linde. Merzi Witk |
Ortschaftsrate gewahlt. In-denzum-1-1.2004eingeglie-
I . : i . Wahl
lor_Ortschaftsritedi Zei er Einaliod

N Semeinderite die Auf lor Ortschaftsei
te-wahr:
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Dohndorf, Merzien und Wilknitz aus neun Mit-
gliedern,

Arensdorf, Baasdorf und Lébnitz an der Linde
aus sieben Mitgliedern.

Erlauterungen

§ 82 | KVG LSA in Kraft. Danach besteht ab Beginn der
Wahlperiode 2019 die Verpflichtung, in Ortschaften mit
bis zu 300 Einwohnern einen gewahlten Ortsvorsteher
zu haben. Eine Ortschaft mit mehr als 300 Einwohnern
kann einen gewahlten Ortschaftsrat oder einen gewahl-
ten Ortsvorsteher haben. Die Ortschaften Dohndorf (273
Einwohner per 31.12.2013) und L&bnitz an der Linde
(243 Einwohner per 31.12.2013) erfullen die Vorausset-
zungen fir die Einrichtung eines Ortschaftsrates dann
voraussichtlich nicht mehr (zur maRgebenden Einwoh-
nerzahl beachte § 158 KVG LSA).

Die Zahl der Ortschaftsrate bleibt unverandert.

Die Zahl der Ortschaftsrate bleibt unverandert.

Entfallt.

Das KVG LSA sieht zum Ortsblrgermeister keine zwin-
gend in der Hauptsatzung zu regelnde Sachverhalte vor.
Vielmehr findet sich in § 85 KVG LSA bereits eine um-
fassende Vorschrift zum Ortsburgermeister. § 7 | a. F. ist
inhaltlich bereits in § 85 | KVG LSA enthalten, so dass es
dieser Vorschrift nicht bedarf. Sie kann deshalb entfallen.

Diese Regelung hat sich durch Zeitablauf erledigt und
kann deshalb entfallen.
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

§4

Zustandigkeiten des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist insbesondere bei
folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen,
anzuhdren:

1. Benennung von Strallen, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestal-
tungssatzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhe-
bung von 6&ffentlichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der
Kultur und Gemeinschaftspflege, Sportanlagen,
Kinderspielplatze und Griinanlagen,

9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft.

Der Ortschaftsrat Merzien verfugt jahrlich eigenstandig
Uber 25,56 Euro je Einwohner. Basis ist die Einwohner-

Erlauterungen

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Das Wort ,ausschlieBlich“ wurde gestrichen, um die Re-
gelung dem Gesetzeswortlaut anzupassen (bspw.
§ 8412, Il KVG LSA). Auf eine ausschlieSliche Betrof-
fenheit der Ortschaft kommt es danach nicht an. Das
Wort ,insbesondere® wurde erganzt, weil die auf dem
Gebietsanderungsvertrag beruhende Aufzahlung nicht
abschlieBend ist. Zu beachten ist ferner § 84 11 KVG
LSA.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

iod ; fiir die E W
Hed'e—d'es—Q'F' %M‘ T

§8
Zustandigkeit des Ortschaftsrates

(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden Angele-
genheiten, die ausschliellich die Ortschaft betreffen,
anzuhoren:

1. Benennung von Straflen, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestal-
tungssatzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

5. Errichtung, wesentliche Anderung und Aufhe-
bung von 6éffentlichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen,

8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der
Kultur und Gemeinschaftspflege, Sportanlagen,
Kinderspielplatze und Griinanlagen,

9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft.

Der Ortschaftsrat Merzien verfugt jahrlich eigenstandig
Uber 25,56 Euro je Einwohner. Basis ist die Einwohner-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

zahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegange-
nen Jahres. Die Mittel sind fur Veranstaltungen der Hei-
matpflege und Férderung des ortlichen Brauchtums, flr
Zuwendungen an Vereine, Verbdnde und Organisatio-
nen, fir Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie fur die Altenbetreuung insbesondere
Rentenweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste,
Drachenfest usw. zu verwenden sowie flr reprasentative
Leistungen und Offentlichkeitsarbeit. Bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung und der anderen Nutzung von
Grundstlcken, die durch die Eingliederung in das Ver-
mogen der Stadt Kéthen (Anhalt) eingebracht wurden,
sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt,
einschlieRlich Zehringen und Hohsdorf, zu bertcksichti-
gen. Mit dem Ortschaftsrat ist diesbeziiglich Einverneh-
men herzustellen.

(2) Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Lébnitz an der Linde und Wiilknitz sind insbesonde-
re bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft
betreffen, anzuhoéren:

1. Benennung von StralRen, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestal-
tungssatzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,

Erlauterungen

Das Wort ,vorher* wurde gestrichen. Dadurch erfolgt
eine Angleichung an Absatz 1, da in beiden Absatzen
das Gleiche gemeint ist. Es versteht sich von selbst,
dass die Anhérung vor dem Beschluss des Stadtrates zu
erfolgen hat, da andernfalls der Stadtrat das Votum des
Ortschaftsrates nicht in Betracht ziehen kann. Das Wort
.insbesondere” wurde erganzt, weil die auf den Gebiets-
anderungsvertragen beruhende Aufzahlung nicht ab-
schlieRend ist. Zu beachten ist ferner § 84 1l KVG LSA.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

zahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegange-
nen Jahres. Die Mittel sind fir Veranstaltungen der Hei-
matpflege und Forderung des ortlichen Brauchtums, flr
Zuwendungen an Vereine, Verbdnde und Organisatio-
nen, fur Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie fiir die Altenbetreuung insbesondere
Rentenweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste,
Drachenfest usw. zu verwenden sowie flr reprasentative
Leistungen und Offentlichkeitsarbeit. Bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung und der anderen Nutzung von
Grundstiicken, die durch die Eingliederung in das Ver-
mdgen der Stadt Kéthen (Anhalt) eingebracht wurden,
sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt,
einschl. Zehringen und Hohsdorf, zu beriicksichtigen. Mit
dem Ortschaftsrat ist diesbezliglich Einvernehmen her-
zustellen.

(2) Die Ortschaftsrate Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Lébnitz an der Linde und Wiilknitz sind bei folgen-
den Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, vorher
anzuhdren:

1. Benennung von StralRen, Wegen und Platzen,

2. Anderung des Flachennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplanen sowie Baugestal-
tungssatzungen,

3. Erlass, Aufhebung und Anderungen von Satzun-
gen und Verordnungen,

4. Bestellung des Ortswehrleiters,
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

5. Planung, Errichtung, und SchlieRung von offent-
lichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung kulturellen und sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und
Grinanlagen, Stralten, Wege und Platze.

(3) Den Ortschaftsraten Arensdorf, Dohndorf, L6b-
nitz an der Linde und Wilknitz werden jahrlich 9,00 Euro
je Einwohner, dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jahr-
lich 15,00 Euro je Einwohner fir freiwillige Leistungen,
die die Ortschaften betreffen, zur Verfiigung gestellt.
Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haus-
haltsjahr vorangehenden Jahres. Die in Satz 1 genann-
ten Betrdge werden bis zum 31.12.2009 festgeschrie-
ben. Ab 2010 werden diese Betrdge entsprechend der
Haushaltslage der Stadt Kdthen (Anhalt) jahrlich neu
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner_nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen
nach MaRgabe der Ansatze des Haushaltsplanes der
Stadt Koéthen (Anhalt) fir folgende MaRnahmen ver-
wandt werden:
1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Férde-
rung des drtlichen Brauchtums,
2. Zuwendungen fir Vereine, Verbande und Orga-
nisationen
3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung, insbeson-
dere fir Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfes-
te, Drachenfeste und gemeindliche Veranstal-

tungen,
4. in_den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.

Die alte Regelung wurde in einem Absatz zusammenge-
fasst. Inhaltliche Anderungen sind damit nicht bezweckt.
Die Regelung geht zurlick auf die Vereinbarungen in den
Gebietsdnderungsvertrdgen. Diese sind nach §81113
KVG LSA in die Hauptsatzung aufzunehmen.

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Insoweit fehlt es an einer Regelung im Gebietsande-

Alte Fassung (a. F.)

5. Planung, Errichtung, und Schliefung von offent-
lichen Einrichtungen,

6. Pflege des Ortsbildes,

7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung kulturellen und sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, Kinderspielplatze und
Grinanlagen, Straflten, Wege und Platze.

Der Ortschaftsrat Arensdorf verfligt jahrlich eigenstandig
Uber 9,00 Euro je Einwohner fur freiwillige Leistungen,
die die Ortschaft betreffen. Basis ist die Einwohnerzahl
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jah-
res. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Kéthen (An-
halt) jahrlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf.
Die Mittel sollen nach MalRgabe der Ansatze des Haus-
haltsplanes der Stadt Kéthen (Anhalt) fir folgende Mal-
nahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Forde-
rung des ortlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste
und gemeindliche Veranstaltungen,

4. reprasentative Leistungen, Jubilden, Ehrungen
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

dorf und Lobnitz an der Linde ferner flir repra-
sentative Leistungen, Jubilden, Ehrungen und
Offentlichkeitsarbeit.

Erlauterungen

rungsvertrag mit der ehemaligen Gemeinde Wiilknitz,
weshalb diese hier ausgenommen ist.

Alte Fassung (a. F.)
und Offentlichkeitsarbeit.

Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jahrlich 15,00 Euro
je Einwohner fur freiwillige Leistungen zur Verfligung
gestellt. Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem
Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. Der in Satz 1
genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 festgeschrie-
ben. Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der
Haushaltslage der Stadt Koéthen (Anhalt) jahrlich neu
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen
nach MalRgabe der Ansdtze des Haushaltsplanes der
Stadt Kothen (Anhalt) insbesondere fir folgende Mal3-
nahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Foérde-
rung des Ortlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fir Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste
und gemeindliche Veranstaltungen,

4. reprasentative Leistungen, Jubilden, Ehrungen
und Offentlichkeitsarbeit.

Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jahrlich 9,00 Euro je
Einwohner fir freiwillige Leistungen, die die Ortschaft
betreffen, zur Verfligung gestellt. Basis ist die Einwoh-
nerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehen-
den Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

entsprechend der Haushaltslage der Stadt Kéthen (An-
halt) jahrlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf.
Die Mittel sollen nach MalRgabe der Ansatze des Haus-
haltsplanes der Stadt Kothen (Anhalt) insbesondere flr
folgende Malinahmen verwandt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Foérde-
rung des Ortlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fir Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste
und gemeindliche Veranstaltungen,

4. reprasentative Leistungen, Jubilden, Ehrungen
und Offentlichkeitsarbeit.

Dem Ortschaftsrat Lébnitz an der Linde werden jahrlich
9,00 Euro je Einwohner fiir freiwillige Leistungen, die die
Ortschaft betreffen, zur Verfigung gestellt. Basis ist die
Einwohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorangehenden
Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird zum
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Kéthen (An-
halt) jahrlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf.
Die Mittel sollen nach Maligabe der Ansatze des Haus-
haltsplanes der Stadt Kéthen (Anhalt) fiur folgende Mal3-
nahmen verwandt werden:
1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Forde-
rung des ortlichen Brauchtums,
2. Zuwendungen fur Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,
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“)

1.

Neue Fassung (n. F.)

Die Ortschaftsrate entscheiden tber
Vertrage bis 20.000 Euro Uber die Nutzung von

Erlauterungen

Satz 2 a. F. kann entfallen, da er sich erledigt hat.

Die Spiegelstriche wurden durch Nummern ersetzt. Kei-

Alte Fassung (a. F.)

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re fur Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste
und gemeindliche Veranstaltungen,

4. reprasentative Leistungen, Jubilden, Ehrungen
und Offentlichkeitsarbeit.

Dem Ortschaftsrat Wilknitz werden jahrlich 42,00 Euro
je Einwohner fiir freiwillige Leistungen, die die Ortschaft
betreffen, zur Verfugung gestellt. Eine-Reduzierung—auf
000E : bei_A . “nd v/

schuss-an-den-Wdilknitzer-Sportverein. Basis ist die Ein-

wohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Die Hohe wird bis zum 31.12.2009 fest-
geschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend
der Haushaltslage der Stadt Kéthen (Anhalt) jahrlich neu
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen
nach MalRgabe der Ansdtze des Haushaltsplanes der
Stadt Koéthen (Anhalt) fir folgende Maflinahmen einge-
setzt werden:

1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Foérde-
rung des Ortlichen Brauchtums,

2. Zuwendungen fir Vereine, Verbande und Orga-
nisationen,

3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re fir Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier,
Kinderfeste, Drachenfeste usw.

Die Ortschaftsrate entscheiden tber
- Vertrage bis 20.000 Euro uUber die Nutzung von
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Neue Fassung (n. F.)

Grundsticken und beweglichem Vermdgen der
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen,
welches durch die jeweilige Gemeinde einge-
bracht wurde),

die VerauRerung von beweglichem Vermdgen
bis 20.000 Euro (bewegliches Vermobgen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht
wurde).

Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer ande-
ren Nutzung von beweglichem und nicht beweglichem
Vermdgen, das durch die Eingliederung in das Vermo-
gen der Stadt Kéthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist,
soweit die abschlieBende Entscheidungskompetenz
nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen
Angelegenheiten zu héren.

[P

lll. ABSCHNITT
Organe

§5
Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Stadt Kéthen (Anhalt) fiihrt
die Bezeichnung ,Stadtrat".

Erlauterungen

ne inhaltlichen Anderungen.

Die Spiegelstriche wurden durch Nummern ersetzt. Kei-
ne inhaltlichen Anderungen.

Keine Bemerkungen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert und erhielt wegen
des neuen Absatzes 1 eine allgemeinere Uberschrift.

Diese Regelung entstammt dem Musterentwurf des
Stadte und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt. Das KVG
LSA kennt als Vertretung in Gemeinden lediglich den
,Gemeinderat® (§ 7 Il Nr. 1 KVG LSA). Der Begriff ,Stadt-
rat“ wird lediglich einmal verwendet und zwar in § 36 | 3
KVG LSA. Danach tragen in Stadten Gemeinderate die
Bezeichnung ,Stadtrate®. Gemeint sind damit allerdings
die Mitglieder der Vertretung und nicht das Organ selbst.
In Analogie zu dieser Regelung wird man aber wohl auch

Alte Fassung (a. F.)

Grundsticken und beweglichem Vermodgen der
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermdgen,
welches durch die jeweilige Gemeinde einge-
bracht wurde),

- die VerauBerung von beweglichem Vermdgen
bis 20.000 Euro (bewegliches Vermdgen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht
wurde).

Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer ande-
ren Nutzung von beweglichem und nicht beweglichem
Vermodgen, das durch die Eingliederung in das Vermo-
gen der Stadt Kéthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist,
soweit die abschlieBende Entscheidungskompetenz
nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen
Angelegenheiten zu héren.

§10
Vorsitz-im-Stadtrat
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Neue Fassung (n. F.)

(2) Der Stadtrat wahlt aus dem Kreis der ehrenamt-
lichen Mitglieder fir die Dauer der Wahlperiode einen
Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter (Vor-
stand). Die Anzahl der Stellvertreter richtet sich nach der
Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituieren-
den Sitzung; werden mehr als zwei Fraktionen gebildet
und stellt eine Fraktion bereits den Vorsitzenden des
Stadtrates, so bleibt diese Fraktion bei Anzahl und Wahl
der Stellvertreter unberiicksichtigt. Werden keine Frakti-
onen_gebildet, sind zwei_Stellvertreter zu wahlen. Die
Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der
Stimmenzahl; bei Stimmengleichheit _entscheidet das
Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht.

Erlauterungen

das Organ als ,Stadtrat“ bezeichnen dirfen.

Der Absatz wurde dem Wortlaut des § 36 Il 1 KVG LSA
angepasst. Der Hinweis auf die einfache Mehrheit kann
entfallen, weil insoweit § 56 IV KVG LSA Anwendung
findet. Die Anzahl der Stellvertreter ist flexibel und wird
an die Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konsti-
tuierenden Sitzung angepasst. Um die Minderheiten-
rechte zu starken ist vorgesehen, dass diejenige Frakti-
on, die den Vorsitzenden des Stadtrates stellt, nicht
zugleich auch i. d. R. den ersten Stellvertreter bestimmt.
Dies gilt aber nur, wenn mindestens drei Fraktionen ge-
bildet werden.

Beispiel: Im Stadtrat werden die A-, B-, C- und D-
Fraktion gebildet. Die A-Fraktion stellt aufgrund der
Mehrheitsverhaltnisse den Stadtratsvorsitzenden. Es
werden dann nur noch 3 Stellvertreter gewahlt, wobei die
A-Fraktion keinen Kandidaten stellen kann.

Erster Stellvertreter ist derjenige, der bei seiner
Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigen konnte
usw.

Das Abstellen auf einen konkreten Zeitpunkt fir
die Bestimmung der Stellvertreterzahl bedeutet, dass
nachtraglich Anderungen bei der Zahl der Fraktionen
unbertcksichtigt bleiben. Ldst sich bspw. eine Fraktion
auf, bleibt der gewahlte Stellvertreter grundsatzlich fur
die Dauer der Wahlperiode im Amt. Bildet sich innerhalb
einer Wahlperiode eine zusatzliche Fraktion, erhoht sich
die Zahl der Stellvertreter in dieser Wahlperiode nicht.
Die Reihenfolge, in der die Stellvertreter zum Einsatz
kommen, richtet sich nach der Anzahl der bei der Wahl
auf sie entfallenden Stimmen. Der Stellvertreter mit der
héchsten Stimmenzahl ist erster Stellvertreter usw. Bei

Alte Fassung (a. F.)

#* Der Stadtrat wahlt mit-einfacher-Mehrheit fir die
Dauer der Wahlperiode einen Vorsitzenden und den—4-
bis4- Stellvertreter (Vorstand).
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Neue Fassung (n. F.)

3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewahlten
Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufga-
be des Vorsitzenden wahr.

(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter kénnen
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtrates
abgewahlt werden. Eine Neuwahl hat unverziglich zu
erfolgen.

(5) Die Frist gemal § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA,
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Auskunft zu
erteilen ist, betragt vier Wochen.

§6

Ausschiisse des Stadtrates

(1) Der Stadtrat bildet zur Erfiillung seiner Aufgaben
die folgenden standigen Ausschisse:

1. als beschlieRende Ausschiisse

Erlauterungen

Stimmengleichheit wird die Reihenfolge durch das Los
bestimmt.

Keine Bemerkungen.

Satz 1 wurde dem Wortlaut des § 36 Il 2 KVG LSA an-
gepasst.

Gemal § 43 Abs. 3 KVG LSA kann jedes ehrenamtliche
Mitglied der Vertretung zur eigenen Unterrichtung von
dem Hauptverwaltungsbeamten Auskunft verlangen; ihm
muss durch den Hauptverwaltungsbeamten Auskunft
erteilt werden. In der Hauptsatzung ist dafiir eine ange-
messene Frist zu bestimmen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

In § 61 n. F. werden wie bisher die beschlieRenden und
beratenden Ausschisse festgelegt. Im Anschluss erhalt
jeder Ausschuss einen eigenen Absatz, in dem die Zahl
der Mitglieder, ggf. sachkundigen Einwohner und der
Ausschussvorsitz sowie dessen Vertretung geregelt
werden. Mit Ausnahme der Vertretung des Oberburger-
meisters im Hauptausschuss (siehe dort) ist dies nicht
mit Anderungen verbunden.
Siehe oben.
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Alte Fassung (a. F.)

(2) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewahlten
Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufga-
be des Vorsitzenden wahr.

(3) Der Vorsitzende und die Stellvertreter kénnen
jeweils mit einfacher Mehrheit der gesetzlichen Mitglie-
der abgewahlt werden. Eine Nachwahl hat unverziglich
zu erfolgen.

§12
Ausschiisse des Stadtrates

(1) Der Stadtrat bildet zur Erfillung seiner Aufgaben
folgende standige beschlieRende Ausschisse:






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

a) den Hauptausschuss,

b) den Bau-, und Umweltaus-
schuss,

c) den Heimausschuss,

Sanierungs-

2. als beratende Ausschusse

a) den Sozial- und Kulturausschuss,

b) den Rechnungspriifungsausschuss.

(2) Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadtra-
ten und dem Oberbiirgermeister als Vorsitzenden. Die
Vertretung des Oberbirgermeisters bestimmt sich nach

§ 50 KVG LSA.

Erlauterungen

Siehe oben.
Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Siehe oben.

Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Haupt-
ausschuss bleiben unverdndert. Dass der Oberburger-
meister Ausschussvorsitzender ist, entspricht dem ge-
setzlichen Regelfall. Dies qilt gleichermalen fur be-
schlieBende (§48 111 KVG LSA) wie fir beratende
(§49 11 1 KVG LSA) Ausschusse. Fur die Vertretung des
Oberbirgermeisters im Hauptausschuss ist kiinftig § 50
KVG LSA zu beachten. Bislang wurde der Oberbirger-
meister im Hauptausschuss durch ein Stadtratsmitglied
im Verhinderungsfall vertreten. Rechtgrundlage hierflr
war § 49 Il GO LSA. Danach kann in den Ausschiissen
der Blrgermeister einen Beigeordneten mit seiner Ver-
tretung beauftragen. Gibt es keinen Beigeordneten oder
ist der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der Aus-
schuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglie-
der die Person, die den Blrgermeister im Vorsitz vertritt.
Da es in der Stadt Kéthen (Anhalt) keinen Beigeordneten

Alte Fassung (a. F.)

Hauptausschuss 10—Mitglieder—und—der
- . .

Bau-, Sanierungs- und ++Mitglieder

Umweltausschuss

Heimausschuss 9 Mitglieder—{(davon—6
verireter—des—Eigenbetrie-
bes-und-1+Vorsitzender)

Sozial- und Kulturaus- 44-Mitgliederund-10-Sitze
schuss for sachkundige-Einwohner
Rechnungsprifungsaus- H-Mitglieder—und-—6-Sitze
schuss for sachkundige-Einwohner

§ 1211 1: Vorsitzender des Hauptausschusses ist der
Oberbirgermeister.
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Neue Fassung (n. F.)

(3) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
besteht aus elf Stadtraten. Vorsitzender des Bau-, Sanie-
rungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat. Ist der
Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der
Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten
Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt.

(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmungen der
Eigenbetriebssatzung fir das Pflegeheim der Stadt
Kéthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBIl. 03/2014) in
der jeweils geltenden Fassung.

(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf
Stadtraten und zehn sachkundigen Einwohnern. Vorsit-
zender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadt-
rat. Ist der Vorsitzende des Ausschusses verhindert,

Erlauterungen

gibt, war der Oberbirgermeister zwingend von einem
Stadtratsmitglied zu vertreten (§49112 GO LSA). In
Zukunft stellt sich die Rechtslage gemafll § 50 KVG LSA
anders dar. Danach kann in den Ausschissen der
Hauptverwaltungsbeamte (= Oberbilirgermeister) seinen
allgemeinen Vertreter oder einen Beigeordneten mit
seiner Vertretung beauftragen. Ist der allgemeine Vertre-
ter oder der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der
Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten
Mitglieder die Person, die den Hauptverwaltungsbeam-
ten im Vorsitz vertritt. Folglich hat zunachst der allge-
meine Vertreter (§ 67 | KVG LSA) die Sitzungsleitung zu
Ubernehmen. Nur, wenn auch er verhindert ist, geht die
Sitzungsleitung an ein stimmberechtigtes Ausschussmit-
glied Uber.

Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Bau-,
Sanierungs- und Umweltausschuss bleiben unverandert.
Eine Regelung fir den Fall der Verhinderung des Aus-
schussvorsitzenden wurde in Anlehnung an §50 S. 2
KVG LSA erganzt.

Fir den Heimausschuss sind die spezialgesetzlichen
Regelungen in § 8 Eigenbetriebsgesetz, die hierzu er-
gangene Eigenbetriebssatzung der Stadt Kéthen (An-
halt) und § 51 KVG LSA zu beachten.

Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Sozial-
und Kulturausschuss bleiben unverandert. Eine Rege-
lung fur den Fall der Verhinderung des Ausschussvorsit-
zenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 KVG LSA er-

Alte Fassung (a. F.)

§ 12 lll 4: Der-stimmberechtigte Vorsitzende-desHeim-

; ird_durch_d o . . '
§-8-Abs-2_des—Eigenbetriet ich_t
Ranppt

Seite 15 von 43






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmbe-
rechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden
vertritt.

(6) Der Rechnungsprifungsausschuss besteht aus
elf Stadtraten und sechs sachkundigen Einwohnern.
Vorsitzender des Rechnungspriifungsausschusses ist
ein_Stadtrat. Ist der Vorsitzende des Ausschusses ver-
hindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner
stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsit-
zenden vertritt.

(7) Soweit Ausschiisse durch Stadtrate geleitet wer-
den, richtet sich die Verteilung dieser Ausschussvorsitze
auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem
Héchstzahlverfahren. Die Benennung des Vorsitzenden
erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegeniiber
dem _Stadtratsvorsitzenden. Der Stadtratsvorsitzende
informiert den Stadtrat.

(8) Der Hauptausschuss berat in der Regel alle An-
gelegenheiten, die der Stadtrat abschlieend entscheidet
oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden
sollen. Der Hauptausschuss beschliel3t abschlieRend
Uber:

Erlauterungen

ganzt.

Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Rech-
nungsprifungsausschuss bleiben unverdndert. Eine
Regelung flr den Fall der Verhinderung des Ausschuss-
vorsitzenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 KVG LSA
erganzt.

Die Regelung zur Verteilung der Ausschussvorsitze war
bislang in der Geschéaftsordnung enthalten und wurde in
die Hauptsatzung Ubernommen, weil es sich insoweit um
eine wesentliche Regelung im Sinne des § 1012 KVG
LSA handeln dirfte, die zwingend in der Hauptsatzung
zu erfolgen hat.

Diese Bestimmung haben Eingang in § 6 1I-VI n. F. ge-
funden und kann daher entfallen.

Mit dem neu eingeflgten Satz 1 wird die Zustandigkeits-
ordnung in die Hauptsatzung integriert. Danach berat der
Hauptausschuss alle Angelegenheiten, die der Stadtrat
abschlieBend entscheidet oder die ihm zu Kenntnis ge-
bracht werden (z. B. Informationsvorlagen). Angelegen-
heiten, die nicht vom Stadtrat sondern von einem Aus-

Alte Fassung (a. F.)

§ 12111 3: Die Verteilung dieser Ausschussvorsitze auf
die im Stadtrat vertretenen Fraktionen richtet-sich-nach

den-Festlegungen-der Geschafisordnung-:

sehuss

Seozial-und-Kulturaussechuss

Rec! i I .
(4) Der Hauptausschuss beschliet abschlieffend

uber:
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Neue Fassung (n. F.)

die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in
Streitfallen Gber Ausschusszustandigkeiten,

die Durchfiihrung von reprasentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongres-
sen,

die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu
erwartenden Kostenaufwand von Uber
1.000 Euro pro Person,

Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes,

Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen Ubertragen,

Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirt-
schaftliche Bereiche,

Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche
Angelegenheiten und deren Anderungen,

die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
men,

Vermogensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze
von 100.000 Euro auerhalb des Sanierungsge-

Erlauterungen

schuss oder dem OB entschieden oder nur einem Aus-
schuss zur Kenntnis gebracht werden, sind folglich aus-
genommen. Dies entspricht der bisherigen Praxis. Mit
den Worten ,in der Regel“ wird klargestellt, dass im Aus-
nahmefall eine Angelegenheit auch ohne vorherige Bera-
tung im Ausschuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann,
z. B. bei sich kurzfristig ergebenden, dringenden Ent-
scheidungen.
Keine Bemerkungen.

Siehe Ziffer 10

Mit Nummer 11 a. F. zusammengefasst.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
Der Verweis auf die Kultur-, Sport- und Sozialstiftung
kann entfallen, da diese eine eigene Rechtspersdnlich-
keit und eigene Organe besitzt. Kompetenziberschnei-
dungen kdnnen deshalb nicht eintreten.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
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1.

Alte Fassung (a. F.)

die Koordinierung der Arbeit aller Ausschisse in
Streitfallen Uber Ausschusszustandigkeiten,

2—Personalangelegenheiten————enisprechend

10.

Hauptsatzung;
die Durchfiihrung von reprasentativen Veranstal-
tungen,

die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu
erwartenden Kostenaufwand von uber
1.000 Euro pro Person,

Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes,

Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen Ubertragen,

Zuwendungen an Vereine, Verbande und wirt-
schaftliche Bereiche, soweit—nichtdie—Kultur-;
S | Sozialstif lor Stadt Kt :
hal sndi

Uber den Jahresplan stadtepartnerschaftliche
Angelegenheiten und deren Anderungen,

die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
men,

Vermogensangelegenheiten im Sinne von §-44
Abs—3-Nr—7-GO-LSA bis zu einer Wertgrenze
von 100.000 Euro auRerhalb des Sanierungsge-
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Neue Fassung (n. F.)

bietes.

10. alle_Falle _der Ernennung und Entlassung von
Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstieg-
samt, sofern sie nicht kraft Gesetzes vorgege-
ben sind, im Einvernehmen mit dem Oberbiir-

germeister.

(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss
berat in der Regel tber

1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher
Vorschriften durch den Stadtrat entschieden
werden

2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustan-

Erlauterungen

Die bisherige, eigenstadndige Regelung zu den Zustan-
digkeiten fur dienstrechtliche Entscheidungen (§ 5 a. F.)
sollte auf den Hauptausschuss und den Oberburger-
meister aufgeteilt werden um so die Kompetenzregelun-
gen starker zu konzentrieren. Die Kompetenz steht dem
Hauptausschuss wie bisher nur im Einvernehmen mit
dem Oberbiirgermeister zu. Die Anderung (Falle der
Ernennung) erfolgt einerseits entsprechend dem Ausle-
gungsbeschluss vom 07.03.1996, um eine klare Rege-
lung an dieser Stelle der Hauptsatzung zu formulieren,
ohne den Auslegungsbeschluss in entsprechenden Fal-
len mit heranziehen zu mussen. Des Weiteren wird mit
dieser Formulierung klargestellt, dass alle Formen der
Ernennung, wozu selbstverstandlich u. a Einstellung,
Anstellung und Beférderung gehéren, in die Zustandig-
keit fallen. Es werden diesbezliglich keine Zustandigkei-
ten gedndert.

Mit Nummer 3 n. F. zusammengefasst.

Mit dem neu eingeflgten Satz 1 wird die Zustandigkeits-
ordnung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten
+in der Regel* wird klargestellt, dass im Ausnahmefall
eine Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im
Ausschuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B.
bei sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entschei-
dungen.

Alte Fassung (a. F.)

bietes,
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Neue Fassung (n. F.)

digkeit des Stadtrates fallen,
3. Verkehrsentwicklungsplanungen.
Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entschei-
det Uber folgende Vorgange und Vorhaben:
1. Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in
einer Hohe bis 500.000 Euro,
2. Planungsentwiirfe stadtischer Tief- und Hoch-
baumalinahmen,

3. die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
ben gemaR den §§ 31 bis 35 BauGB flr

a) die Errichtung von Wohngebauden mit mehr
als drei Wohnungen oder einem anrechen-
baren Bauwert gemaR Bauvorlagenverord-
nung Uber 300.000 Euro,

b) Nutzungsanderungen von gesamten
Grundstliicken bzw. Gebauden, die die Ge-
bietscharakteristik gemafl BauNVO beein-
flussen,

c) Vergnigungsstatten gemaR BauNVO,

d) die Errichtung von Stellplatzanlagen fir
mehr als 20 Stellplatze,

e) Vorhaben im AuRenbereich,

4. Ausnahmen von der Veranderungssperre ge-
maR § 14 Abs. 2 BauGB,

5. Entscheidung uber die Ausibung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (§§ 24, 25 BauGB),

6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
gultiger Bebauungsplane, Vorhaben- und Er-
schlieBungsplane sowie Abweichungen zu sons-

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.
Der Begriff Ausfertigung ergibt in diesem Zusammen-

hang keinen Sinn und wurde deshalb der Praxis ent-
sprechend durch Planungsentwirfe ersetzt.

Redaktionell Gberarbeitet.

Redaktionell tiberarbeitet.

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

(5) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet Uber folgende Vorgange und Vorhaben:
- Vergaben von Bau- und Planungsauftragen in
einer Héhe bis 500.000 Euro
- die-Ausfertigung stadtischer Tief- und Hochbau-

maflnahmen

- dber die planungsrechtliche Zulassigkeit von
Vorhaben gemal der §§ 31-32,33,-34-und 35
FV-m-—§29 BauGB fur
* die Errichtung von Wohngebauden mit mehr

als 3 Wohnungen oder einer—Baukeosten-

summe-gem—§—1+-Abs—1-Nr—6b) Bauvorla-
genverordnung des—tLandes-Sachsen-Anhalt

Uber 300.000 Euro

Nutzungsénderungen von gesamten

Grundstiicken bzw. Gebauden, die die Ge-

bietscharakteristik gem. BauNVO beeinflus-

sen

Vergnigungsstatten gem. BauNVO

die Errichtung von Stellplatzanlagen fiir mehr

als 20 Stellplatze
* Vorhaben im Aufenbereich

- Ausnahmen von der Veradnderungssperre gem.
§ 14 Abs. 2 BauGB

- Entscheidung Uber die Ausibung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde, falls—dieses—nach—den
§§24-und-25-BauGB-besteht

- Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen
gultiger Bebauungspléne, Vorhaben- und Er-
schlieBungsplane sowie Abweichungen zu sons-
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Anlage 2

10.

1.
12.

13.

14.

Neue Fassung (n. F.)

tigem Ortsrecht gemall BauGB und BauO LSA
soweit die MalRnahmen nicht unter Zustandigkeit
des Oberbirgermeisters gemal §9 Abs.2
Nrn. 17 und 18 fallen,

Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege
stadtischer Grin- und Waldflachen sowie Spiel-
platzen,

Ablésung von mehr als drei Stellplatzen geman
der Stellplatzablésesatzung,

stadtebauliche Gebote gemal den §§ 176 bis
179 BauGB,

Genehmigung von Antragen auf Baumfallungen
gemal Baumschutzsatzung flur Baumgruppen,
die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild
pragen,

Bezuschussung der Sanierung von Denkmalern,
den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschafts-
plan ,Stadtebaulicher Denkmalschutz® und die
Wirtschaftsplane der Stadtumbaugebiete ,Alt-
stadt”, ,Risternbreite” und ,Wasserturm“ soweit
der_im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz
nicht dberschritten wird,

geringfigige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan,

geringflgige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungs-
plan, Parkraumkonzepte),

Erlauterungen

Der Stadtrat kann die Aufstellung, Anderung, Ergénzung
oder Aufhebung von Bauleitpldanen nicht Ubertragen
(8§45 111 Nr. 4 KVG LSA). Diese Kompetenz kann des-
halb nicht beim BSU verbleiben sondern muss kunftig
vom Stadtrat selbst wahrgenommen werden.

Die Ziffer wurde zum einen redaktionell Uberarbeitet und
zum anderen um die Kompetenz hinsichtlich der Spiel-
platze ergéanzt.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
Dieser und der 14. Spiegelstrich a. F. wurden unter Ziffer
12 neu gefasst.

Siehe unten.

Der Sanierungsrahmenplan ist keine Verkehrsplanung.
Er wird deshalb in einer eigenen Nummer geregelt. Im
Ubrigen wurde der Text redaktionell (berarbeitet. Eine
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Alte Fassung (a. F.)

tigem Ortsrecht gem. BauGB und BauO LSA
soweit die MalRnahmen nicht unter Zustandigkeit
des Oberblrgermeisters gem. §9-2}Ne—47) -
418, fallen

And or_Eras Bauleitol

: infacl \erf 513
BauGB

die—Auslegung, Erweiterung, Unterhaltung und
Pflege stadtischer Griin- und Waldflachen

die Ablosung von mehr als 3 Stellplatzen gem.
der Stellplatzablésesatzung bei-Bauverhaben
stadtebauliche Gebote gem der §§176 - 179
BauGB

die Genehmigung von Antragen auf Baumfallun-
gen gem. Baumschutzsatzung fur Baumgruppen,
die einen Park bildenden und/oder Stadtbild pra-
genden-Charakierbesitzen

-—Vergabevon-Zuschissen-firDenkmale
. on_MaR | | e Edrd

£ . -

geringfligige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen, wie Verkehrsentwicklungsplan, Sanie-

rungsrahmenplan; Parkraumkonzepte u—&-
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Anlage 2

(10)

15.

16.

17.

18.

19.

20.

Neue Fassung (n. F.)

Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung,
Vermogensangelegenheiten im Sinne von § 45
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze
von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsge-
bietes,

Forderung von EinzelmaRnahmen in den For-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sanierungs-
gebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet ,Innen-
stadt® (Darlehen und Zuschusse),

Ubertragung von OrdnungsmaRnahmen nach
§ 147 BauGB und deren Finanzierung,
Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richt-
linien im Zusammenhang mit Sanierungsverfah-
ren,

einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan
genannten Zielen der Sanierung.

Der Sozial- und Kulturausschuss berét in Ange-

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Diese Regelung ist in die Ziffer 12 n. F. eingeflossen.

Die Vorschrift wurde konkretisiert.

Die Vorschrift wurde konkretisiert.

Die Vorschrift wurde konkretisiert.

Keine Bemerkungen.
Dieser Spiegelstrich kann ersatzlos entfallen, da sein

Regelungsinhalt bereits von den Ziffern 12 und 17 n. F.
erfasst wird.

Mit dem neuen Absatz 10 wird die Zustandigkeitsord-

Alte Fassung (a. F.)

- Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung

- Vermogensangelegenheiten im Sinne von §44
Abs3-Nr—7-GO-LSA bis zu einer Wertgrenze
von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsge-
bietes
lon_Sani . ftsplan._den-Magnal

s dtebaulicl 0 i

- Foérderung von Einzelmal3nahmen in e—g—Gebie-
ten (Darlehen und Zuschiisse)

- die Ubertragung von OrdnungsmaRnahmen und
deren Finanzierung

- Entscheidungen und allgemeine Richtlinien im
Zusammenhang mit Sanierungsverfahren

- einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan
genannten Zielen der Sanierung

or_Mal | | tibor_die_Eard
£ q £

hied Eéed Stad

. Die Zustindickeitender | -y .
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

legenheiten der Stadt Kéthen (Anhalt) in der Regel Uber

rpODM-

10.
1.
12.
13.

14.

15.

kulturelle Veranstaltungen,

die Zuwendungen an Kultur- und Sportvereine,
die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,
die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und
Sportvereinen,

den Neubau und die Unterhaltung von stadti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstatten,

die Belegung stadtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen,

den Erhalt und die Férderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstatten,

Vorschlage fir den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Fdrderung der europai-
schen Integration, zu den Jahresaktivitdten in
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorberei-
tung von einzelnen Veranstaltungen in diesem
Zusammenhang,

die Verteilung von Zuwendungen an Verbande
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich,
soziale Probleme von Hilfsbedirftigen,
Obdachlosenangelegenheiten,

Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,
Angelegenheiten der _stadtischen _Kinderta-
geseinrichtungen,

Angelegenheiten der stadtischen Schulen und
Schulhorte

den An-, Um- und Neubau von stadtischen
Schulen und Kindertageseinrichtungen,

Erlauterungen

nung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten ,in
der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall eine
Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im Aus-
schuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. bei
sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entscheidungen.

Das Wort ,stadtischen” wurde erganzt.

Das Wort ,stadtischen” wurde erganzt.
Das Wort ,stadtischen” wurde erganzt.

Das Wort ,stadtischen” wurde erganzt.

Alte Fassung (a. F.)

e . der Zustindiakeitsord fie_dliof
hiisse des. Stad tor Stadt K& Anhalt).
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

16. stadtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplatzen sowie Auswahl der Stand-
orte,

17. die_Umgestaltung von AufRenanlagen in_stadti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen,

18. die_ortliche Jugendfreizeitangebote und deren

Foérderung.

(11) Der Rechnungspriifungsausschuss berat in der
Regel Uber

1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die
Entlastung des Oberbirgermeisters flr _die
Haushaltsdurchfiihrung,

2. die Stellungnahme zum Prifergebnis der tber-
ortlichen Priifung sowie eine Stellungnahme zum
Prifbericht Uber die Jahresabschlussprifung der
Eigenbetriebe.

3. die Gegenstinde der Rechnungspriufungsord-
nung der Stadt Kdéthen (Anhalt) in der jeweils
geltenden Fassung.

(12) Die Information Uber die Beschlisse der be-
schlieBenden Ausschiisse erfolgt tiber die Verteilung der
Protokolle an alle Stadtrate.

Erlauterungen

Das Wort ,stadtischen” wurde erganzt.

Mit dem neuen Absatz 11 wird die Zustandigkeitsord-
nung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten ,in
der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall eine
Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im Aus-
schuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. bei
sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entscheidungen.

Diese Ziffer wurde zusatzlich erganzt, um die Zustandig-
keit des Rechnungspriifungsausschusses maoglichst
umfassend und abschliefiend zu umschreiben.

Keine Bemerkungen.

Der Paragraph soll entfallen, da er keine notwendige
Regelung enthalt. Fir den Stadtrat ergibt sich die Not-
wendigkeit des Erlasses einer Geschaftsordnung u. a.

Alte Fassung (a. F.)

(#) Die Information Uber die Beschlisse der be-
schlieRenden Ausschiisse erfolgt tiber die Verteilung der
Protokolle an alle Stadtrate.

s
Geschif I
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Erlauterungen

aus den §§ 45 1 Nr. 2, 59 KVG LSA; fir die Ortschaftsra-
te ergibt sich dies aus den §§ 811V 1, 4511 Nr. 2, 59
KVG LSA. Die Ortschaftsrate kénnen auch die Ge-
schéaftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschisse
Ubernehmen.

Die bisherige, eigenstandige Regelung zu den Zustan-
digkeiten fir dienstrechtliche Entscheidungen sollte ge-
mafl Empfehlung der Fraktionsvorsitzendenberatung
vom 18.09.2014 auf den Hauptausschuss und den
Oberbirgermeister aufgeteilt werden um so die Kompe-
tenzregelungen starker zu konzentrieren. Auf die dorti-
gen Erlauterungen wird verwiesen.

Eine Entscheidung hinsichtlich der Eingruppierung kann
es nicht geben, weil insoweit die Tarifautomatik gilt.

Alte Fassung (a. F.)

Das \erf ir-Stad | inden . ird
lurch_ei Stad lieRende_Geschif

ordnung-geregelt:
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

§7

Zustandigkeiten des Oberbiirgermeisters

(1) Geschafte der laufenden Verwaltung im Sinne
des §66 Abs.1 Satz3 KVG LSA sind diejenigen, die
nicht von grundsatzlicher, tber den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb eine besondere
Beurteilung nicht erfordern, sondern die mit einer gewis-
sen RegelmaRigkeit wiederkehren, nach feststehenden
Verwaltungsregeln erledigt werden und fir die Stadt
Kéthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erhebli-
cher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kéthen (An-
halt) entscheidet der Oberblrgermeister insbesondere
uber
1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien und
Ordnungen abzuschliefenden Geschafte des
taglichen Verkehrs,
2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis

Erlauterungen

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Gemal §66 1 3 KVG LSA erledigt der Oberbirgermeis-
ter die Geschéafte der laufenden Verwaltung in eigener
Verantwortung. Um diesen Zusammenhang und damit
den Zweck der Definition des unbestimmten Rechtsbeg-
riffs ,Geschafte der laufenden Verwaltung® deutlicher
werden zu lassen, wird ein Verweis auf § 6613 KVG
LSA aufgenommen.

Keine Bemerkungen.

Statt eines Verweises auf die Vergabeordnung wird die

Alte Fassung (a. F.)

§9

Zustandigkeiten des Oberbiirgermeisters

(1) Geschafte der laufenden Verwaltung sind diejenigen,
die nicht von grundsétzlicher, Uber den Einzelfall hinaus-
gehender Bedeutung sind und deshalb eine besondere
Beurteilung nicht erfordern, sondern die mit einer gewis-
sen RegelmaBigkeit wiederkehren, nach feststehenden
Verwaltungsregeln erledigt werden und fir die Stadt
Kéthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erhebli-
cher Bedeutung sind.

(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Kéthen (Anhalt)
entscheidet der Oberbiirgermeister insbesondere

1. uber die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien
und Ordnungen abzuschlielenden Geschéafte
des taglichen Verkehrs,

> ber die \ Liot Lo
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)
25.000 Euro

Geschéfte oder andere MalRnahmen, bei denen

im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steu-

er) nicht Gberschritten werden:

a) Stundungen bis zu drei Monaten unbe-
grenzt, im Ubrigen bis zu 15.000 Euro je
Forderung und Abrechnungszeitraum,

b) Niederschlagung bis zu 5.000 Euro je Forde-
rung und Abrechnungszeitraum,

c) Erlass bzw. Verzicht bis zu 2.500 Euro je
Forderung und Abrechnungszeitraum,

d) kurzfristige Vereinbarungen Uber die Nut-
zung stadtischer Liegenschaften (Laufzeit

Erlauterungen

Kompetenz nun ausdrucklich in der Hauptsatzung gere-
gelt. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.
Die Begriffe Lieferungen und Leistungen sind im weites-
ten Sinne zu verstehen. Zu den Leistungen gehoren
bspw. auch Bau- und Planungsleistungen und aufgrund
der Streichung der Nr.4 a. F. auch Versicherungsleis-
tungen.

Durch die Erganzung des Wortlauts wird fir die Zukunft
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeitrdume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebihr und
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeitraume.
Durch die Erganzung des Wortlauts wird fir die Zukunft
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeitrdume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebuhr und
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeitraume.
Durch die Erganzung des Wortlauts wird fir die Zukunft
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeitrdume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebihr und
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeitraume.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

gen—entsprechend-der-Mafllgabe der Vergabe-
I lor Stadt K& Anhalt)

dber Geschafte oder andere Mallnahmen, bei
denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne
Steuer) nicht Uberschritten werden:

Stundung ven-Ferderungen bis zu 3 Mona-
ten unbegrenzt, im Ubrigen bis zu 30-FDM
(15.000 Euro)

- Niederschlagung ven—Ferderungen—10-TBM
£5.000 Euro)

- Erlass-veonForderungen5-TDM(2.500 Euro)

- kurzfristige Vereinbarungen Uber die Nut-
zung stadtischer Liegenschaften (Laufzeit
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

unter funf Jahren),

e) Abschluss von gerichtlichen und auRerge-
richtlichen Vergleichen bis zu einem Nach-
gebensbetrag in Personalangelegenheiten
von 15.000 Euro in allen Ubrigen Rechts-
streitigkeiten bis 50.000 Euro,

die Heranziehung zu kommunalen Abgaben,
Léschungsbewilligungen, Abtretungserklarungen
und Vorrangseinrdumungen bis 25.000 Euro,

die Erteilung von Prozessvollmachten und die
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung
von Klagen fir Rechtsstreitigkeiten, die fir die
Stadt von nicht erheblicher Bedeutung sind,
Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfanger im Haushaltsplan genau defi-
niert sind,

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Erlassung und Verzicht meinen inhaltlich das Gleiche.
Deshalb konnte dieser Spiegelstrich entfallen. Der Ver-
zicht wurde lediglich klarstellend beim Erlass (Buchst. ¢
n. F.) erwahnt.
Diese Regelung entfallt. Auch fir den Abschluss von
Versicherungsvertragen gilt die Grenze der Ziffer 2
(25.000 Euro). Dies entspricht der bisherigen Verwal-
tungspraxis. Zu beachten ist, dass dies nicht fir Versi-
cherungen gilt, bei denen die Stadt Kéthen Pflichtmit-
glied ist (z. B. Feuerwehrunfallkasse).
Siehe unten.
Die Heranziehung zu kommunalen Abgaben wurde ge-
trennt geregelt um dem Missverstandnis vorzubeugen,
dass der OB nur bis zu einem Betrag von 25.000 Euro
zu Kommunalabgaben heranziehen dirfe. Der Zusatz
,sofern sich die Stadt nicht bereits anderweitig verpflich-
tet hat” ist entbehrlich. Hat sich die Stadt Kéthen (Anhalt)
bereits anderweitig verpflichtet, verbieten sich hiervon
abweichende Vereinbarungen von selbst.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

unter 5 Jahren)

- Abschluss von gerichtlichen und aullerge-
richtlichen Vergleichen bis zu einem Nach-
gebensbetrag in Personalangelegenheiten
von 30-FBM (15.000 Euro) in allen Gbrigen
Rechtsstreitigkeiten bis 100-FBM
(50.000 Euro)

Verzicl £ 1 el lor_Stadt K
Anhalt)_bi . W 5 TDM
{2.500-Euro)

| iber_don_Absehl Versict .

5 tberdie U o Semeind bon,

Léschungsbewilligungen sewie Abtretungserkla-

rungen und  Vorrangseinrdumungen bis

50-000-BM-(25.000 Euro), sofern-sich-die-Stadt
icl . | o flict ’

6. dber die Erteilung von Prozessvollimachten und
die Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhe-
bung von Klagen fiir Rechtsstreitigkeiten, die fir
die Stadt von nicht erheblicher Bedeutung sind.

7. uber Auszahlungen, soweit die Summe und der
Zuschussempfanger im Haushaltsplan genau
definiert sind
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorha-
ben gemanR den §§ 31 bis 35 BauGB fur

a)

c)

die Errichtung von Wohngebauden bis zu
drei Wohnungen oder einem anrechenbaren
Bauwert gemafl Bauvorlagenverordnung bis
zu 300.000 Euro,

die Errichtung von Anlagen flir gewerbliche,
kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke mit einem anrechen-
baren Bauwert gemaR Bauvorlagenverord-
nung bis zu 300.000 Euro,
Nutzungséanderungen von Grundsticken und
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakte-
ristik gemal der BauNVO nicht beeinflus-
sen,

die Errichtung von Einrichtungen des Einzel-
handels, die nicht als groRflachig gemanR
§ 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind,

die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu
20 Stellplatzen,

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Die in der a. F. geregelten Informationspflichten des OB
sind zu keinem Zeitpunkt praktiziert worden. Unabhéangig
davon wird vorgeschlagen, diese Regelungen fir die
Zukunft wegfallen zu lassen. Denn die Umsetzung einer
solchen Informationspflicht wiirde zu einem erheblichen
Mehraufwand bei der Verwaltung fihren, ohne dass
hieraus ein erkennbarer Nutzen gezogen werden kdnnte.

Siehe Nr. 10 n. F.

Alte Fassung (a. F.)

8. dber die planungsrechtliche Zulassigkeit von
Vorhaben gemal der §§ 31,3233,-34-und 35
Pm-§-29 BauGB fir

die Errichtung von Wohngebauden bis zu
drei Wohnungen oder einerBaukeostensum-
£300.000 Euroy,

die Errichtung von Anlagen fiir gewerbliche,
kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke mit einerBaukeosten-
summe bis zu 600-000,-BM (300.000 Euro),

Nutzungséanderungen von Grundsticken und
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakte-
ristik gem. der BauNVO nicht beeinflussen,

die Errichtung von Einrichtungen des Einzel-

handels, die nicht als grof3flachig gem. § 11

Abs. 3 BauNVO einzustufen sind,

die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu

20 Stellplatzen—BeiNichterteilung—der—pla-
. Zulsssiokei B I
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10.

1.

12.

13.

14.

15.

Neue Fassung (n. F.)

Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB,

die Ablésung von bis zu drei Stellplatzen geman
der Stellplatzablésesatzung,

die sanierungsrechtliche Genehmigung geman
§ 144 BauGB,

Rechtsgeschafte gemal § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
30.000 Euro nicht tberschreiten,

Rechtsgeschafte gemal § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
10.000 Euro nicht Uberschreiten,

Rechtsgeschafte gemal § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von
2.500 Euro nicht Ubersteigen,

nicht erhebliche Uber- oder auflerplanmafRige
Aufwendungen und Auszahlungen (§ 105 Abs. 1

Erlauterungen

Diese Genehmigungen wurden auch bislang als Ge-
schaft der laufenden Verwaltung durch den OB erteilt.

Da der BSU nicht fur die Genehmigung nach § 144
BauGB zustandig ist, entfallt diese Einschrankung.

Redaktionell tiberarbeitet.

Satz 1 a. F. wurde redaktionell Uberarbeitet. Satz 2 kann
entfallen. Sie war bereits missverstandlich formuliert.
Denn der Burgermeister kann zugunsten der Stadt keine
Sicherheiten bestellen, es sei denn, aus seinem eigenen
Vermogen. Vielmehr ging es um die Bestellung von Si-
cherheiten durch Dritte zugunsten der Stadt. Insoweit
besteht kein Regelungsbedurfnis fur die Entgegennahme
der Bestellung von Sicherheiten. Denn entweder war
bereits das zu besichernde Grundgeschéaft von solch
hohem Wert, dass es ohnehin in die Zustandigkeit des
Stadtrates fallt oder aber das Geschaft fallt wegen des
Wertes oder aus anderen Kompetenzgrinden in die
Zustandigkeit des OB. Dann aber besteht kein Grund,
die Kompetenz des OB hinsichtlich der Entgegennahme
von Sicherheiten zugunsten der Stadt zu begrenzen.
Redaktionell Uberarbeitet.

Die Norm wurde redaktionell Uberarbeitet und an das
KVG LSA angepasst. Der Verweis auf § 10512 KVG

Alte Fassung (a. F.)
BauGB)-flr Vorhaben-gem—Nr-8:

10. Die Abldsung von bis zu 3 Stellplatzen gem. der
Stellplatzablésesatzung.

11. Die sanierungsrechtliche Genehmigung gem. §
144 BauGB mit-Ausnahme-der-Genehmigung;
fiir_die_der_Bau-_Sani |y

14_Die W il R » _§ 44
5000-DM-(2.500-Euro) festgelegt:

15. dber nicht erhebliche Uber- und aulerplanmai-
ge Ausgabeni-S.-d-§ 97 Abs-1-Satz 2 GO-LSA
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16.

17.

18.

19.

Neue Fassung (n. F.)

Satz 2 KVG LSA) sowie Uber- oder aulerplan-
maRige Verpflichtungen gemaR § 107 Abs. 5
KVG LSA bis 30.000 Euro im Einzelfall; ferner
Uber- _und aulerplanmafige Mehrbedarfe im
Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (inner-
betriebliche Leistungsverrechnungen und weite-
re zahlungsunwirksame Buchungen),

Anderungen des Sanierungswirtschaftsplanes,
des Malnahmeplanes "stadtebaulicher Denk-
malschutz" und der MalRnahmeplane Stadtum-
bau Ost "Altstadt" dahingehend, dass die ge-
planten Einzelmalinahmen lediglich innerhalb
der Wirtschaftsplane verschoben bzw. ausge-
tauscht werden und die jeweiligen Haushaltsan-
satze der Wirtschaftsplane der Einzelplane laut
Haushaltsplan nicht Gberschritten werden,
Abweichungen von Vorgaben der glltigen Ges-
taltungssatzungen, wenn diese begrindete Aus-
nahmefélle darstellen und soweit sie in den ein-
zelnen Paragraphen und deren Begrindungen in
den Satzungen vorgesehen sind,

Uber geringfligige Ausnahmen und Befreiungen
von Festlegungen glltiger Bebauungsplane,
Vorhaben- und ErschlieBungsplanen sowie Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht geman
BauGB und BauO LSA,

die Annahme oder Vermittlung von geringfiigi-
gen Spenden, Schenkungen und &hnlichen Zu-

Erlauterungen

LSA (frGher § 9712 GO LSA) wurde in Klammern ge-
setzt, weil hier gerade von erheblichen Aufwendungen
und Auszahlungen die Rede ist. Hinsichtlich der Ver-
pflichtungen kommt es nach § 107 V KVG LSA nicht auf
die Erheblichkeit, sondern darauf an, dass der in der
Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag nicht tber-
schritten wird. Insoweit besteht eine doppelte Begren-
zung der Kompetenz des OB. Der zweite Halbsatz wurde
mit Blick auf die Doppik erganzt. Hierbei handelt es sich
um zahlungsunwirksame Buchungsvorgange, weshalb
eine Begrenzung der Hohe nach nicht erforderlich er-
scheint.
Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Die Kommune darf zur Erflllung einzelner Aufgaben
Spenden, Schenkungen und ahnliche Zuwendungen

16.

17.

18.

Alte Fassung (a. F.)

und-tber-nicht-erhebliche Uber- und aulerplan-
mafige Verpflichtungsermachtigungen—gem-

gber Anderungen des Sanierungswirtschaftspla-
nes, des MalRnahmeplanes "stadtebaulicher
Denkmalschutz" und der MaRnahmeplane
Stadtumbau Ost "Altstadt" dahingehend, dass
die geplanten Einzelmalinahmen lediglich inner-
halb der Wirtschaftsplane verschoben bzw. aus-
getauscht werden und die jeweiligen Haushalts-
ansatze der Wirtschaftsplane der Einzelplane
laut Haushaltsplan nicht Gberschritten werden
dber Abweichungen von Vorgaben der giltigen
Gestaltungssatzungen, wenn diese begriindete
Ausnahmefélle darstellen und soweit sie in den
einzelnen §§ und deren Begriindungen in den
Satzungen vorgesehen sind.

dber geringfligige Ausnahmen und Befreiungen
von Festlegungen glltiger Bebauungsplane,
Vorhaben- und Erschliefungsplanen sowie Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht gem.
BauGB und BauO LSA
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20.

21.

22.

23.

Neue Fassung (n. F.)

wendungen gemal § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA
bis zu einem Betrag in H6he von 10.000 Euro,

die Beantragung und Weitergabe von Fordermit-
teln aus dem Programm ,Stadtumbau Ost Rick-

“

bau”.

Uber alle Falle der Ernennung, Entlassung und
Umsetzung von Beamten der Laufbahngruppe 2,
2. Einstiegsamt, die Amtsleiter, die Rechnungs-
prufer und Ratsburoleiter, sofern sie nicht kraft
Gesetzes vorgegeben sind, im Einvernehmen
mit dem Stadtrat; es gilt § 139 Abs. 5 KVG LSA,
Uber alle Falle der Ernennung und Entlassung
von Beamten der Laufbahngruppe 1,
Umsetzung, Versetzung und Abordnung sowie
Uber die Versetzung in den Ruhestand flir_alle
Beamten, es qilt § 7 Abs. 2 Nr. 21,

Erlauterungen

einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die
sich an der Erfullung von Aufgaben beteiligen. Die Ein-
werbung und die Entgegennahme des Angebotes einer
Zuwendung obliegen ausschlieRlich dem OB. Uber die
Annahme oder Vermittlung entscheidet die Vertretung.
Abweichend hiervon kann der Stadtrat die Entscheidung
Uber die Annahme oder Vermittlung bei geringfligigen
Zuwendungen auf den OB oder einen beschlieRenden
Ausschuss Ubertragen. Die Wertgrenzen sind in der
Hauptsatzung zu bestimmen. Die Kommune erstellt jahr-
lich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendun-
gen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und
Ubersendet ihn der Kommunalaufsichtsbehoérde.

Die Zustandigkeit fur die Wirtschaftsplane der Stadte-
bauférdermittel, bei denen Eigenmittel eingesetzt werden
mussen, ist in der Hauptsatzung geregelt. Bisher nicht
geregelt ist die Vergabe von Mitteln aus dem Programm
yStadtumbau Ost Ruckbau®. Da hier keine Eigenmittel
der Stadt erforderlich sind und nur die Antrage der Woh-
nungsgesellschaft und der Wohnungsgenossenschaft
weitergereicht werden, wird vorgeschlagen, die Zustan-
digkeit dem OB zu Ubertragen.

Die bisherige, eigenstandige Regelung zu den Zustan-
digkeiten fur dienstrechtliche Entscheidungen (§ 5 a. F.)
sollte auf den Hauptausschuss und den Oberblrger-
meister aufgeteilt werden um so die Kompetenzregelun-
gen starker zu konzentrieren. Kompetenzen, die bislang
dem Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberburger-
meister zustanden, wurden aus regelungstechnischen
Grinden umgewandelt in Kompetenzen des Oberblr-
germeisters im Einvernehmen mit dem Stadtrat. Dies
war notwendig, um den § 5 a. F. entfallen lassen zu kén-
nen, denn es gibt keine Regelung in der Hauptsatzung

Alte Fassung (a. F.)
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24.

25.

26.

Neue Fassung (n. F.)

Ernennung und Entlassung des Stadtwehrleiters,
der Ortswehrleiter und deren Stellvertreter sowie
aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche
Regelungen dem nicht entgegenstehen,
Einstellung, Entlassung und die nicht nur vord-
bergehende Ubertragung einer anders bewerte-
ten Tatigkeit betreffend die Dezernenten, Amts-
leiter, Rechnungsprifer und Ratsbiroleiter im
Einvernehmen mit dem Stadtrat,

alle weiteren Beschaftigten der Verwaltung, es
gilt § 7 Abs. 2 Nr. 21.

Erlauterungen

zu den Kompetenzen des Stadtrates. In der Sache fiihrt
das aber zu keiner inhaltlichen Anderung. Wie bisher
kénnen beide Organe in diesen Fallen nur gemeinsam
entscheiden.

Die Anderung (Félle der Ernennung) erfolgt ei-
nerseits entsprechend dem Auslegungsbeschluss vom
07.03.1996, um eine klare Regelung an dieser Stelle der
Hauptsatzung zu formulieren, ohne den Auslegungsbe-
schluss in entsprechenden Fallen mit heranziehen zu
mussen. Des Weiteren wird mit dieser Formulierung
klargestellt, dass alle Formen der Ernennung, wozu
selbstverstandlich u. a Einstellung, Anstellung und Be-
férderung gehoren, in die jeweilige Zustandigkeit fallen.
Es werden diesbezlglich keine Zustandigkeiten geén-
dert.

Die bisherigen Kompetenzen werden lediglich
bei der Umsetzung von Beamten unterhalb der Amtslei-
terebene gedndert. Diese obliegt derzeit dem Hauptaus-
schuss im Einvernehmen mit dem Oberbirgermeister.
Die derzeitige Regelung hat in der Vergangenheit keine
praktische Relevanz entfaltet und ist bezogen auf die
betreffenden Verwaltungsebenen fir die Politik relativ
unerheblich. Aufterdem wird durch die o. g. Formulierung
eine vergleichbare Zustandigkeit des Stadtrates fur Be-
amte und Beschaftigte hergestellt.

Mit Einflihrung des Tarifvertrages des offentli-
chen Dienstes — TVOD — wurden die Bezeichnungen
Angestellte/r und Arbeiter/in durch Beschaftigte/r ersetzt.
Mit Einfihrung des TV6D wurden die Bezeichnungen
Verglitung und Lohn durch Entgelt ersetzt. Eine Ent-
scheidung hinsichtlich der Eingruppierung kann es nicht
geben, weil insoweit die Tarifautomatik gilt.

Alte Fassung (a. F.)
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Neue Fassung (n. F.)

(3) Dem Oberbirgermeister obliegt die Geschafts-
verteilung innerhalb der Verwaltung.

§8

Allgemeine Vertretung des Oberbiirgermeisters

Der Stadtrat der Stadt Kdthen (Anhalt) wahlt einen Be-
schaftigten der Stadtverwaltung als Vertreter des Ober-
birgermeisters fiur den Verhinderungsfall. Das Vor-
schlagsrecht dafiir hat der Oberbirgermeister.

§9
Gleichstellungsbeauftragte

) Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem
Oberburgermeister eine Gleichstellungsbeauftragte.

(2) Die Bestellung der_ Gleichstellungsbeauftragten
ist_ widerruflich. Uber die Abberufung entscheidet der
Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberblirgermeister.
Einer Abberufung bedarf es nicht bei Beendigung des

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Der Wortlaut wurde dem §67 1 KVG LSA angepasst.
Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden. Die
Absatze wurden miteinander verbunden.

Der Paragraph wurde neu nummeriert. Die Uberschrift
wurde in Anlehnung an § 78 KVG LSA an den Inhalt
angepasst.

Die Regelung wurde dem Wortlaut des § 78 | KVG LSA
angepasst. Dass es sich um eine hauptamtliche Tatigkeit
handelt, ergibt sich aus § 78 111 KVG LSA (ab 25.000
Einwohnern); einer Regelung hierzu in der Hauptsatzung
bedarf es deshalb nicht. Wie auch andere Stellen in der
Verwaltung (z. B. Amtsleiter) soll auch die Stelle der
Gleichstellungsbeauftragten im Einvernehmen der Orga-
ne besetzt werden.

Nach § 78 | KVG LSA regelt die Hauptsatzung das Na&-
here. Hierzu gehort auch die Abberufung der Gleichstel-
lungsbeauftragten. Der Wortlaut wurde aus der Muster-
satzung des Stadte- und Gemeindebundes Sachsen-

Alte Fassung (a. F.)

(3) Dem Oberbirgermeister obliegt die Geschafts-
verteilung innerhalb d. Verwaltung.

§13
Allgemeine Vertretung des Oberbiirgermeisters

tH Der Stadtrat der Stadt Koéthen (Anhalt) wahit
einen Bediensteten der Stadtverwaltung zum Vertreter
des Oberbirgermeisters im Verhinderungsfall.

&)

meister.

Das Vorschlagsrecht dafiir hat der Oberblrger-

§14
Gleichstellung-von-Mann-und-Frau

§ 14 S. 1: Der Stadtrat beruft-beiNeubesetzung eine
hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte.
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Neue Fassung (n. F.)

Beschaftigungsverhéltnisses.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschiisse teilneh-
men, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. lhr ist in
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches auf Verlan-
gen das Wort zu erteilen.

IV. ABSCHNITT
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EIN-
WOHNER

§10

Einwohnerversammlung

(1) Uber allgemein bedeutsame Angelegenheiten
der Stadt Kéthen (Anhalt) kénnen die Einwohner auch
durch Einwohnerversammlungen unterrichtet werden.
Der_Oberbirgermeister beruft die Einwohnerversamm-
lungen ein. Er setzt die Gesprachsgegenstiande sowie
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist
gemal § 14 Abs. 2 bekanntzumachen und soll in_der
Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen.
Die Einladungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf
drei Tage verkirzt werden.

(2) Die Einwohnerversammlungen kénnen auf Teile

Erlauterungen

Anhalt Gbernommen.

Diese Regelung ist aufgrund des § 78 IV KVG LSA er-
forderlich und wurde dem Gesetzeswortlaut angepasst.

Diese Regelung kann entfallen, da sich bereits unmittel-
bar aus § 78 Ill 2 KVG LSA ergibt, dass die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht weisungsgebunden ist.

Gemal § 28 | KVG LSA soll der Hauptverwaltungsbeam-
te (€ Oberbilrgermeister) lber allgemein bedeutsame
Angelegenheiten der Kommune die betroffenen Einwoh-
ner in geeigneter Form unterrichten. In Gemeinden kann
der Hauptverwaltungsbeamte zu diesem Zweck eine
Einwohnerversammlung einberufen; diese kann auf Teile
des Gemeindegebietes oder Verbandsgemeindegebietes
beschrankt werden. Die Regelungen orientieren sich an
der Mustersatzung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

§ 14 S. 2: Der Gleichstellungsbeauftragten—ist-im—Rah-
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Neue Fassung (n. F.)

des Stadtgebietes beschrankt werden.

(3) Der Oberblrgermeister unterrichtet den Stadtrat
in_seiner nachsten Sitzung Uber den Ablauf der Einwoh-
nerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse.

§11

Einwohnerfragestunde

(1) Der Stadtrat sowie seine beschlieRenden Aus-
schisse fiihren im Rahmen ordentlicher offentlicher Sit-
zungen eine Einwohnerfragestunde durch.

(2) Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel
zum Beginn der Sitzung. Abweichungen hiervon kann
der Vorsitzende des Stadtrates in der Einladung zur Sit-

zung festlegen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn
und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Be-
ginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie ge-
schlossen werden. Die Fragestunde soll auf héchstens
30 Minuten begrenzt sein.

Variante 1:

(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundsatzlich eine
Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegens-

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Gemall §28 111 KVG LSA findet kiinftig nicht nur im
Stadtrat sondern auch in den beschlieRenden Ausschiis-
sen eine Einwohnerfragestunde statt. Die Einzelheiten
hierzu sind in der Hauptsatzung zu regeln (§ 28 Il 2 KVG
LSA) dies geschieht in den Absatzen 2 bis 5 n. F. Die
Regelungen orientieren sich an der Mustersatzung des
Stadte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)
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Neue Fassung (n. F.)

tand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen
werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die
Zustandigkeit der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. Angele-
genheiten der Tagesordnung kdénnen nicht Gegenstand
der Einwohnerfragestunde sein; dber Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates.

Variante 2:

(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundsatzlich eine
Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegens-
tand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen
sind vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betreffen
und Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zu-
standigkeit der Stadt Kéthen (Anhalt) fallen. Die Redezeit
betragt in der Regel drei Minuten. Persénliche Angele-
genheiten einzelner Personen kénnen nicht Gegenstand
der Einwohnerfragestunde sein.

(5) Fragen, die die Tagesordnung betreffen, sollen
bei der Behandlung des Tagesordnungspunktes beant-
wortet werden. Die Beantwortung der Fragen erfolgt in
der Regel mindlich durch den Oberbirgermeister oder
den Vorsitzenden des Stadtrates. Eine Aussprache fin-
det nicht statt. Ist die Beantwortung der Frage in der
Sitzung nicht méglich, erhalt der Einwohner eine schriftli-
che Antwort, die innerhalb von vier Wochen erteilt wer-
den soll. Schriftliche Antworten sind dem Protokoll der
auf die Beantwortung folgenden nachsten ordentlichen
Stadtratssitzung beizufligen.

(6) Auf die Einwohnerfragestunden in den beschlie-
Renden Ausschissen finden die Regelungen der Absét-

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Da Einwohnerfragestunden kinftig auch in den be-
schlieRenden Ausschissen stattfinden, ist der Anwen-

Alte Fassung (a. F.)
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Neue Fassung (n. F.)

ze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. An die Stelle des
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende des
beschlie®enden Ausschusses.

(7) Auf die Einwohnerfragestunden in den Ort-
schaftsraten _und ihren beschlieRenden Ausschiissen
finden die Regelungen der Absatze 2 bis 5 entsprechend
Anwendung. An die Stelle des Vorsitzenden des Stadtra-
tes tritt der Ortsbilrgermeister.

§12

Biirgerbefragung

Eine Burgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt
ausschlieBlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen
Wirkungskreises der Stadt Kéthen (Anhalt). Sie kann nur
auf der Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchge-
fuhrt werden, in dem die mit ,ja“ oder ,nein® zu beantwor-
tende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt
wird, ob die Befragung als elektronische Abstimmung im
Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in wel-
chem Zeitraum die Befragung durchgefihrt wird und in
welcher Form das Abstimmungsergebnis bekanntzuge-
ben ist.

Erlauterungen

dungsbereich der Absatze 2 bis 5 n. F. entsprechend zu
erweitern.

Einwohnerfragestunden finden kiinftig auch in den 6f-
fentlichen Sitzungen der Ortschaftsrate und deren Aus-
schusse statt, soweit der Ortschaftsrat dies beschlief3t
(§ 84 V KVG LSA).

GemalR § 28 Ill KVG LSA kann die Vertretung (< Stadt-
rat) beschlieRen, zu Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune eine Befragung der Burger
durchzufiihren. Die Befragung hat in anonymisierter
Form zu erfolgen. Die Abstimmung kann auch als Onli-
neabstimmung erfolgen, soweit hinreichend sichere Vor-
kehrungen gegen Missbrauch und zur Sicherung der
Integritat der Ergebnisermittiung getroffen werden. Die
Teilnahme ist freiwillig. Einzelheiten sind in der Hauptsat-
zung zu regeln. Die Regelungen orientieren sich an der
Mustersatzung des Stadte- und Gemeindebundes Sach-
sen-Anhalt.

§ 16 lll a. F. kann entfallen, da er zum einen inhaltlich
keine Regelung trifft und zum anderen kein Regelungs-
bedarf in der Hauptsatzung besteht.

Alte Fassung (a. F.)

§ 16 III:
B B o .
LSA.
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Neue Fassung (n. F.)

V. ABSCHNITT
EHRENBURGER UND EHRENBEZEICHNUNG

§13
Ehrenbiirgerrecht und Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenblrger-
rechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer Mehrheit
von zwei Dritteln der_stimmberechtigten Mitglieder des
Stadtrates.

VI. ABSCHNITT
OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

§14
Offentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen
und Beschlisse werden im Amtsblatt der Stadt Kéthen
(Anhalt) 6ffentlich bekannt gemacht. Es erscheint in der
Regel monatlich. Bekanntmachungen und Beschlisse,
fur die aus zeitlichen Griinden eine Bekanntmachung im
nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der
Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausga-
be Koéthen verdffentlicht. Auf diese Bekanntmachung
wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. Die

Erlauterungen

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Die Regelung wurde entsprechend dem Wortlaut des
§ 22 IV KVG LSA neu gefasst. Eine inhaltliche Anderung
ist damit nicht verbunden.

Paragraph wurde neu nummeriert.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

§15
Ehrenbiirgerrecht und Ehrenbezeichnung

1) Zue Vool o5 Chronbi tor Stad
K&t Arhalt) oder einer Ehrenbezel bodart
ner M . { Deittolrd chon Mital

§4

Offentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen
und Beschlisse werden im Amtsblatt der Stadt Kéthen
(Anhalt) offentlich bekannt gemacht. Es erscheint in der
Regel monatlich. Bekanntmachungen und Beschlusse,
fur die aus zeitlichen Griinden eine Bekanntmachung im
nachsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der
Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausga-
be Koéthen verdffentlicht. Auf diese Bekanntmachung
wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen.

Seite 38 von 43






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages
bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amtsblatt der
Stadt Kéthen (Anhalt) bzw. im Falle der Satze 3 und 4
die Mitteldeutsche Zeitung den bekanntzumachenden
Text enthalt.

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des
Stadtrates und seiner Ausschiisse werden spatestens
sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der
Stadt Kéthen (Anhalt) unter www.koethen-anhalt.de 6f-
fentlich bekannt gemacht. Ergénzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rat-
hauses mindestens drei Tage vor der Sitzung zu verof-
fentlichen. Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1
wegen technischer Probleme nicht mdglich ist, hat sie
drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung,
Lokalausgabe Kothen, zu erfolgen. In den Fallen der
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz5 KVG
LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit mdglich unver-
zuglich nach der Ladung entsprechend den Satzen 1
und 2.

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in den
Schaukasten
1. im_Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genuber der Stralle der DSF 33,

2. im Ortsteil Hohsdorf, Stralle des 7. Oktober 16,
3. im Ortsteil Zehringen, Stral’e der Freundschaft

11,
offentlich bekannt gemacht.

Erlauterungen

Keine Bemerkungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadt-
rates und seiner Ausschiisse werden spatestens sechs
Tage vor der Sitzung auf der offiziellen Internetseite der
Stadt Kéthen (Anhalt) unter www.koethen-anhalt.de 6f-
fentlich bekannt gemacht. Erganzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rat-
hauses mindestens 3 Tage vor der Sitzung zu veroffent-
lichen. Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen
technischer Probleme nicht moglich ist, hat sie 3 Tage
vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Kothen, zu erfolgen. In den Fallen der Ladung
des Stadtrates nach §54(4)-Satz5-GO-LSA erfolgt die
Bekanntmachung soweit moglich unverziglich nach der
Ladung entsprechend Satz 1 und 2.

(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates
Merzien werden 3 Tage vor der Sitzung in den Schau-
kasten
- Merzien
An der Bushaltestelle gegentber der Stral’e der
DSF 33
- Hohsdorf
Str. des 7. Oktober 16
- Zehringen
Stral’e der Freundschaft 11
offentlich bekannt gemacht.
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der Sitzung
in den Schaukasten

1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11,

2. im Ortsteil Arensdorf, Pappelplatz 2, am Feuer-
wehrgeratehaus,
3. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg, 6 am
Pumpenhaus,
offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sitzung in
dem Schaukasten Kéthener Str. 23, Verkaufsstelle, 6f-
fentlich bekannt gemacht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sitzung in
dem Schaukasten Dorfstral3e 9, vor dem Gemeindeburo,
offentlich bekannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Lobnitz an der Linde werden drei Tage vor
der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 6ffentlich
bekannt gemacht.

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.
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Alte Fassung (a. F.)

(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden 3 Tage vor der Sitzung in
den Schaukasten
- Arensdorf
Gahrendorfer Weg 11
- Arensdorf
Feuerwehrgeratehaus, Pappelplatz 2
- Gahrendorf
Arensdorfer Weg 6, Am Pumpenhaus
offentlich bekannt gemacht.

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden 3 Tage vor der Sitzung in
dem Schaukasten

- Baasdorf
Kothener Str. 23, Verkaufsstelle
offentlich bekannt gemacht.

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden 3 Tage vor der Sitzung in
dem Schaukasten

- Dohndorf
Dorfstr. 9, vor dem Gemeindebliro
offentlich bekannt gemacht.

(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Lobnitz an der Linde werden 3 Tage vor

der Sitzung in dem Schaukasten

- Lo6bnitz an der Linde






Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wiilknitz werden drei Tage vor der Sitzung in
den Schaukasten
1. im Ortsteil GroRwilknitz, am Grundstiick Kasta-
nienplatz 1,
2. im Ortsteil Kleinwilknitz, Hauptstralle, gegen-
Uber dem Grundsttick Nr. 19,
offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (6ffentliche Zustellung) und
Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden
durch Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel
im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses
der Stadt Kdthen (Anhalt), Marktstralle 1-3, Offentlich
bekannt gemacht, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist.

(10) Das Amtsblatt der Stadt Kdéthen (Anhalt) wird
den Haushalten der Stadt Kéthen (Anhalt) kostenlos zur
Verfigung gestellt. Hierlber hinaus hat jede Person das
Recht, Satzungen einschliellich aller Anlagen und Plane
innerhalb der offentlichen Sprechzeiten der Stadtverwal-
tung Kothen einzusehen und sich gegen Erstattung der
dadurch entstehenden Kosten Abschriften fertigen zu
lassen.

(11) Ist das Amitsblatt fur die Verdéffentlichung von
Planen, Karten oder Zeichnungen sowie Begrindungen
oder Erlauterungsberichte, die Bestandteile von Satzun-

Erlauterungen

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Bemerkungen.

Keine Anderungen.

Die Vorschrift wurde dem Wortlaut des § 9 11 1 KVG LSA
angepasst. Satz 1 n. F. betrifft ausschlieRlich Satzungen
wahrend Satz 2 n. F. sonstige Bekanntmachungen zum

Alte Fassung (a. F.)

Dorfplatz 2
offentlich bekannt gemacht.

(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wilknitz werden 3 Tage vor der Sitzung in den
Schaukasten
- GroRwilknitz
Am Grundstick Kastanienplatz 1
- Kleinwdlknitz
HauptstralRe, gegentber dem Grundsttick Nr. 19
offentlich bekannt gemacht.

(9) Bekanntmachungen nach §45-Abs-2 Verwal-
tungszustellungsgesetz (6ffentliche Zustellung) und Be-
kanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch
Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel im
Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses
der Stadt Koéthen (Anhalt), Marktstralle 1-3, Offentlich
bekannt gemacht, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist.

(10) Das Amtsblatt der Stadt Kdéthen (Anhalt) wird
den Haushalten der Stadt Kéthen (Anhalt) kostenlos zur
Verfugung gestellt. Hierlber hinaus hat jede Person das
Recht, Satzungen einschlielich aller Anlagen und Plane
innerhalb der o6ffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwal-
tung Koéthen einzusehen und sich gegen Erstattung der
dadurch entstehenden Kosten Abschriften fertigen zu
lassen.

(11) Ist das Amtsblatt flr die Veréffentlichung von
Planen, Karten oder Zeichnungen, die selbst-eine—be-

kannt-zu-—machende-Angelegenheit-oder Bestandteil ei-
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

gen sind, nicht geeignet, so erfolgt die o&ffentliche Be-
kanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie wahrend
der offentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung &ffent-
lich ausgelegt werden und in der Bekanntmachung des
textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort
der_Auslegung hingewiesen wird. Satz 1 findet sinnge-
maRk Anwendung auf entsprechende Bestandteile sons-
tiger Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist.

VIl. ABSCHNITT
SCHLUSSVORSCHRIFTEN

§15
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-
zung gelten jeweils in mannlicher und weiblicher Form.
Dies gilt nicht fur die Funktionsbezeichnung Gleichstel-
lungsbeauftragte.

§ 16
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) in Kraft.
Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt Kéthen (An-
halt) vom 10.12.2001, zuletzt geandert durch die
6. Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Erlauterungen

Gegenstand hat.

Vorschrift wurde an den Wortlaut des § 159 KVG LSA
angepasst. Siehe auch Art. 100 Verf LSA. Eine Ausnah-
me gilt fir die Funktion der Gleichstellungsbeauftragten.
Diese Funktion muss nach dem Willen des Gesetzge-
bers mit einer Frau besetzt werden.

Keine Bemerkungen.

Alte Fassung (a. F.)

ner Satzung sind, nicht geeignet, so erfolgt die Be-
kanntmachung dureh-Auslegung-soweit-nicht-Rechtsvor-
hriften_| I R tron Auf_die Aus]
- ! los_Ortes_der_Zei | o
D or Aus! . lor_Stadt K&

§17

Personen- und Funktionsbezeichnungen in der
Hauptsatzung gelten jeweils in mannlicher und weibli-
cher Form.
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Anlage 2

Neue Fassung (n. F.)

vom 20.01.2014, sowie die Zustandigkeitsordnung des
Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt) auBer Kraft.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Synopseneu29.9..pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014159/2
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 213
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014159/2
Az.: erstellt am: 02.09.2014
Betreff

Beschluss Uber die Entsendung eines Vertreters in die
Mitgliederversammlung des Unterhaltungsverbandes "Westliche Fuhne -
Ziethe" und "Taube-Landgraben" sowie Vorschlage fur die Wahl in die
Verbandsausschusse

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1]07.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |laut BV
2(16.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 (laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t:

1. Die Entsendung folgender Vertreter in die Mitgliederversammlung der
Gewasserunterhaltungsverbande:

a.) Frau Andrea Albrecht zur Vertretung in den Unterhaltungsverband (UHV)
"Westliche Fuhne-Ziethe"

b.) Herr Oliver Reinke zur Vertretung der Stadt Kéthen in den UHV "Taube-Landgraben™
2. Die Entsendung folgender Vertreter zur Kandidatur fiir die Verbandsausschiisse der UHV

a.) Herr Oliver Reinke in den UHV "Westliche Fuhne-Ziethe",
als Stellvertreter Herr Ingo Friedrich

b.) Frau Andrea Albrecht in den UHV "Taube-Landgraben”,
als Stellvertreter Herr Klaus Lindner

Gesetzliche Grundlagen:



Wassergesetz LSA, Kommunalverfassung des LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Gemeinden sind Mitglieder in den Gewasserunterhaltungsverbénden (8 54 Abs.3 Satz 1 desWG
LSA)
Die Mitglieder/V erbandsversammlung wahlt das Gremium des V erbandes — den V erbandsauschuss.
Die Amtszeit des Ausschusses entspricht nach den Satzungen der Unterhaltungsverbande der
Amtszeit der Gemeinderéte. Deshalb ist der Verbandsausschuss in diesem Jahr neu zu wéahlen.
Entsprechend 8§ 54 Abs.3 des Wassergesetzes des L andes Sachsen-Anhalt kann die Entsendung des
Vertreters fir die Mitgliederversammlung und fiir die Wahl in die Ausschiisse entweder entsprechend
der Vertretungsregelung nach Kommunalverfassungsgesetz oder durch Bestimmung von Einwohnern
Uber den Stadtrat erfolgen.
Die Stadt Kdthen mdchte von der M églichkeit Gebrauch machen, Gber die Vertretungsregelung des
Oberbirgermeisters fachkompetente Mitarbeiter der Stadt K6then in diese Gremien zu entsenden.
Die Verbande bestehen seit tiber 20 Jahren und wurden bisher immer von Beschéftigten der
Verwaltung vertreten, die Fachkompetenz auf dem Sachgebiet —Gewdasserunterhaltung aufweisen und
notwendige Entschel dungen sach- und fachgerecht im Interesse der V erbandsmitglieder
(Gemeinden)und der Mehrheit der Grundstiickseigentiimer treffen kénnen.
Der Oberbirgermeister ist automatisch durch die gesetzliche Mitgliedschaft in der
Mitgliederversammlung vertreten. Er hat das Recht nach § 72 Abs.1 KVG LSA seine Vertretung auf
Beschéftigte zu Ubertragen.
Die Verwaltung schlégt deshalb vor, folgende Beschéftigte der Verwaltung in die Gremien der
Unterhaltungsverbéande zu entsenden:
1. UHV , Westliche Fuhne-Ziethe"

a) in die Mitgliederversammlung - Frau Andrea Albrecht, Sachbearbeiterin im Umweltamt

b.) zur Wahl in den Verbandsausschuss — Herrn Oliver Reinke, Amtsleiter Umweltamt;

Stellvertreter — Herr Ingo Friedrich; Friedhofsleiter Umweltamt

2. UHV ,Taube- Landgraben”
a) in die Mitgliederversammlung — Herrn Oliver Reinke
b.) zur Wahl in den Verbandsausschuss — Frau Andrea Albrecht
Stellvertreter — Herr Klaus Lindner, Betriebshofsleiter Umweltamt
Von den vorgeschlagenen Vertretern liegen die Zustimmungserkl&rungen vor.
Sie waren bisher allein diesen Gremien tétig.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014163/3
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 210
Amt: Pflegeheim "Am offentlich Vorlagen-Nr.:
Lutzepark" ja 2014163/3
Az.: erstellt am: 04.09.2014
Betreff

Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim Am
Lutzepark"

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]02.10.2014: Heimausschuss 02.10.2014 |laut BV
2(07.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |laut BV
3116.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschliefl3t den Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes
"Stéadtisches Pflegeheim Am Lutzepark”.

Gesetzliche Grundlagen:
Eigenbetriebsgesetz LSA, Eigenbetriebsverordnung LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

- siehe Anlagen -
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"Stéadtisches Pflegeheim Am Lutzepark”

Wirtschaftsplan 2015
Inhalt der Mappe
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Formblatt 3 "Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark "

Gewinn - und Verlustrechnung 2015

( alle Angaben in €)

Umsatzertrage 1)

Erhdhung oder Verminderung des Bestandes an

fertigen und unfertigen Erzeugnissen

andere aktivierte Eigenleistungen

Sonstige betriebliche Ertrage

davon Aufldsungen von Sonderposten mit

Rucklagenanteil 129.364

Materialaufwand

a) Aufwendungen fir Roh-, Hilfs- und 426.320
Betriebsstoffe u. fir bezogene Waren 2)

b) Aufwendungen fir bezogene Leistungen 114.425
Personalaufwand

a) Léhne und Gehalter 3) 1.520.329
b) Soziale Abgaben u. Aufwendungen fir 358.427
Altersversorgung und fir Unterstiitzung 3 ),

davon fir Altersversorgung 46.953

Abschreibungen

a) auf immaterielle Vermdgensgegenstande des

Anlagevermégens und der Sachanlagen 165.564
davon nach § 253 Abs. 2 Satz 3 HGB

davon nach § 254 HGB

b) auf Vermoégensgegenstdnde des Umlaufvermdgens

soweit diese die im Unternehmen ublichen Abschrei-

bungen Uberschreiten.

davon nach § 253 Abs. 3 Satz 3 HGB

davon nach § 254 HGB

Sonstige betriebliche Aufwendungen 4),

davon Zufiihrungen zu Sonderposten mit Riicklage-

anteil

Ertrage aus Beteiligungen,

davon aus verbundenen Unternehmen 5)

Ertrage aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen

des Finanzanlagevermogens

davon aus verbundenen Unternehmen 5)

Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage,

davon aus verbundenen Unternehmen 5)

Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpapiere

des Umlaufvermogens

Zinsen und ahnliche Aufwendungen,

davon aus verbundenen Unternehmen 5)

Ergebnisse der gewohnlichen Geschaftstatigkeit

Ertrage aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabflhrungs-

und Teilgewinnabflihrungsvertragen

Aufwendungen aus Verlustiibernahme

Aulerordentliche Ertrage

AuBerordentliche Aufwendungen

AuBerordentliches Ergebnis

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Sonstige Steuern

Jahresgewinn / Jahresverlust

Wirtschaftsplan 2015

Anlage 3
{(zu§(Abs.1)

2.460.688

133.464 2.594.152

540.745

1.878.757

165.564  2.585.065

2.000

500

10.587





Formblatt 3 "Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark " Anlage 3
(zu §(Abs. 1)

nach Anlage 3

Nachrichtlich:

Verwendung des Jahresgewinns oder Behandlung des Jahresverlustes
a) zur Tilgung des Verlustvertrages a) zu tilgen aus dem Gewinnvortrag
b) zur Einstellung in Riicklagen 10.587 b) aus dem Haushalt des Aufgaben-

tragers auszugleichen

¢) zur Abfiihrung an den Haushalt c) auf neue Rechnung vorzutragen
des Aufgabentragers

d) auf neue Rechnung vorzutragen

Das sich nach Pflegebuchfiihrungsverordnung ergebende Zahlenwerk wurde der Gliederung der
Gewinn- und Verustrechnung nach Anlage 3 Eigenbetriebsgesetz ( Formblatt 3 } angepalt.

1) EinschlieBlich Auflésung der passiven Ertragszuschusse

2) Materiallieferungen und Fremdleistungen fiir Anlagenzugéange sind unmittelbar zu aktivieren, soweit nicht
abrechnungstechnische Griinde entgegenstehen

3) Einschlielich aktivierter Betrdge
4) Einschlie8lich Konzessions- und Wegeentgelte

5) Die Begriffsbestimmung des § 15 AktG findet sinngemal Anwendung

Wirtschaftsplan 2015 3





Formblatt 9/ 1

" Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark "

Anlage 9
(zu§15)

A. Erfolgsplan
Rechnungs- Erlduterungen
Lfd. Kostengr., Bezeichnung Flanansac ergebnis
Nr. | untergruppe 2015 2014 2013
bzw. Konto € € € €
1 2 3 4 5 6 7
Werte 2013 It. JA
1(+) |40-42, 46 Pflegesatzertrage 2.460.688 2.295.437 2.296.540
2 (+) |43,44,48,52, |Sonstige betriebl. 4100 8.400 36.724
53,55,56 Ertrage
3a(./.)|60 Lohne / Gehélter 1.520.329 1.420.252 1.415.753
3b(./.)|61- 64 Sozialabg. / Altersv. 358.427 322.829 309.803
4 (./.) |65- 68,685, Mat.- Aufw./ zentr. 463.330 444.764 464.998
71,76 Dienstl. Wasser,
Abwasser, Strom,
Fernw., Abgaben,
Vers., Pacht, Leas.
5(+) (47 Ertr, Aufldsung. 129.364 131.667 129.364
Sonderposten
6 (./,) |750,751,753 |Abschreibungen 165.564 163.799 167.824
7(1) |771 Aufw f. Instandhaltg. 67.714 64.714 62.246
Wartung
8(/) (772,78 Sonst.ordentl. Aufw. 9.700 9.400 8.946
9(+) |51 Zinsen u.a. Ertrage 2.000 8.000 7.749
10 (./.)|72 Zinsen u.a. Aufwend. 500 500 0
Nachrichtlich :
Gesamtertrage 2.596.152 2.443.504 2.470.377
Gesamtaufwendungen 2.585.565 2.426.258 2.429.570
Jahresgewinn / Jahresfehlbetrag 10.587 17.246 40.807
Entnahme aus Gewinnriicklage (Betriebsmittelriicklage)
Einstellung in Gewinnrlicklage (Betriebsmittelriicklage) Beschluss Nr,
Beschluss fir Entnahme aus Riicklagen

Spalte 4: Geschéftsjahr
Spalte 5: Vorjahr
Spalte 6 : Vorvorjahr

Wirtschaftsplan 2015






Formblatt 9/ 2 "Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark” noch Anlage 9

I. Einnahmen
B. Vermégensplan
[ Rechnungs-
Lfd. |Bezeichnung Planansatz ergebnis Erlduterungen
Nr. 2015 2014 2013
€ € €
1 2 3 4 5 6
1. |Zuweisungen des Tragers
u. Zuschusse Dritter
2. |Zuweisungen auf Grund
einer Férderung von Inv. K.
nach dem KHG LSA
2.1 |Einzelférderung
(§KHGLSA)
2.2 |Pauschalférderung
(§6KHGLSA)
2.3 |Foérderung von Lasten aus
Investitionsdarlehen
(§5KHGLSA)
2.4 |Entnahme aus Ricklage
3. |[Sonstige Zuweisungen
und Zuschiisse der
offentlichen Hand
4. |Erwirtschaftete Abschr. - 165.564 163.799 167.553
bungen abzigl. Aufl. 129.364 131.667 129.364
Sonderposten 36.200 32132 38.189
5. |Einnahmen aus dem
Abgang von Anlageverm.
6. |Rickflisse aus gewahrten
Darlehen
7. |Kredite
8. |Herabsetzung des Umlauf-
vermogens
(in Héhe der Invest.)
9. [JahresUberschuss 10.587 17.246 40.807
46.787 49.378 78.996

Spalte 3 = Geschéftsjahr
Spalte 4 = Vorjahr
Spalte 5 = Vorvorjahr

KHG LSA trifft nicht zu, sondern Pflegebuchflihrungsverordnung

Wirtschaftsplan 2015
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Erläuterungen Wirtschaftsplan 2015.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2014168/3
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 29
Amt: Pflegeheim "Am offentlich Vorlagen-Nr.:
Lutzepark" ja 2014168/3
Az.: erstellt am: 11.09.2014
Betreff

Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes
"Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark” - und Entlastung der
Heimleiterin

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]02.10.2014: Heimausschuss 02.10.2014 |laut BV
2(07.10.2014: Hauptausschuss 07.10.2014 |laut BV
3116.10.2014: Stadtrat 16.10.2014 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt (Kothen) stellt den Jahresabschluss 2013 des Eigenbetriebes
.Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark” wie folgt fest und erteilt der Heimleiterin Entlastung
fur das Wirtschaftsjahr 2013

1. Feststellung des Jahresabschlusses
1.1 Bilanzsumme 5.287.392,16
1.1.1 davon entfallen auf der Aktivseite auf
- das Anlagevermogen 4.693.776,39
- das Umlaufvermdgen 587.000,89
- Rechnungsabgrenzungsposten 6.614,88
1.1.2 davon entfallen auf der Passivseite auf
- das Eigenkapital 1.082.335,75
- die Sonderposten aus Zuweisungen zur
Finanzierung des Sachanklagevermogens 4.104.280,82
- die Ruckstellungen 65.754,00
- die Verbindlichkeiten 33.710,49

- Rechnungsabgrenzungsposten 1.311,10



1.2 Jahresuberschuss
1.2.1 Summe der Ertrage

2.470.376,99
1.2.2 Summe der Aufwendungen 2.429.569,60
J. 40.807,39

2. Behandlung des Jahresiiberschusses
2.1 - Entnahme aus der Betriebsmittelrticklage 37.629,01
- Entnahme aus der zweckgebundenen Rucklage 0,00
- Einstellung in die Betriebsmittelrticklage 78.436,40
- Einstellung in die zweckgebundene Rucklage 0,00

Gesetzliche Grundlagen:
Kommunalverfassungsgesetz (KVG LSA)
Eigenbetriebsgesetz LSA (EigBG)
Eigenbetriebsverordnung (EigVO)
Pflege- und Buchfiihrungsverordnung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Jahresabschluss 2013 des Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark"
wurde durch den Wirtschaftsprifer und durch das Rechnungsprufungsamt uneingeschrankt
bestétigt.

Durch die mit der Priifung des Jahresabschlusses beauftragte Wirtschaftspriiferin Dipl.-Ok.
Sylvia Hoffmann erfolgte die Darstellung des Prifergebnisses nach den Formvorschriften
der Pflege-Buchfiihrungsverordnung (PBV).



A o
Uik Uik

Feststellungsvermerk .pdf Bericht Pritffung Jahresabschluss Teil 1.pdf

oL
o daioke

Bericht Priifung Jahresabschluss Teil 2.pdf



Stadt Kéthen (Anhalt)

Rechnungspriifungsamt

Feststellungsvermerk

zum Jahresabschluss 2013 des Eigenbetriebes ,Stadtisches Pflegeheim Am
Lutzepark*

Am 14.08.2014 wurde der Bericht Uber die Priifung des Jahresabschlusses 2013 des
Eigenbetriebes ,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® durch die in Dessau
ansassige Wirtschaftspriiferin Frau Dipl.-Ok. Sylvia Hoffmann vorgelegt.

Auf der Grundlage dieses Priifberichtes wird festgestellt, dass die Buchfiihrung und
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und der Eigenbetriebssatzung
entsprechen.

Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsatze ordnungsgemaéafer
Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermdégens-, Finanz- und Ertragssituation des Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht
im Einklang mit dem Jahresabschluss. Insgesamt wird ein zutreffendes Bild von der
Lage des Eigenbetriebes vermittelt. Chancen und Risiken der zuklnftigen
Entwicklung werden zutreffend dargestellt.

Die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Eigenbetriebes geben zu wesentlichen
Beanstandungen keinen Anlass.

Kothen (Anhalt), den 24.09.2014

b Y

\

_ — 3

Leipold
Leiterin des Rechnungsprifungsamtes





Anlage zur Sitzungsvorlage
Feststellungsvermerk .pdf


DLP Dernehl, Lamprecht & Partner mbB steuerberater und Wirtschaftsprifer

Eigenbetrieb
»otadtisches Pflegeheim Am Lutzepark*
Lange StraBe 38
06366 Kéthen (Anhalt)

Geschaftsjahr 2013

Bericht

Uber
die Priifung des Jahresabschlusses
zum 31. Dezember 2013
und des Lageberichts fur das Wirtschaftsjahr 2013

erstattet von
Dipl.-Ok. Sylvia Hoffmann
Wirtschaftspruferin
Geselischafterin der
DLP Dernehl, Lamprecht & Parther mbB
Steuerberater und Wirtschaftsprifer
Dessau-RoRlau / Kéln / Leipzig / Kéthen (Anhalt)

1. Ausfertigung: 1/5
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A.

Priifungsauftrag

Das Rechnungsprifungsamt der Stadt Kéthen (Anhalt) beauftragte mich (Sylvia Hoffmann)
als Wirtschaftspriferin und Mitglied der DLP Dernehl, Lamprecht & Partner mbB, den Jah-
resabschluss zum 31. Dezember 2013 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden
Buchflihrung und den Lagebericht fiir das Wirtschaftsjahr 2013 des

Eigenbetriebes ,,Stidtisches Pflegeheim Am Lutzepark”
— im Folgenden auch kurz ,Pflegeheim” oder ,Eigenbetrieb” genannt -

nach berufsiblichen Grundsatzen zu prifen sowie Uber das Ergebnis unserer Priifung
schriftlich Bericht zu erstatten.

Unter Beachtung der Eigenverantwortung als Wirtschaftsprifer erfolgte die Prifung als
Teamarbeit, so dass als Ausdruck der gemeinsamen Bewaltigung der gesteliten Aufgabe
im Folgenden von ,wir‘ die Rede sein wird, soweit es nicht konkret auf die Einzel-
verantwortlichkeit ankommt, wie etwa bei der Unterzeichnung des Berichts und des Bestéa-

tigungsvermerks.

Der Prifungsauftrag des Rechnungsprifungsamts der Stadt Kothen (Anhalt) ist datiert
vom 21. November 2013. -

Der Eigenbetrieb ist auf der Grundlage des § 131 Gemeindeordnung LSA in Verbindung
mit § 19 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes priifungspflichtig.

Bei unserer Prifung waren auftragsgemaR auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1
und 2 HGrG zu beachten.

AuftragsgemaR haben wir den Prufungsbericht um einen besonderen Erlduterungsteil
erweitert, der diesem Bericht als Anlage 8 beigefugt ist.

Wir bestatigen gemal § 321 Abs. 4 a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprifung die
anwendbaren Vorschriften zur Unabhangigkeit beachtet haben.
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Uber Art und Umfang sowie {iber das Ergebnis unserer Priifung erstatten wir den nachfol-
genden Bericht, der nach den Grundsatzen ordnungsmaRiger Berichterstattung bei Ab-
schlussprufungen (IDW PS 450 und IDW PH 9.450.1) erstellt wurde.

Der Bericht enthalt in Abschnitt B. vorweg eine Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch
die Heimleitung.

Die Prifungsdurchfiihrung und die Prifungsergebnisse sind in den Abschnitten C. und D.
im Einzelnen dargestellt. Die Feststellungen aus Erweiterungen des Prifungsauftrags, d.h.
die Prifung nach § 53 HGrG, sind in der Anlage 9 dargelegt.

Der aufgrund der Prifung erteilte uneingeschrankte Bestatigungsvermerk wird in Abschnitt
F. wiedergegeben.

Dem Bericht haben wir den gepriften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz (An-
lage 1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und dem Anhang (Anlage 3) sowie
den gepriften Lagebericht (Anlage 4) beigefugt.

Der Bestatigungsvermerk ist in Anlage 5 enthalten.

Die rechtlichen und steuerlichen Verhaltnisse haben wir in den Anlagen 6 und 7 tabella-
risch dargestellt.

Weitergehende Aufgliederungen und Erlauterungen der Posten der Bilanz und der Ge-
winn- und Verlustrechnung ergeben sich aus Anlage 8.

Fur die Durchfiihrung des Auftrags und die diesbezugliche Verantwortlichkeit, auch im Ver-
haltnis zu Dritten, sind die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigeflgten ,Allge-
meine Auftragsbedingungen fur Wirtschaftsprifer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften
vom 1. Januar 2002“ maf3gebend.
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Grundsitzliche Feststellungen
Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Heimleitung

Die Heimleitung hat im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3),
insbesondere im Anhang die wirtschaftliche Lage des Eigenbetriebes beurteilt.

GemaR § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nimmt der Abschlussprifer mit den anschlieBenden Aus-
fuhrungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Heimleitung im Jahresabschluss und im
Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbestands
und der zukiinftigen Entwicklung des Eigenbetriebes unter Berlcksichtigung des Lagebe-
richts ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der
Lage des Eigenbetriebes ab, die wir im Rahmen unserer Prifung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts gewonnen haben.

Folgende Aspekte der Lagebeurteilung sind hervorzuheben:

¢ Das ,Stadtische Pflegeheim Am Lutzepark” verfugte im Geschéftsjahr 2013 Gber insge-
samt 80 anerkannte Pflegeplatze. Die durchschnittliche Kapazitatsauslastung betrug
99,40 %, sie hat sich gegenliber dem Vorjahr nur geringfiigig gesenkt.

« Die Pflegesatze fiir allgemeine Pflegeleistungen waren fir den Zeitraum 01.05.2013 bis
31.04.2014 festgeschrieben.

e Der Investitionskostensatz betrug bis 28.02.2014 € 4,37 je Pflegetag. Fir die Berech-
nung der Investitionskostenumlage wurde eine Auslastung von 99 Prozent zugrunde ge-
legt. -

o Die in 2013 durchgefihrten Investitionen wurden ausschlieRlich aus Eigenmitteln finan-
Ziert.

o Die Prifung der Einrichtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen erfolg-
te am 24.07.2013. Die Qualitat der Leistungen der Einrichtung wurde mit der Note 1,0
bewertet. '

 Im Ergebnis der Pflegesatzverhandlung 2014 konnte festgestellt werden, dass die Er-
gebnisse der Tarifverhandlungen bei den Personalkosten beriicksichtigt werden.

‘e In der Pflegesatzverhandlung fur den Zeitraum 01.05.2014 bis 30.04.2015 wurde eine

Steigerung der Pflegesatze um durchschnittlich 3,4 % erreicht. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass das verhandelte Budget bei 97 prozentiger Auslastung und ent-
sprechender Pflegestufen der Bewohner ausreichend ist.
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Die oben angefiihrten Hervorhebungen werden unten in Abschnitt D. Ill. durch analy-
sierende Darstellungen wesentlicher Aspekte der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
erganzt.

Nach dem Ergebnis unserer Prifung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die
Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes einschliefilich der dargesteliten Chancen und
Risiken der kunftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lage-
beurteilung durch die Heimleitung ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich
zutreffend.

Aufgrund der uns zur Verfugung gestellten Unterlagen und der von uns
stichprobenweise vorgenommenen Priifungshandlungen lassen sich keine Erkennt-
nisse ableiten, die eine von der Heimleitung abweichende Beurteilung der Lage des
Eigenbetriebes rechtfertigen wirden.





DLP Dernehl, Lamprecht & Parthner mbB steuerberater und Wirtschaftspriifer

LStadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® 9

C.

Gegenstand, Art und Umfang der Priifung

Gegenstand unserer Priifung waren die Buchfihrung, der Jahresabschluss zum
31. Dezember 2013 (Anlagen 1 bis 3) und der Lagebericht fur das Wirtschaftsjahr 2013
(Anlage 4) sowie die Einhaltung der einschldgigen gesetzlichen Vorschriften zur Rech-
nungslegung.

Den Lagebericht haben wir auch daraufhin gepriift, ob er mit dem Jahresabschiuss und
den bei unserer Prifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt eine
zutreffende Vorstellung von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt; dabei haben wir auch
geprlft, ob die Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind.

Durch das Rechnungspriifungsamt wurde der Gegenstand der Prifung um die Prifung
nach § 53 Haushaltsgrundsatzegesetz (HGrG) erweitert.

Eine Uberprufung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere
ob alle Wagnisse beriicksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand
unseres Prifungsauftrags.

Die Heimleitung des Eigenbetriebes ist fur die Buchfiihrung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere
Aufgabe ist es, die von der Heimleitung vorgelegten Unterlagen und die gemachten Anga-
ben im Rahmen unserer pflichtgemaen Prifung zu beurteilen.

Die Priifungsarbeiten haben wir am 19. Mai 2014 sowie am 3. Juni 2014 und 4. Juni 2014
in den Geschéftsrdumen des Eigenbetriebes vorgenommen. AnschiieRend erfolgte die
Fertigstellung des Prufungsberichts.

Ausgangspunkt unserer Prifung war der von dem Wirtschaftsprifer Dr. Hans-Joachim
Klemm, Magdeburg, geprifte und mit einem uneingeschréankten Bestétigungsvermerk vom
27. Mai 2013 versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2012.

Als Priifungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die Belege und das
Akten- und Schriftgut des Eigenbetriebes.

Alle von uns erbetenen Auskiinfte, Aufklarungen und Nachweise sind uns von der
Heimleitung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden.
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Ergdnzend hierzu hat uns die Heimleitung in der berufsiublichen Vollstandigkeits-
erkldarung schriftlich bestatigt, dass in der Buchfuhrung und in dem zu prifenden Jahres-
abschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermégenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und
Abgrenzungen bericksichtigt, sémtliche Aufwendungen und Ertrage enthalten, alle erfor-
derlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden Haftungsverhaltnisse bekannt ge-
geben worden sind.

In der Erklarung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwick-
lungen alle fur die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes wesentlichen Gesichtspunkte
sowie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthalt. Vorgédnge von besonderer Be-
deutung nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres sind im Lagebericht dargestelit. Weitere
Vorgénge von besonderer Bedeutung haben sich nach dieser Erklarung nicht ergeben und
sind uns bei unserer Prifung nicht bekannt geworden.

Bei Durchfithrung unserer Jahresabschlusspriifung haben wir die Vorschriften der
§§ 316 ff. HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsétze ordnungsmaliger
Abschlusspriifung beachtet. Danach haben wir unsere Prifung problemorientiert — jedoch
ohne spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungspriifung — so angelegt, dass wir Un-
richtigkeiten und VerstoRe gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung
des den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage des Eigenbetriebes wesentlich auswirken, hatten erkennen missen.

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgefuhrten Prifungshandlungen sind in
unseren Arbeitspapieren festgehalten.

Der Prifung lag eine Planung der Prufungsschwerpunkte unter Berlcksichtigung unserer
vorlaufigen Lageeinschéatzung des Eigenbetriebes und eine Einschéatzung der Wirksamkeit
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde. Die Einschat-
zung basierte insbesondere auf Erkenntnissen Uber die rechtlichen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Strategie des Eigenbetriebes und die daraus resul-
tierenden Geschéftsrisiken sind aus der Prufung des Vorjahresabschiusses, aus Gespra-
chen mit der Heimleitung und Mitarbeitern des Eigenbetriebes sowie aus Branchenberich-
ten und der einschlagigen Fachpresse bekannt.
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Aus den bei der Prufungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende
Priifungsschwerpunkte:

¢ Entwicklung des Anlagevermégens und des Sonderpostens

e Umsatzrealisation, insbesondere Vollstandigkeit und Abgrenzung

¢ Volistéandigkeit der Ruckstellungen

¢ weitere Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Darstellung der
Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage.

Ausgehend von einer Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der weiteren Prii-
fungshandlungen die Grundsatze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet.
Sowohl die analytischen Prifungshandlungen als auch die Einzelfallpriifungen wurden da-
her nach Art und Umfang unter Beriicksichtigung der Bedeutung der Prufungsgebiete und
der Organisation des Rechnungswesens in ausgewahiten Stichproben durchgefihrt. Die
Stichproben wurden so ausgewahlt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen
Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen und es erméglichen, die Einhaltung der
gesetzlichen Rechnungslegungsvorschriften ausreichend zu prufen.

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgefuhrten Prifungshandlungen sind in
unseren Arbeitspapieren festgehalten.
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D. Feststellungen und Erlduterungen zur Rechnungslegung
l. OrdnungsmaéBigkeit der Rechnungslegung
1.  Buchfiihrung und weitere gepriifte Unterlagen

Die Organisation der Buchfiihrung und das rechnungslegungsbezogene interne Kon-
trollsystem erméglichen die vollstandige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung
und Buchung der Geschéftsvorfalle. Der Kontenplan entspricht den Zuordnungsvorschrif-
ten zum Kontenrahmenplan (veréffentlicht im Ministerialblatt des Landes Sachsen-Anhalt
Nr. 22/2006 vom 2. Juni 2006) und ist den Bedurfnissen des Eigenbetriebes angepasst.
Das Belegwesen ist klar und Gibersichtlich geordnet. Die Bucher wurden zutreffend mit den
Zahlen der Vorjahresbilanz eroffnet und insgesamt wéahrend des gesamten Wirtschafts-
jahrs ordnungsgemaR gefthrt.

Die Informationen, die aus den weiteren gepriiften Unterlagen entnommen wurden, fih-
ren zu einer ordnungsgemafen Abbildung in Buchfiihrung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt.

2. Jahresabschluss

Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 wurde nach den handels-
rechtlich geltenden Vorschriften aufgestellt.

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemaR aus der Buchfihrung und
den weiteren gepriften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz (Anlage 1) erfolgt
nach dem Schema des § 266 Abs. 2 und 3 HGB unter Berucksichtigung der Anlage 2 zu
§ 15 EigBG. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) wurde nach dem Gesamt-
kostenverfahren gemaR § 275 Abs. 2 HGB und der Anlage 3 zu § 18 EigBG aufgestellt.

Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte be-
stehen, erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang.
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In dem von dem Eigenbetrieb aufgesteliten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und
die Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
ausreichend erlautert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in
den Anhang Ubernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung
sind vollstandig und zutreffend dargestelit.

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vor-
schriften einschlieflich der Grundséatze ordnungsmafiger Buchfihrung. Die Prufung ergab
keine wesentlichen Beanstandungen.

3. Lagebericht

Die Prifung des Lageberichts fur das Wirtschaftsjahr 2013 (Anlage 4) hat ergeben, dass
der Lagebericht mit dem Jahresabschluss und den bei der Prifung gewonnenen Erkennt-
nissen im Einklang steht und dass er insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage
des Eigenbetriebes vermittelt.

Ferner hat die Prifung ergeben, dass die wesentlichen Chancen und Risiken der kiinftigen
Entwicklung zutreffend im Lagebericht dargestellt sind und dass die Angaben nach § 289
Abs. 2 HGB volistandig und zutreffend sind.

Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Lagebericht alle vorgeschriebenen Angaben
enthalt und er damit den gesetzlichen Vorschriften entspricht.
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Gesamtaussage des Jahresabschlusses
Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Im Ergebnis der Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresabschluss vermit-
telte Gesamtaussage den Anforderungen des § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB entspricht, ist
festzustellen, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beachtung der Grundséatze
ordnungsgemaRer Buchfihrung ein den tatséchlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt.

Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierung und Bewertung erfolgte unter der Annahme der Fortfuhrung der Un-
ternehmenstatigkeit/going concern It. § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB.

Die Bewertungsmethoden entsprechen den handelsrechtlichen Vorschriften.

Die Ausweisgrundsatze wurden gegenuber der Eréffnungsbilanz beibehalten. Die Zah-
len der Eréffnungsbilanz wurden als Vorjahreszahlen angegeben.

Die Anschaffungskosten der in dem Berichtsjahr erworbenen Sachanlagegegen-
stande sind hinreichend belegt und buchmaRig aufgezeichnet.

Die Zusammensetzung des Anlagevermégens zum 31. Dezember 2013 ist im
Einzelnen aus der hausinternen EDV-gefuhrten Anlagenbuchhaltung ersichtlich.

Die Abschreibungen auf das Sachanlagevermégen wurden entsprechend der betriebs-
gewdhnlichen Nutzungsdauer unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen
zeitanteilig nach der linearen Methode pro rata temporis planméaRig ermittelt.

Geringwertige Anlageguter bis € 150,00 werden sofort abgeschrieben. Fur gering-
wertige Anlageguter mit Anschaffungskosten von tber € 150,00 bis € 1.000,00 wurde
ein Sammelposten gebildet. Der Sammelposten wird gemaR § 6 Abs. 2 a EStG im
Wirtschaftsjahr der Bildung und in den folgenden 4 Wirtschaftsjahren mit jeweils einem
Funftel gewinnmindernd aufgeldst.





DLP Dernehl, Lamprecht & Partner mbB steuerberater und Wirtschaftsprafer

,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark" 15

Soweit das Anlagevermégen mit &ffentlichen Zuschissen finanziert wurde, wurde
spiegelbildlich zum Anlagevermdgen ein Sonderposten fir Investitionszuschisse
gebildet. Mit der Auflésung dieses Sonderpostens werden die jahrlichen
Abschreibungen ergebnisneutral abgebildet.

Die Bewertung des Umlaufvermégens erfolgte zu Anschaffungskosten bzw.
Nennwerten. Wertminderungen wurden durch Abschldge angemessen beriicksichtigt.

Genau bestimmbare Verbindlichkeiten wurden mit ihrem Erfullungsbetrag und die
ausgewiesenen sonstigen Ruckstellungen mit dem notwendigen Erfullungsbetrag
passiviert, der nach verninftiger kaufmannischer Beurteilung zur Abgeltung der
jeweiligen Risiken und méglichen Verpflichtungen erforderlich wird.

In dem von dem Eigenbetrieb aufgestellten Anhang sind die auf die Bilanz und die Ge-

winn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
ausreichend erlautert.

3. Anderungen in den Bewertungsgrundlagen

Die Bewertungsgrundlagen blieben gegeniiber dem Vorjahr unverandert.
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4. Sachverhaltsgestaltende MaBnahmen

An dieser Stelle ist auf MaRnahmen einzugehen, die sich auf Ansatz und/oder Bewer-
tung von Vermégensgegenstanden und Schulden auswirken, sofern

- sie von der Ublichen Gestaltung abweichen, die den Erwartungen der Abschlussad-
ressaten entspricht, und

- sich’ die Abweichungen von der Ublichen Gestaltung auf die Gesamtaussage des
Jahresabschlusses wesentlich auswirkt.

Im Rahmen unserer Prifung haben wir keine Sachverhaltsgestaltung festgestellt, die
dazu geeignet ist, die Darstellung der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich
zu beeinflussen.

5. Aufgliederungen und Erlauterungen

Die Gliederung der Bilanz erfolgte entsprechend dem Formblatt 2 (Anlage 2 zu § 15
Absatz 1 EigBG).

Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte nach dem Gesamtkosten-
verfahren. Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Formblatt 3 einschlief3-
lich des nachrichtlichen Teils (Anlage 3 zu § 18 EigBG) aufgestellt.

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermégens - Anlagenspiegel - ist im
Anhang entsprechend dargestelit.
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Analyse der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage

Zur Analyse der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und
der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten ge-
ordnet, wobei sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschréankt. Die
Analyse ist nicht auf eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Eigenbe-
triebes ausgerichtet. Zudem ist die Aussagekraft von Bilanzdaten — insbesondere aufgrund
des Stichtagsbezugs der Daten - relativ begrenzt. Rundungsdifferenzen bei Nachkomma-
stellen kénnen auftreten, sind aber zu vernachlassigen.

Die Anlage 8 enthalt lber den Anhang (Anlage 3) hinaus, weitgehende Aufgliederungen
und Erlduterungen der Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung.

Vermoégenslage (Bilanz)

In der folgenden Bilanztibersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2013 nach wirtschaft-
lichen und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst.

Zur Darstellung der Vermégensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem lang-
fristig (Falligkeit groRer als ein Jahr) bzw. dem mittel- und kurzfristig gebundenen Vermo-

gen zugeordnet.

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem
Eigen- bzw. Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuord-
nung nach langfristiger (Falligkeit groRer als 5 Jahre) bzw. mittel- und kurzfristiger Ver-

fugbarkeit erfolgt.
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Die Vermdgens- und Kapitalstruktur sowie deren Veranderungen gegenuber dem Vorjahr
ergeben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in T€ fir die Ab-
schlussstichtage 31. Dezember 2013 und 31. Dezember 2012:

VERMOGENSSTRUKTUR Ver-
31.12.2013 31.12.2012 anderung
T€ % T€ % T€

Langfristig gebundenes Verméogen

Anlagevermégen
Immaterielle Vermdgensgegensténde 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Sachanlagen

- Grundstlicke mit Bauten 4.553,0 86,1 46838 872 -130,8
- Maschinen und technische Anlagen 65,3 1,3 77,3 1,4 -12,0
- Betriebs- und Geschaftsausstattung 75,4 1,4 81,2 1,6 -5,8

4.693,7 88,8 4.842,3 90,1 -148,6

Mittel-/kurzfristig gebundenes Vermdgen

Umlaufvermégen

Vorrate 11,7 0,2 9,9 0,2 1,8
Forderungen und sonstige
Vermogensgegenstande
- Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen 98,9 1,9 105,9 2,0 -7,0
- sonstige Vermdgensgegenstande 5,5 0,1 21 0,0 3.4
- liquide Mittel 471,0 8,9 398,9 7,5 72,1
587,1 11,1 516,8 9,7 70,3
Rechnungsabgrenzungsposten 6,6 0,1 10,5 0,2 -3,9

Gesamtvermdgen 5.287,4 100,0 5.369,6 100,0 -82,2
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KAPITALSTRUKTUR Ver-
31.12.2013 31.12.2012 anderung
TE % TE % TE

Langfristig verfiigbares Kapital

Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital 951,7 18,0 951,7 17,7 0,0
Gewinnriicklagen 130,6 2,5 89,8 1,7 40,8
Bilanzgewinn 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

1.082,3 20,5 1.041,5 194 40,8

Sonderposten fur Zuschusse
zum Sachanlagevermégen 4.104,3 77,6 42336 78,8 -129,3

5.186.,6 98,1 5.275,1 98,2 -88,5

Mittel-/kurzfristig verfiigbares Kapital
Fremdkapital

Ruckstellungen
- sonstige Ruckstellungen 65,8 1,2 52,1 1,0 13,7

Verbindlichkeiten
- Verbindlichkeiten gegenuber

und Leistungen 30,2 0,6 35,0 0,7 -4.8

- sonstige Verbindlichkeiten 3,5 0,1 7,2 0,1 -3,7
33,7 0,7 42,2 0,8 -8,5

99,5 1,9 94,3 1,8 52

Rechnungsabgrenzungsposten 1,3 0,0 0,2 0,0 1,1

Gesamtkapital 5.287,4 100,0 5.369,6 100,0 -82,2
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Das Gesamtvermdgen hat sich gegenlber dem Vorjahresabschluss um T€ 82,2 auf
T€ 5.287,4 verringert. Diese Minderung resultiert im Wesentlichen aus der Minderung des
Anlagevermégens um T€ 148,6.

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermdgens am Gesamtvermégen ist von 90,1 %
in dem Vorjahresabschluss auf 88,8 % zum 31.12.2013 aufgrund des geminderten Anla-
gevermogens leicht zuriickgegangen.

Der Buchwert des Anlagevermdgens verringerte sich (um T€ 148,6) im Wesentlichen auf-
grund der Zugange in Hohe von T€ 18,9. Dem stehen Abschreibungen in Hohe von
T€ 167,5 gegenuber.

Das mittel- und kurzfristige Vermdégen hat sich um T€ 70,3 auf nunmehr
T€ 587,1 erhoht, was im Wesentlichen auf den Anstieg der liquiden Mittel um T€ 72,1,
der Vorrate um T€ 1,8 und der sonstigen Vermoégensgegenstande um T€ 3,4 zurick-
zufuhren ist. Dem gegenuber stehen niedrigere Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen (um T€ 7,0).

Die bilanzielle Eigenkapitalquote des Eigenbetriebes betragt zum Abschlussstichtag
20,5 % des insgesamt gesunkenen Gesamtkapitals.

Der Sonderposten fiir Investitionszuschiisse stellt den Gegenposten fur alle bezu-
schussten aktivierten Vermdgensgegenstande des Anlagevermégens dar. Der Sonderpos-
ten fur Investitionszuschiisse minderte sich im Vergleich zum Vorjahr um T€ 129,3, da der
Auflésung (T€ 129,3) keine Zufuhrungen aus Investitionszuschissen (T€ 0,00) gegenuber-
standen.

Das mittel- und kurzfristige Fremdkapital hat sich um T€ 5,2 erhéht und betrifft im
Wesentlichen sonstige Riickstellungen (um T€ 13,7) fur Personalkosten. Dem gegen-
tber stehen um T€ 8,5 geringere stichtagsbedingte Verbindlichkeiten.

Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten betragen T€ 1,3. Sie resultieren aus
vorausgezahlten Heimkosten und Mieten.
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2. Finanzlage (Kapitalflussrechnung)

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf
der Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfugbare flissige Mittel) gemaR
DRS 21 (Deutscher Rechnungslegungsstandard Nr. 21) zur Kapitalflussrechnung erstellt:

_2013
T€

1. Periodenergebnis vor auRerordentlichen Posten 40,8
2. Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstande des Anlagevermogens +/- 167,5
3. Zunahme/Abnahme der Ruckstellungen ) +/- 13,7
4. Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Ertrage (Sonderposten) +/- -129,4
5. Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenstanden des Anlagevermdgens -I+ 0,0
6. Zunahme/Abnahme der Vorrate, der Forderungen aus Lieferungen und -/+ 57

Leistungen sowie anderer Aktiva (soweit nicht Investitions- oder

Finanzierungstatigkeit)
7. Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen +/- 7.3

sowie anderer Passiva (soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstéatigkeit)
8. Ein-/Auszahlungen aus auBRerordentlichen Posten +/- 0,0
9. Cashflow aus der laufenden Geschiftstitigkeit = 91,0
10. Einzahlungen aus Abgéngen von Gegenstanden des Sachanlagevermoégens + 0,0
11. Auszahlungen fur Investitionen in das Sachanlagevermogen - -18,9
12. Einzahlungen aus Abgangen von Gegenstanden des immateriellen + 0,0

Anlagevermoégens
13. Auszahlungen fur Investitionen in das immaterielle Anlagevermdgen - 0,0
14. Einzahlungen aus Abgangen von Gegenstanden des Finanzanlagevermogens + 0,0
15. Auszahlungen fur Investitionen in das Finanzanlagevermégen - 0,0
16. Einzahlungen aus dem Verkauf von konsolidierten Unternehmen und sonstigen

Geschaftseinheiten + 0,0
17.  Auszahlungen aus dem Erwerb von konsolidierten Unternehmen und sonstigen

Geschaftseinheiten - 0,0
18. Einzahlungen aufgrund von Finanzmittelanlagen im Rahmen der kurzfristigen

Finanzdisposition + 0,0
19. Auszahlungen aufgrund von Finanzmittelanlagen im Rahmen der kurzfristigen

Finanzdisposition - 0,0
20. Cashflow aus der Investitionstitigkeit = -18,9
21. Einzahlungen aus Zuschissen und Einlagen des Gesellschafters + 0,0
22.  Auszahlungen an Unternehmenseigner und Minderheitsgesellschafter - 0,0

(Minderung Kapitalricklage)
23. Einzahlungen aus der Begebung von Anteilen und aus der Aufnahme von + 0,0

(Finanz-)Krediten
24. Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten - 0,0
25. Cashflow aus der Finanzierungstétigkeit = 0,0
26. zahlungswirksame Veranderung des Finanzmittelbestandes 72,1
27. Wechselkurs- und bewertungsbedingte Anderungen des Finanzmittelfonds +/- 0,0
28. Finanzmittelfonds am Anfang der Periode + 398,9
29. Finanzmittelfonds am Ende der Periode = 471,0

Wir weisen darauf hin, dass der Finanzmittelfonds eine stichtagsbezogene Betrach-
tung ist, dem entsprechende Verbindlichkeiten gegenliber stehen.
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3. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung)

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) abgeleitete Gegenuberstellung der
Erfolgsrechnungen der beiden Geschéftsjahre 2013 und 2012 zeigt folgendes Bild der Er-

tragslage:

2013 2012 Verdanderung
ERGEBNISSTRUKTUR T€ % T€ % TE
Umsatzerlose aus allgemeinen Pflegeleistungen 1.625,1 70,8 15909 714 34,2
sonstige Umsatzerlése 671,4 29,2 636,5 28,6 34,9
Gesamtleistung 2.296,5 100,0 2.227,4 100,0 69,1
Materialaufwendungen -4244 -185 -406,_2 -18,2 -18,2
Personalaufwand -1.725,6 -75,1 -1.689,9 -759 -35,7
Rohertrag 146,5 6,4 131,3 5,9 15,2
sonstige betriebliche Ertrédge 20,4 0,9 38,7 1,7 -18,3
Auflésung Sonderposten 129,4 5,6 131,7 5,9 -2,3
Abschreibungen -167,8 -7,3 -170,2 -7,6 2,4
sonstige betriebliche Aufwendungen -107,8 -47 -110,3 -5,0 2,5
Betriebsergebnis 20,7 0,9 21,2 0,9 -0,5
Finanzergebnis +7,7 0,3 +8,7 0,4 -1,0
auBerordentliches Ergebnis +12,4 0,5 -8,4 0,4 20,8
Ergebnis der
gewohnlichen Geschiftstitigkeit 40,8 1,8 21,5 1,0 19,3
ergebnisabhangige Steuern 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Jahresergebnis 40,8 1,8 21,5 1,0 19,3
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Die Umsatzerlése aus allgemeinen Pflegeleistungen stiegen um T€ 34,2 auf
T€ 1.625,1. Die sonstigen Umsatzerlése erhdhten sich um T€ 34,9 auf T€ 671,4, ins-
besondere aufgrund der berechneten Investitionskosten. Somit erhéhte sich die
Gesamtleistung um T€ 69,1 auf T€ 2.296,5.

Dem gegeniber stiegen die Materialaufwendungen um T€ 18,2 und der Personalauf-
wand tarifbedingt um T€ 35,7.

Der Rohertrag verbesserte sich somit gegentuber dem Vorjahr um T€ 15,2.

Die sonstigen betrieblichen Ertrdge minderten sich um T€ 18,3 aufgrund geringerer
Versicherungsentschadigungen gegenuber dem Vorjahr.

Das Betriebsergebnis in Hohe von T€ 20,7 entspricht in etwa dem Vorjahr mit T€ 21,2.

Aufgrund des um T€ 20,8 héheren auferordentlichen Ergebnisses konnte das Jahres-
ergebnis um T€ 19,3 auf T€ 40,8 verbessert werden.
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E. Feststellungen aus Erweiterungen des Priifungsauftrags

Uber das Ergebnis von Erweiterungen des Prufungsauftrags, die mit dem Auftraggeber
vereinbart wurden und sich nicht unmittelbar auf den Jahresabschluss oder Lagebericht
beziehen, berichten wir in diesem Berichtsabschnitt.

Feststellungen im Rahmen der Priifung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prifung haben wir auftragsgemaf die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2
HGrG und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finan-
zen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshéfen veréffentlichten IDW PS
720 ,Fragenkatalog zur Priifung nach § 53 HGrG* beachtet.

Dementsprechend haben wir auch gepriift, ob die Geschéfte ordnungsgeman, d. h. mit der
erforderlichen Sorgfalt und in Ubereinstimmung mit den einschldgigen handelsrechtlichen
Vorschriften und den Bestimmungen der Eigenbetriebssatzung gefuihrt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir im Einzelnen in der Anlage 9 dargestelit.
Uber diese Feststellungen hinaus hat unsere Prifung keine Besonderheiten ergeben,
die nach unserer Auffassung fir die Beurteilung der OrdnungsmaRigkeit der Ge-

schaftsfuhrung von Bedeutung sind.

Die OrdnungsmaRigkeitsprifung der Geschaftsfihrung betrifft die Einhaltung der ge-
setzlichen Bestimmungen, der Beschlusse der Aufsichtsgremien, der Geschafts-
fuhrungsbeschrankungen aufgrund der Eigenbetriebssatzung sowie die Einhaltung des
Wirtschaftsplans.

Die Wirtschaftlichkeitspriifung erstreckt sich darauf, ob die Geschéfte mit der erforder-
lichen Sorgfalt gefiihrt worden sind in Ubereinstimmung mit Gesetz und der Satzung
sowie den Beschliussen des Heimausschusses und des Stadtrats.

Soweit im Rahmen der Durchfiihrung der Jahrespriifung beurteilt werden kann, waren
im Berichtsjahr keine ungewéhnlichen, risikoreichen oder nicht ordnungsgemaf abge-
wickelten Geschifte zu verzeichnen sowie erkennbare wesentliche Fehldispositionen

festzustellen.

Die Prifung der wirtschaftlichen Verhaltnisse gem. § 53 HGrG gab zu Beanstandungen

keinen Anlass.
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F. Wiedergabe des Bestiatigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem abschlieRenden Ergebnis meiner Prufung habe ich als verantwortlicher Wirt-
schaftsprifer dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 (Anlagen 1 bis 3) und dem
Lagebericht fur das Wirtschaftsjahr 2013 (Anlage 4) des Eigenbetriebes ,Stadtisches
Pflegeheim Am Lutzepark” unter dem Datum vom 14. August 2014 den folgenden unein-
geschriankten Bestitigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

,Bestatigungsvermerk des Abschlussprufers

Ich habe den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung
sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchfiuhrung und den Lagebericht des Eigen-
betriebes ,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® fir das Geschéaftsjahr vom 1. Januar
bis zum 31. Dezember 2013 gepriift. Die Buchfuhrung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen
in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes. Meine Aufgabe ist
es, auf der Grundlage der von mir durchgefuihrten Prifung eine Beurteilung Gber den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfiihrung und tiber den Lagebericht abzu-
geben.

Ich habe die Jahresabschlussprufung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsmaRiger Ab-
schlusspriifung vorgenommen. Danach ist die Priifung so zu planen und durchzufthren,
dass Unrichtigkeiten und VerstoRe, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmagiger Buchfihrung und durch
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage wesent-
lich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der
Prifungshandlungen werden die Kenntnisse Uber die Geschéftstatigkeit und Uber das
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen uber
mdgliche Fehler berlicksichtigt. Im Rahmen der Prifung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise fiur die Anga-
ben in Buchfilhrung, Jahresabschluss und Lagebericht Uberwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prifung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundséatze und der wesentlichen Einschatzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Wurdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts. Ich bin der Auffassung, dass meine Prufung eine hinreichend sichere Grundlage
fur meine Beurteilung bildet.

Meine Prifung hat zu keinen Einwendungen gefihrt.
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Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsétze ordnungsmafiger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhaltnis-
sen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes.
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risiken der
kiinftigen Entwicklung zutreffend dar.*

Der vorstehende Prifungsbericht wird erstattet in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen
Vorschriften und den Grundsatzen ordnungsmaRiger Berichterstattung bei Abschluss-
prufungen (IDW PS 450).

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestatigungsvermerks auflerhalb dieses
Prufungsberichts bedarf der vorherigen Zustimmung. Bei Veréffentlichungen oder
Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestatigten
Fassung abweichenden Form bedarf (einschlieRlich der Ubersetzung in andere Sprachen)
es zuvor meiner erneuten Stellungnahme, sofern hierbei mein Bestatigungsvermerk zitiert
oder auf meine Priifung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Der Prufungsbericht wird gemaR § 321 Abs. 5 HGB sowie § 32 WPO wie folgt unter-
zeichnet.

Dessau-RofRlau, 14. August 2014

Dipl.-Ok. Sylvia Hoffmann
Wirtschaftspriferin
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N =

Bilanz zum 31. Dezember 2013

AKTIVSEITE

. Anlagevermdgen

Immaterielle Vermégensgegenstinde

. Sachanlagen
. Grundstuicke und grundstiicksgleiche Rechte

mit Betriebsbauten einschlieflich der
Betriebsbauten auf fremden Grundstiicken

. Technische Anlagen
. Einrichtungen und Ausstattungen ohne Fahrzeuge

Anlagevermégen gesamt

. Umlaufvermégen

. Vorréate

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

. Forderungen und sonstige Vermégensgegenstinde
. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
. sonstige Vermégensgegenstande

Kassenbestand und
Guthaben bei Kreditinstituten

Umlaufvermégen gesamt

. Rechnungsabgrenzungsposten

Summe Aktivseite

Anlage 1.1

31.12.2013 31.12.2012
€ €
11,53 11,53
4.553.011,84 4.683.796,84
65.336,00 77.346,00
75.417,02 81.242,02
4.693.764,86 4.842.384,86
4.693.776,39 4.842.396,39
11.658,63 9.936,77
98.886,78 105.863,89
5.489,99 2.052,70
104.376,77 107.916,59
470.965,49 398.890,13
587.000,89 516.743,49
6.614,88 10.531,91
5.287.392,16 5.369.671,79
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N =

Bilanz zum 31. Dezember 2013

PASSIVSEITE

. Eigenkapital

Kapitalriicklagen

. Gewinnrucklagen

1. Verwendete zweckgebundene Rucklagen
2. Betriebsmittelriicklage
Bilanzgewinn

. Sonderposten aus Zuschiissen

und Zuweisungen zur Finanzierung
des Sachanlagevermégens

Sonderposten aus 6ffentlichen Férder-
mitteln far Investitionen

. Riickstellungen

Sonstige Ruckstellungen

. Verbindlichkeiten

. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
. sonstige Verbindlichkeiten

- davon aus Steuern: € 0,00 (Vorjahr: 0,00)
- davon im Rahmen der sozialen

Sicherheit: € 0,00 (Vorjahr: 0,00)
Verbindlichkeiten gesamt

Rechnungsabgrenzungsposten

Summe Passivseite

Anlage 1.2

31.12.2013 31.12.2012
€ €
951.747,59 951.747,59
52.151,76 52.151,76
78.436,40 37.629,01
0,00 0,00
1.082.335,75 1.041.528,36
4.104.280,82 4.233.644,98
65.754,00 52.072,00
30.185,68 35.021,28
3.524,81 7.244,10
33.710,49 42.265,38
1.311,10 161,07
5.287.392,16 5.369.671,79
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Gewinn- und Verlustrechnung

fiir die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013

A WN =

[od]

11.

12.

13.

14.

15.

16.
17.
18.

19.
20.

21.

22.

23.

. Ertrage aus allgemeinen Pflegeleistungen

. Ertrage aus Unterkunft und Verpflegung

. Ertrage aus Zusatz- und Transportleistungen

. Ertrage aus gesonderter Berechnung von Investi-

tionskosten gegenuber Pflegebedurftigen

. Sonstige betriebliche Ertréage

. Personalaufwand

a) Lohne und Gehalter

b) soziale Abgaben und Aufwendungen
fur Altersversorgung
davon fur Altersversorgung € 46.287,90
(Vorjahr: € 51.917,79)

. Materialaufwand

a) Lebensmittel

b) Aufwendungen fir Zusatzleistungen
¢) Wasser, Energie, Brennstoffe

d) Wirtschaftsbedarf/\Verwaltungsbedarf

. Aufwendungen fur zentrale Dienstleistungen
. Steuern, Abgaben, Versicherung
10.

Mieten, Pacht, Leasing

Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten

fur Zuschisse zum Anlagevermégen

Abschreibungen

a) Abschreibungen auf Sachanlagen und
immaterielle Vermdgensgegensténde

b) Abschreibungen auf Forderungen

Aufwendungen fur Instandhaltung und

Instandsetzung

sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage

Ergebnis der gewohnlichen Geschiftstitigkeit

Auferordentliche Ertrage
Auferordentliche Aufwendungen
Weitere Ertrage

AuRerordentliches Ergebnis

Jahresiiberschuss

Entnahmen aus Gewinnriicklagen
aus Betriebsmittelriicklagen

Einstellungen in Gewinnriicklagen
in Betriebsmittelriicklagen

Bilanzergebnis

2013 2012

€ €
1.625.108,14 1.590.908,49
489.662,71 489.472,68
61.354,69 60.736,76
120.414,38 86.289,61
20.420,63 38.726,00
2.316.960,55 2.266.133,54
1.415.753,03 1.379.683,20
309.802,51 310.237,41
134.421,11 124.016,29
13.943,80 13.284,47
109.989,29 104.447,01
166.015,74 164.418,60
6.741,93 5.720,46
28.003,84 22.996,20
10.925,24 10.873,02
2.195.596,49 2.135.676,66
129.364,16 131.666,64
167.553,07 170.177,79
271,00 70,00
62.245,52 70.764,10
100.705,43 109.345,25
7.748,92 8.735,43
28.407,55 29.847,06
16.235,19 702,88
3.903,52 10.584,79
68,17 1.500,00
12.399,84 -8.381,91
40.807,39 21.465,15
37.629,01 16.163,86
78.436,40 37.629,01
0,00 0,00
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Anhang
fiir das Geschaftsjahr 2013
gemaR §§ 264 und 284 bis 288 HGB

des Eigenbetriebes
,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark®

Anlage 3
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Anhang
fiir das Geschiftsjahr 2013
gemaR §§ 264 und 284 bis 288 HGB

Bei den Angaben wurde teilweise von den gréBenabhangigen Erleichterungen gemal § 288
HGB Gebrauch gemacht.

A. Angaben der auf die Posten der Bilanz und Gewinn- und
Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 ist nach § 4 der Verordnung Uber die Rech-
nungs- und Buchfuhrungspflichten der Pflegeeinrichtungen (Pflege-Buchflhrungsver-
ordnung - PBV) und nach den geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuchs (HGB) auf-
gestellt worden. Die Gliederungen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgen
unter Beachtung des § 4 Absatz 1 und 5 der PBV und der Vorschriften des HGB fur Kapital-
gesellschaften sowie der Grundsatze ordnungsmaRiger Buchfuhrung.

1. Anlagevermégen

Das Anlagevermdgen ist grundsatzlich mit Anschaffungs-/Herstellungskosten unter Be-
ricksichtigung planmaRiger linearer Abschreibungen bewertet.

Das Grundstiick in der Langen Strale 38 wurde von der Stadt Kéthen an das Pflege-
heim Ubertragen, dieses wurde mit dem Wert laut Bodenrichtwertkarte aktiviert.

Die Abschreibungszeitraume fur das bewegliche Anlagevermdgen entsprechen grund-
satzlich den steuerlichen AfA-Tabellen und betragen je nach betrieblicher Nutzungsdau-
er 2 bis 10 Jahre. Geringwertige Anlageguter mit Anschaffungskosten von 150,00 € bis
1.000,00 € zuzuglich Umsatzsteuer werden im Jahr des Zugangs entsprechend der Vor-
schrift des § 6 Absatz 2a EStG in einem Sammelposten zusammengefasst, der im betref-
fenden Geschaftsjahr und in den darauffolgenden vier Geschéftsjahren zu jeweils 1/5 ab-
geschrieben wird. Der Zugang der geringwertigen Anlageguter wird bei der Entwicklung
des Anlagevermégens (Anlage 1 zum Anhang) nach Ende des funfjahrigen Abschrei-
bungszeitraumes als Abgang behandelt. Abgénge werden zeitanteilig abgeschrieben.

Von der Bewertungsfreiheit des § 6 Abs. 2 EStG wurde in Héhe von 0,00 € Gebrauch
gemacht.
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2. Umlaufvermégen

Bei den Forderungen und sonstigen Vermdgensgegenstanden wird allen erkennbaren
Risiken durch angemessene Abwertung Rechnung getragen. Die Forderungen und
sonstigen Vermdgensgegenstande sind zu Nennwerten bilanziert, davon haben 1.800,00
€ eine Restlaufzeit zwischen 1 und 5 Jahren und 102.576,77 € eine Restlaufzeit bis zu
einem Jahr.

Fur den Bedarf an Wasche und Geschirr wurde ein Festwert gebildet, der unter der Posi-
tion Vorrate erfasst ist. Lebensmittel und sonstige Verbrauchsmaterialien wurden per

Stichtagsinventur kérperlich aufgenommen.

3. Sonderposten aus Zuschiissen und Zuweisungen

In den Sonderposten aus Zuschissen und Zuweisungen zur Finanzierung des Sachan-
lagevermégens wurden Investitionszuschiisse eingestellt, die fur aktivierungsfahige
MaRnahmen verwendet wurden. Sie stellen den Finanzierungsgegenwert zu den unter
dem Anlagevermogen ausgewiesenen Buchwerten jener Anlagegiter dar, die mit den
Investitionszuschiissen beschafft wurden. Der Sonderposten wird jahrlich ertragswirk-
sam in der Hhe aufgelost, die dem Betrag der Abschreibungen der mit den Zuschtissen
finanzierten Anlageguter entspricht. Damit werden diese Abschreibungen im Jahresab-
schluss neutralisiert.

4. Riickstellungen

Ruckstellungen betreffen im Wesentlichen Personalkosten und werden in H6he der er-
warteten Inanspruchnahme angesetzt. Aufgrund der derzeitigen Altersstruktur des Per-
sonals der Einrichtung wurde keine Rickstellung fir Altersteilzeit gebildet.

Ferner wird auch keine Ruckstellung fur Archivierungskosten gebildet, da die Archivie-
rung von der Stadt Kéthen Gbernommen wird und der Einrichtung somit keine Kosten
entstehen.

5. Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Zahlungsbetrag angesetzt. Alle in der Bilanz zum
31. Dezember 2013 ausgewiesenen Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit bis zu ei-

nem Jabhr.
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Nach § 251 HGB in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 3 PBV und Anlage 1 PBV Angabe
pflichtigen Haftungsverhaltnisse und Eventualverbindlichkeiten aus Anspriichen auf Er-
stattung von Férdermitteln liegen nicht vor.

6. Gewinn- und Verlustrechnung

In der Gewinn- und Verlustrechnung sind die Abschreibungen auf Basis historischer An-
schaffungs-/Herstellungskosten angesetzt. Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach
dem Gesamtkostenverfahren erstellt.
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B. Erlauterungen zum Jahresabschluss
Verbindlichkeitenspiegel zum 31. Dezember 2013
(alle Angaben in Euro)
Gesamt- mit einer Restlaufzeit von Jahren
betrag bis zu 1 1 bis 5 Uber 5
1. Verbindlichkeiten aus Lie-
ferungen und Leistungen 30.185,68 30.185,68 0,00 0,00
2. sonstige Verbindlichkeiten 3.524,81 3.524,81 0,00 0,00
Stand 31.12.2013 33.710,49 33.710,49 0,00 0,00
Stand 31.12.2012 (Vorjahr) 42.265,38 42.265,38 0,00 0,00

Zum 31. Dezember 2013 bestehen keine Verbindlichkeiten aus Steuern oder der sozia-

len Sicherheit.

Entwicklung der Gewinnriicklagen — Betriebsmittelriicklagen

2013 2012

EUR EUR
Stand am 1.1. 37.629,01 16.163,86
Entnahmen -37.629,01 -16.163,86
Einstellungen 78.436.40 37.629,01
Stand am 31.12. 78.436,40 37.629,01
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C. Erlduterungen der Gewinn- und Verlustrechnung

Ertrige aus allgemeinen Pflegeleistungen gemaR PflegeVG

Sie betreffen im wesentlichen Erlése aus Pflegeleistungen der stationaren Altenhilfeeinrich-
tung.

Ertrdge aus Unterkunft und Verpflequng

Hierunter sind Ertrdge aus sogenannten Hotelkosten der Bewohner aller Pflegestufen aus-
gewiesen.

Ertrage aus der gesonderten Berechnung von
Investitionskosten gegeniiber Pflegebediirftigen

Hierunter werden entsprechend den Vorschriften der PBV die Ertrdge aus gesonderter Be-
rechnung von Investitionskosten gegeniiber Pflegebedirftigen in der stationdren Altenhilfe
ausgewiesen.

Zuweisungen und Zuschiisse zu den Betriebskosten

Hierunter sind die Zuschiisse der 6ffentlichen Hand erfasst.

Sonstige betriebliche Ertrage

Die sonstigen betrieblichen Ertrage umfassen im wesentlichen Erstattungen far Inkonti-
nenzmaterial und aus Versicherungsleistungen fur Schaden.

Personalaufwand

Der Personalaufwand betrifft die Aufwendungen fir das eigene Personal. Der im Jahres-
durchschnitt 2013 vorhandene Personalbestand betrug 41,12 Vollkrafte (Vorjahr: 42,14 Voll-
krafte). '

Materialaufwand

Im Materialaufwand sind Aufwendungen fur Lebensmittel, medizinischen, therapeutischen
und pflegerischen Sachbedarf, Betreuungsleistungen, Wasser und Abwasser, Energie und
Brennstoffe sowie Wirtschafts- und Verwaltungsbedarf enthalten.

Aufwendungen fiir zentrale Dienstleistungen

Es handelt sich um Aufwendungen fur die dezentrale Gehaltsabrechnung.
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Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten

Die Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten sind die Auflésungen der Sonderposten in
Hoéhe der jahrlichen Abschreibung auf den Zuschuss finanzierten Anteil des Anlagevermé-
gens.

AuBerordentliche Ertrige

In den auRerordentlichen Ertragen von 16.235,19 € sind periodenfrémde Ertrage im Wesent-
lichen fur die Ruckzahlung der Heimkosten von Frau Schwerdtfeger, Hedwig in H6he von
14.185,89 € sowie eine Wartungsgutschrift aus dem Jahr 2012 von 1.205,93 € enthalten.

AuBerordentliche Aufwendungen

Die auBerordentlichen Aufwendungen beinhalten periodenfremde Aufwendungen in Hoéhe
von 3.903,52 €. ‘

Darin sind im Wesentlichen enthalten:

- 125,10 € Fahrtkosten und Kiinstlersozialabgabe aus 2012

- 2.463,15 € Nachzahlungen Abwasser 2009 bis 2012, Gewéasserumlage 2011 bis 2012

- 715,72 € Gebuhren fur Jahressteuererkldrung 2010 bis 2012

- 599,55 € Gebuhren Prifung Jahresabschluss 2012
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D. Sonstige Angaben

Unternehmensorgane

Heimleiterin:
Annemarie Reinfeld

Heimausschuss

Vorsitzender: Herr Alexander Frolow
Herr Michael Buchheim
Frau Corinna Schrader
Herr Ridiger Buchheim
Herr Dr. Michael DeiR3ner
Frau Renate Schmidt
Frau Martina Mette
Herr Wolfgang Siewert
Frau Annette Werndl
Frau Christina Buchheim
Herr Jirgen Gewinner

Kothen (Anhalt), den 14. August 2014

.Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark®

Reinfeld
Heimleiterin





“Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark", Kéthen (Anhalt)

- Eigenbetrieb der Stadt Kéthen -

Anlagennachweis gemaR § 4 Absatz 1 Nr. 3 PBV

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermdgens ergeben sich aus folgender Aufstellung:

IMMATERIELLE VERMOGENSGEGENSTANDE
EDV-Programme :

. SACHANLAGEN

1.1. Grundsticke und grundsticksgleiche Rechte
mit Betriebsbauten einschlieBlich der
Betriebsbauten auf fremden Grundstiicken
1.2. darunter: Betriebsbauten und Aufenanlagen
2.1. Technische Anlagen
2.2. darunter: in Betriebsbauten und Auenanlagen
3.1. Einrichtungen und Ausstattungen ohne Fahrzeuge
3.2. darunter: in Betriebsbauten, AuBenanlagen,
GWG's und Festwerte in Betriebsbauten
4. Fahrzeuge )

darunter: Summe der Positionen 1.2., 2.2. und 3.2!

Anlage 1 zum Anhang

ENTWICKLUNG DER ANSCHAFFUNGSWERTE ENTWICKLUNG DER ABSCHREIBUNGEN RESTBUCHWERTE
Abschrei-
bungendes Entnahme Stand Stand
Anfangs- Anfangs- Geschafts- fur am am
bestand Berichtigung Zugang Abgang Endstand bestand jahres Abgange  Umbuchung Endstand 31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
23.466,41 0,00 0,00 23.466,41 23.454,88 0,00 23.454,88 11,63 11,53
6.184.362,05 0,00 0,00 6.184.362,05 1.500.565,21  130.785,00 0,00 1.631.350,21 4.553.011,84  4.683.796,84
6.184.362,05 0,00 0,00 6.184.362,05 1.500.565,21 130.785,00 0,00 0,00 1.631.350,21 4.553.011,84 4.683.796,84
-174.896,41 0,00 0,00 174.896,41 97.550,41 12.010,00 0,00 - 109.560,41 65.336,00 77.346,00
174.896,41 0,00 0,00 174.896,41 ° 97.550,41 12.010,00 0,00 109.560,41 65.336,00 77.346,00
840.114,62 18.933,07 0,00 859.047,69 758.872,60 24.758,07 0,00 783.630,67 75.417,02 81.242,02
840.114,62 © 18.933,07 0,00 859.047,69 758.872,60 27.640,21 0,00 786.512,81 72.534,88 81.242,02
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
7.199.373,08 0,00 18.933,07 0,00 7.218.306,15 2.356.988,22  167.553,07 0,00 0,00 2.524.541,29 4.693.764,86  4.842.384,86
7.222.839,49 0,00 18.933,07 0,00 7.241.772,56 2.380.443,10 = 167.553,07 0,00 0,00 2.547.996,17 4.693.776,39  4.842.396,39
7.199.373,08 0,00 18.933,07 0,00 7.218.306,15 2.356.988,22  170.435,21 0,00 0,00 2.527.42343 4.690.882,72  4.842.384,86






"Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark", Kéthen (Anhalt)

Nachweis der Férderung nach Landesrecht (Férdernachweis)

- Eigenbetrieb der Stadt Kéthen -

Foérdernachweis gemaR § 4 Absatz 1 Nr. 3 PBV

Die Zusammensetzung und Entwicklung des mit éffentlichen Fordermitteln finanzierten Anlagevermégens ergeben sich aus folgender Aufstellung:

SACHANLAGEN
1.1. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte
mit Betriebsbauten einschlieBlich der
Betriebsbauten auf fremden Grundstiicken -
1.2. darunter: Betriebsbauten und AufRenanlagen
2.1. Technische Anlagen .
2.2. darunter: in Betriebsbauten und AuBenanlagen
3.1. Einrichtungen und Ausstattungen ohne Fahrzeuge
3.2. darunter: in Betriebsbauten und AuRenanlagen
GWG's und Festwerte in Betriebsbauten

darunter.: Summe der Positionen 1.2., 2.2. und 3.2,

ENTWICKLUNG DER GEFORDERTEN

ENTWICKLUNG DER GEFORDERTEN

Anlage 2 zum Anhang

ANSCHAFFUNGSWERTE ABSCHREIBUNGEN RESTBUCHWERTE
Abschrei-
bungen des = Entnahme Stand Stand
Anfangs- Anfangs- Geschafts- fur am am
bestand Zugang Abgang Endstand bestand jahres Abgéange Endstand 31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
5.635.348,13 5.635.348,13 1.406.382,80 124.684,51 1.531.067,31 4.104.280,82  4.228.965,33
5.635.348,13 0,00 0,00 :5.635.348,13 1.406.382,80 124.684,51 0,00 1.531.067,31 4.104.280,82  4.228.965,33
71.735,35 0,00 71.735,35 67.055,70 4.679,65 0,00 71.735,35 0,00 4.679,65
71.735,35 0,00 0,00 71.735,35 67.055,70 4.679,65 0,00 . 71.735,35 0,00 4.679,65
590.399,58 590.399,58 590.399,58 0,00 590.399,58 0,00 0,00
590.399,58 0,00 © 0,00 590.399,58 590.399,58 0,00 0,00 590.399,58 0,00 0,00
6.297.483,06 0,00 0,00  6.297.483,06 2.063.838,08  129.364,16 0,00 2.193.202,24 4.104.280,82  4.233.644,98
6.297.483,06 0,00 0,00 6.297.483,06 2.063.838,08 129.364,16 0,00 2.193.202,24 4.104.280,82  4.233.644,98
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Lagebericht zum Jahresabschluss 2013
wStiadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® Kothen

A. Darstellung des Geschiiftsverlaufs

Das ,,Stidtische Pflegeheim Am Lutzepark™ verfiigte im Geschéftsjahr 2013 iiber insgesamt
80 anerkannte Pflegeplitze. Die durchschnittliche Kapazititsauslastung betrug 99,40 %, sie
hat sich gegeniiber dem Vorjahr nur geringfiigig gesenkt.

Ubersicht Belegung: Auslastungsgrad in Prozent - einschlieflich der Krankenhaustage

Zeitraum: Januar - Juni 2013

BeWohnerafnzahj
Auslastungsgrad | 99,35%

Zeitraum: Juli - Dezember 2013 gesamt

Das Durchschnittsalter der Bewohner betrug am Stichtag 31.12.2013 84.44 Jahre.
Zum Stichtag 31.12.2013 wohnten 69 Frauen und 12 Méinner in der Einrichtung.

Gesamtzugénge 2013 33 Bewohner
Ausziige/Sterbefille 28 Bewohner

Pflegestufe o L Zuginge | . .. Sterbefdlle .

Pflegestufe 1 18 3

Pflegestufe 11 15 15

Pflegestufe 111 0 10

Pflegestufe III Hartefdlle 0

Gesamt: 33 28
Bewohner zwischen 100 und dariiber 1
Bewohner zwischen 90 99 22
Bewohner zwischen 80 89 41
Bewohner zwischen 70 79 12
Bewohner zwischen 60 69 3
Bewohner zwischen 50 59 2
Gesamt 81

Die ilteste Bewohnerin ist 101 Jahre alt.
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Pflegestufe Bewohner alt | Bewohner neu | Bewohner neu | Bewohner | Bewohner
Anzahl Anzahl
Anzahl Pflegestufe I Pflegestufe lll | verblieben | abgelehnt
Pflegestufe | 12 7 1 4 4
Pflegestufe Il 13 6 4 4
Gesamt: 25 7 7 11 11

Pflegestufen jahresdurchschnittlich: 2013

Seite 2

Wohnbereich1 | 570 | 1635 | 45 | 000 | 2661
Wohnbereich2 | 88 | 1552 | 193 | 000 | 2630
Wohnbereich3 | 936 | 12,06 506 | 000 | 2648
Summe T 2391 | 4393 | 1155 | 000 79,39

Vertelungin% | 30,12% | 5533% | 14,55% | 000% _ 100,00%
FreleBetten | 061 [

Auslastung  9923% |

Anzahl der Bewohner mit eingeschrankter Alitagskompetenz o B0

Fehlende Erlose durch Kiirzung bei Krankenhausaufenthalt der Bewohner -5.312,09 €

Vergleich zu 2012

Pflegestufen jahresdurchschnittlich: 2012

Wohnbereich1 | 38 | 1704 | 533 | 000 | 2618

Wohnbereich 2 | 823 | 1500 | 345 | 000 | 2667

Wohnbereich3 | 1047 | 1206 | 423 | 000 | 2675
Summe [ 2250 | 4410 | 1300 | 0 | 7961

Verteilingin% | 2827% | 5540% | 16,33% | 000% [100,00%
Freie Betten ix s il 2090

Fehlende Erlose durch Kiirzung bei Krankenhausaufenthalt der Bewohner -10.063.45 €
(abzuglich der Bewohner, die sich jahresdurchschnittlich im Krankenhaus befinden)
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Das Geschiftsjahr 2013 wird mit einem Uberschuss von 40.807,39 € abgeschlossen. Der Jah-
resiiberschuss wird in zweckgebundene Riicklagen fiir Investitionen entsprechend dem be-
schlossenen Investitionsplan und in Betriebsmittelriicklagen fiir periodisch wiederkehrende
Aufwendungen eingestellt. Damit wird den Vorschriften der Abgabenordnung entsprochen.
Die Verwendung des Jahresergebnisses 2013 erfolgt vorbehaltlich eines entsprechenden Be-
schlusses durch das zustédndige Organ.

Die Pflegesitze fiir allgeméine Pflegeleistungen, Unterkunft und Verpflegung waren fiir den
Zeitraum 01.05.2013 bis 31.04.2014 festgeschrieben.

Vereinbarte Pflegesiitze ab 01.05.2013 bis 30.04.2014

Pflegestufe I 46,42 €
Pflegestufe II 58,70 €
Pflegestufe 111 68,56 €
Unterkunft 10,07 €
Verpflegung 6,71 €
Personalbemessung:

Pflegestufe 1 1:3,68
Pflegestufe 11 1:2,68
Pflegestufe 111 1: 2,20

Der Investitionskostensatz betrug bis 28.02.2014 4,37 € je Pflegetag. Fiir die Berechnung
der Investitionskostenumlage wurde eine Auslastung von 99 Prozent zugrunde gelegt.

Die prozentuale Auslastung der Einrichtung zur Berechnung der Heimentgelte und der Inves-
titionskosten ist weder im SGB XI noch im Rahmenvertrag festgeschrieben. Die Kostentréager
konnen die Auslastung demnach nach eigenem Ermessen festlegen. Bei den Investitionskos-
ten ist diese Vorgehensweise ja noch einigermaflen iiberschaubar; bei der Berechnung der
Heimentgelte sieht es schon etwas anders aus.

Hier planen die Einrichtungen schon mit einer kleinen Gewinnspanne, und wenn diese dann
immer mehr zusammenschrumpft, weil die Auslastung immer héher angesetzt wird, dann
bleibt den Einrichtungen nicht mehr viel Spielraum, um auf unerwartete Ausgaben zu reagie-
ren und Riicklagen zu bilden.

Die in 2013 durchgefiihrten Investitionen wurden ausschlieflich aus Eigenmitteln finanziert.

Die Investitionssumme belduft sich auf 18.933,07 €. Es entfallen auf:

EUR
Technische Ausstattung in Betriebsbauten 0
Einrichtungen und Ausstattungen ohne Fahrzeuge 2.447,98
Einrichtung med./pfleger. Bereich 7.807,24
Einrichtung im Wirtschaftsbereich 0
Einrichtung im Verwaltungsbereich 0
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Geringwertige Anlagegiiter und GWG-Sammelposten 8.677.,85

Gesamt: 18.933,07

Es wurden zum Beispiel angeschafft:

2 Fernsehgerite
14 Armlehn- Stapelstiihle
1 Aufstehhilfe
1 Geschirrspiiler
2 Einbau-Herde

Im Jahr 2013 wurden planméBige Abschreibungen in Hohe von 167.553,07 € vorgenommen.
Davon entfielen auf:

Gebidude, Auflenanlagen : : 130.785,00 €

e
e Immaterielle Vermogensgegenstinde 0,00 €
e Technische Anlagen 12.010,00 €
e Einrichtungen und Ausstattungen  ohne Fahrzeuge 24.758,07 €

Zum Ende des Wirtschaftsjahres 2013 gab es keine offenen Prozesse.

In 2013 fanden insgesamt 3 Heimausschusssitzungen statt.

B. Personal- und Sozialbereich

Der im Jahresdurchschnitt 2013 vorhandene Personalbestand, cinschlieBlich geringfiigig Be-
schiftigter und Mitarbeiterinnen im Freiwilligen Sozialen Jahr, betrug 41,12 Vollzeitkrifte
(Vorjahr: 42,14 Vollzeitkrifte). Das sind 1,02 VZK weniger als im Vorjahr.

Der Personalaufwand betriigt 1.725.555,54€. Die Entvwcklung gegeniiber dem Vorjahr zeigt
nachfolgende Ubersicht:

2013 2012 Veridnderung
%
Lohne und Gehalter 141575303 | 1.379.683.20 | 36.096.83 2.66
Sozialausgaben 30080251 | 31023741 |- 434,90 9.16
Gesamtausgaben/ Verdnde- | | 2ns 55554 | 1.689.920,61 | 3563493 | 2,16
rungen

Die Ubersicht zeigt: die Personalaufwendungen fiir 2013 betrugen 1.725.555, 54 €. Es wurden
35.634,93 € mehr als im Vorjahr ausgegeben.

Die Mitarbeiter werden nach dem Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes (TV3D) vergiitet.
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Tarifrunde 2012/2013

Ausgangspunkt der Tarifrunde 2012/2013 waren die Forderungen der Gewerkschaften nach
Gehaltssteigerungen von 6,5 v. H., mindestens aber 200 Euro, bei einer Laufzeit von 12 Mo-
naten. Die Tarifeinigung hat eine Mindestlaufzeit von 24 Monaten bis zum 28. Februar 2014.
Im Ergebnis wurde eine lineare Steigerung in drei Stufen mit einem Gesamtvolumen von 6,3
v. H. iiber eine Laufzeit von 24 Monaten vereinbart.

Die Tabellenentgelte (einschlieBlich der Betrdge aus einer individuellen Zwischenstufe und
einer individuellen Endstufe sowie der Tabellenwerte fiir die Entgeltgruppe 2 U) wurden

ab 01. Mérz 2012 um 3,5 Prozent
ab 01. Januar 2013 um 1,4 Prozent und
ab 01. August 2013 um weitere 1,4 Prozent erhoht.

Im Jahr 2013 fanden 39 interne Weiterbildungsveranstaltungen fiir alle Mitarbeiter des Hau-
ses statt, davon 19 fiir Mitarbeiter der Hauswirtschaft und Kiiche sowie 20 fiir Mitarbeiter der
Pflege und Ergotherapie.

Die durchschnittliche Beteiligung der Mitarbeiter der Pflege- und Ergotherapie lag bei insge-
samt 17 Mitarbeiter pro Veranstaltung, in der Hauswirtschaft bei 4,6 Mitarbeiter pro Veran-
staltung.

An 18 externen Weiterbildungsveranstaltungen nahmen insgesamt 48 Mitarbeiter teil. Das
sind 2,6 Mitarbeiter pro Veranstaltung.

C. Qualititssicherung

Ein engagiertes und qualifiziertes Team von Pflege- und Betreuungskréften sowie hauswirt-
schaftlich ausgebildeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die Aufgabe, die Bewohne-
rinnen und Bewohner unseres Hauses rund um die Uhr darin zu unterstiitzen, ein selbstbe-
stimmtes Leben bei uns zu fiihren, ihre Selbstéindigkeit zu erhalten oder wieder herzustellen
und auf hohem Niveau zu halten. Ihre Arbeit basiert auf einem professionellen Pflegekonzept.
Die Pflege umfasst neben der Grund- und Behandlungspflege auch die soziale Betreuung. Ein
breit gefiichertes Betreuungsprogramm bereichert den Alltag und fordert das Gemeinschafts-
leben. Mobilititsfordernde Angebote runden das Leistungsspektrum ab.

Zur Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen an die Qualitit und zur Erfiillung unserer un-
ternehmensinternen Qualititsziele haben wir in unserem Qualitétshandbuch das Qualitétsma-
nagementsystem nach §113 SGB XI beschrieben. Die Einhaltung und Wirksamkeit des Sys-
tems wird permanent und planméaBig iiberpriift. Unsere Qualititsbeauftragten und Qualitéts-
zirkel sind um eine stindige Weiterentwicklung unseres Leistungsangebotes bemiiht.

Ein wichtiger Teil der Qualititssicherung und stetigen Verbesserung unserer Dienstleistungen
ist das Beschwerdemanagement.

Unsere Mitarbeiter werden regelmiBig und umfassend durch geeignete und zielgerichtete
Fort- und Weiterbildungen geschult, so dass eine angemessene Qualitit der Betreuung ein-
schlieBlich der Pflege- und Betreuung nach dem allgemein anerkannten Stand der medizi-
nisch-pflegerischen Erkenntnisse gewahrleistet ist.
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Durchgefiihrte Qualitétspriifungen/ Bereich Pflege und Hauswirtschaft Anzahl

Erndhrung und Fliissigkeitsversorgung 10
Umgang mit Pflegehilfsmitteln 1
Umgang mit Betdubungsmitteln 3
Riickgabe von Medikamenten 3
Dokumentationsvisite ' ’ 2
Beschwerdemanagement 12
Prozessbegleitung pflegerische Hilfskrifte : 16
Pflegevisiten 30
Charta der Menschenrechte 7
Vermeidung gastrointestinaler Infektionen 1
Uberpriifung Notfallmanagement 11
Gesundheitsforderung 1
Visite Verpflegung 1
Angehorigenbefragung 1
Einarbeitung neuer Mitarbeiter 1
Uberpriifung Wohnumfeldgestaltung und Brandschutz 2
Funktionskontrolle Brand und Brandschutztiiren 10
Uberpriifung Schidlingsbekdmpfung 4
Qualititspriifung Reinigungsleistung 4

30.04.2013
02.05.2013
07.08.2013
28.08.2013
24.07.2013
24.07.2013
06.11.2013
05.12.2013
18.09.2013

Lebensmitteliberwachung

Prufung Feuerléscher

Lebensmitteliberwachung

Uberwachung Trinkwasser

Qualitatsprifung durch den MDK

Prifung Brandmeldeanlage TUV Rheinland

Prufung Aufzugsanlage

Prufung Notbeleuchtung

Qualitatsprufung Prifung der Heimaufsicht nach dem Wohn- und Teilha-
begesetz des Landes Sachsen- Anhalt (WTG LSA)

Weitere Prufungen:

Prifung der Medikamente durch die Apotheken
Begehung durch Brandschutzbeauftragten

Im Ergebnis der Prifungen wurden keine bzw. geringfugige Méangel festgestellit.

Der Qualitatszirkel der Einrichtung kam regelméaRig 1 Mal im Monat zusammen, um
sich mit Standards, evtl. Qualitatsméngeln, Risikomanagement, Beschwerdema-
nagement, Mitarbeiter- und Bewohnerbefragung zu befassen.
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Weiterhin werden regelméRig Dienstbesprechungen, Teamberatungen, Fallbespre-
chungen und Hygienevisiten durchgefihrt. Im Rahmen des vorbeugenden Brand-
schutzes wurde 1 Begehung vom Brandschutzbeauftragten durchgefiihrt und die
Mitarbeiter regelmaRig belehrt. Damit die Bewohner auch wissen, wie sie sich im
Brandfall zu verhalten haben, wurden auch sie belehrt und ihnen gezeigt, wo weiche
Stellplatze sind. ' '

Die Prifung der Einrichtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen er-
folgte am 24.07.2013. Die Qualitat der Leistungen der Einrichtung wurde mit der No-
te 1,0 bewertet.

orglng

“sehr gut  sehrgut séhrgui : ‘s‘e’hftg"u‘t :

1,0
sehr gut

Die sehr gute Bewertung unserer Einrichtung durch den MDK steht fur die Qualitat
von Pflege und medizinischer Versorgung, sozialer Betreuung und hauswirtschaftli-
cher Leistung unserer hochmotivierten und engagierten Mitarbeiter.

In den Bereichen, wo der MDK Verbesserungspotenziale erkannt hatte, wurde sofort
reagiert und die Empfehlungen und Hinweise umgesetzt.

Der Landesdurchschnitt aller gepriften Einrichtungen liegt bisher bei 1,1. Das ist fur
unser Bundesland Sachsen-Anhalt ein ausgezeichnetes Ergebnis.

Ausblick
Qualitatspriifungen haben einen neuen Rahmen

Seit dem 01. Februar 2014 gelten die neuen Qualitats-Prufungsrichtlinien. Aufgrund
der geanderten Pflege- und Transparenzvereinbarung wurden sie Uberarbeitet und
vom Bundesministerium fir Gesundheit genehmigt. Somit liegt eine verbindliche
Handlungsleitlinie fur die MDK'- Prufer vor. Die neue Version wurde abgespeckt.

Bei den Priffragen wurde deutlich gekirzt, wenn auch noch nicht ausreichend aus
der Sicht des bpaZ.

! MDK Medizinischer Dienst der Krankenkassen

? bpa Bundesverband privater Anbieter
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Anzahl der Prifkriterien im Vergleich:

QPR® 2009 QPR 2014
Anzahl Prifkriterien ohne Unter- 135 112
punkte - ohne Bewohnerfragen-
Anzahl Prifkriterien mit Unterpunk- 295 181
ten - ohne Bewohnerbefragungen-
PTVS “2008 PTVS 2013
Prufkriterien ohne Be- | Prifkriterien ohne Be-
wohnerbefragungen wohnerbefragungen
64 59

Die Prufkriterien ohne Unterpunkte wurden um 23 Kriterien reduziert, die Prifkriterien
mit Unterpunkten um 114.

Fur die Pflegeeinrichtung ist besonders wichtig, die Auseinandersetzung mit der
“Prufanleitung zum Erhebungsbogen zur Prifung der Qualitat, da sich hier die Defi-
nition der mit der jeweiligen Priffrage verbundenen Anforderung befindet. Die neue
QPR folgt damit der vorhergehenden und konzentriert sich auf die Beurteilung von
Kriterien der Struktur- und Prozessqualitat. Gemessen wird damit auch kiinftig, wie
intensiv sich die Einrichtungen mit den Rahmenbedingungen und den Ablaufen der
Versorgung, Betreuung und Pflege beschaftigt haben.

Die Mitarbeiter der Pflege sollen die Qualitat der Pflegeleistungen als zentrale Frage
verstehen und sich bewusst auf die Prifungen vorbereiten.

Es wird sehr viel deutlicher um die fachliche Darlegung durch die an der Versorgung
beteiligten Fachkréfte der Pflegeeinrichtung gehen und nicht wie bisher um die Dis-
kussion um angeblich notwendige, fehlende, tberflissige Kreuzchen und Hékchen in
der Pflegedokumentation.

Die Pflegefachkrafte miissen also gegentber den Priifern ihre Handlungen auch er-
klaren und begrinden kénnen. Dies wird schon eine Herausforderung werden.

Nicht durchsetzen konnte sich die Forderung nach einer kurzfristigen Ankiindigung
der Prifung. Es ist schon eine erhebliche Belastung fir die pflegebedurftigen Be-
wohner als auch fir die Mitarbeiter und Leitungskrafte der Pflegeeinrichtungen, wenn
ohne jede Ankiindigung neben der selbstverstandlichen Versorgung, Pflege und Be-
treuung zusétzlich die organisatorische und fachliche Begleitung der Prifer fur 1-2

* QPR Qualitits-Priifungsrichtlinien

4 PTVs Pflege-Qualitits-Vereinbarung fiir stationére Einrichtungen
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Tage sichergestellt werden muss, ohne dass hierfur zusatzliche Ressourcen zur Ver-
fligung stehen. :

Pflegesitze

Im Ergebnis der Pflegesatzverhandlung 2014 konnte festgestellt werden, dass die
Ergebnisse der Tarifverhandlungen bei den Personalkosten beriicksichtigt werden.
Da die Pflegesatzverhandlungen jedoch nicht zeitgleich mit den Tarifverhandlungen
daher gehen, ist es weiterhin wichtig, die zukinftigen Pflegesatzverhandlungen 1-2
Monate zur Jahresmitte zu verschieben.

Vereinbarte Pflegesatze ab 01.05.2014 bis 30.04.2015 ohne Investitionskosten

Pflegestufe 1 47,99 €
Pflegestufe 11 60,48 €
Pflegestufe 111 70,56 €
Unterkunft 10,52 €
Verpflegung 7,01 €
Personalbemessung:

Pflegestufe 1 1: 3,67
Pflegestufe II 1:2,68
Pflegestufe 111 1:2,20

Die Erhohung des Pflegesatzes betrégt:

70,57 € monatlich
76,96 € monatlich
83,65 € monatlich

Pflegestufe 1
Pflegestufe 1I
Pflegestufe  III =

monatl. Heimentgelt Anteil
Pflegestufe gesamt 75% Pflegekasse Heimbewohner
Stufe I 1.993,12 EUR 1.494,84 EUR 1.023,00 EUR 970.12 EUR
Stufe 11 2.373,06 EUR 1.779,79 EUR 1.279,00 EUR 1.094,06 EUR
Stufe I1I 2.679,70 EUR 2.009,77 EUR 1.550,00 EUR 1.129.70 EUR

Der Investitionskostensatz betrug bis zum 28.02.2014 4,37 € je Pflegetag, der den
Heimbewohnern auch noch bis zum 28.02.2014 berechnet wurde. Am 29.04.2014
wurde der Einrichtung rickwirkend fiir den Zeitraum 01.03.2014 bis 28.02.2015 ein
Investitionskostensatz von 3,88 € genehmigt. Fur die Berechnung der Investitions-
kosten wurde eine Auslastung von 99 Prozent zugrunde gelegt.

Die Senkung betragt pro Pflegetag 0,49 € und ist im wesentlichen durch den Wegfall
von Abschreibungen im Anlagevermdégen bedingt.
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Darstellung der Lage

Vermogenslage

Aktiva

Immaterielle Vermogensgegenstiande
Sachanlagen

Anlagevermogen

Langfristige sonstige Vermogensgegenst.
Langfristig gebundenes Vermogen

Vorrite

Forderungen aus Lieferungen u. Leistung.

Sonstige Vermdgensgegenstinde
Flussige Mittel
Rechnungsabgrenzungsposten

Umlaufvermogen
Vermogen

Passiva
Kapitalriicklagen

verwendete zweckgebundene Riicklagen

Betriebsmittelriicklagen
Eigenkapital

Sonderposten aus Zuschiissen u. Zuweis.
zur Finanzierung des Sachanlagevermdgens

Eigenkapital und Sonderposten
Langfristiges Fremdkapital

Langfristiges Fremdkapital

Riickstellungen

Verbindlichkeiten aus Lieferungen u.

Leistg.

Sonstige Verbindlichkeiten
Rechnungsabgrenzungsposten
Kurzfristiges Kapital

Kapital

(gerundet auf volle Hundert)

Anlage 4
Seite 10
31.12.2013 31.12.2012 Veridnderung
Euro % Euro % Euro
0 _ 0
4.693.800 88,8  4.842.400 90,2 -148.600
4.693.800 88,8  4.842.400 90,2 -148.600
0 0.0 0 0,0 0
4.693.800 88,8 4.842.400 90,2 -148.600
11.600 0,2 9.900 0,2 1.700
98.900 1,9 105.900 2.0 -7.000
5.500 0,1 2.100 0,0 3.400
471.000 8,9 398.900 7,4 72.100
6.600 0,1 10.500 0,2 -3.900
593.600 11,2 527.300 9,8 66.300
5.287.400 100,0 5.369.700 100,0 -82.300
951.700 18,0 951.700 17,7 0
52.200 1,0 52.200 1,0 0
78.400 1,5 37.600 0,7 40.800
1.082.300 20,5 1.041.500 19,4 40.800
0,0 0,0

4.104.300 77,6  4.233.600 78.8 -129.300
5.186.600 98,1 5.275.100 98.2 -88.500
0 0,0 0 0,0 0
5.186.600 98,1 5.275.100 98.2 -88.500
65.800 1,2 52.100 1,0 13.700
30.200 0,6 35.000 0,7 -4.800
3.500 0,1 7.300 0,1 -3.800
1.300 0,0 200 0,0 1.100
100.800 1,9 94.600 1.8 6.200
5.287.400 100,0 5.369.700 100,0 -82.300

Das langfristig gebundene Vermdogen verringerte sich um 148.600 € im Bereich des Anlage-
vermogens. Das Anlagevermdgen verringerte sich um 148.600 € durch den Uberhang der Ab-
schreibungen von 167.826 € iiber die Investitionen von 18.800 €. Die Investitionen betreffen
Einrichtung und Ausstattung ohne Fahrzeuge in hohe von 2.400 €, den medizinisch pflegeri-
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schen Bereich in Hohe von 7.800 € und die geringwertigen Anlagegiiter in Hohe von 8.700 €.
Das Umlaufvermégen erhohte sich dagegen um 66.300 € durch die Zunahme der fliissigen
Mittel 72.100 € und Erhohung der Vorrdte um 1.700 €, der Reduzierung aus Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen um -7.000 €, der Erh6hung der sonstigen Vermdgensgegenstinde
um 3.400 € und der Reduzierung der Rechnungsabgrenzungsposten um -3.900 €.

Das langfristige Kapital verringerte sich um 88.500 € durch die Reduzierung des Sonderpos-
tens aus Zuschiissen und Zuweisungen zur Finanzierung des Sachanlagevermégens um
129.300 €, dem der Jahrestiberschuss von 40.807 € entgegenwirkte. Das kurzfristige Kapital
erhohte sich um 6.200 €, die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen reduzierten
sich um —4.800 € und die sonstigen Verbindlichkeiten um -3.800 €

Die Intensitdt des langfristig gebundenen Vermogens betragt 88.8% (Vorjahr 90,2%); die
Umlaufintensitét hat sich von 9,8% auf 11,4% des Vermodgens am 31.12.2013 erhoht. Die Ei-
genkapitalquote betrigt 98,1% (Vorjahr 98,2%), die Fremdkapitalquote 1,9% (Vorjahr 1,8%)
des Kapitals am 31.12.2013.

Die sich nicht aus der Bilanz zum 31.12.2013 ergebenden Zahlungsverpflichtungen aus lang-
fristigen Miet-und Leasingvertrigen belaufen sich zum 31.12.2013 auf rund 10.900 €.

Entwicklung ausgewihlter Bilanzpositionen
a. Eigenkapital
|3l 12.2013; ;3L 12.2012§ ‘Verinderung !
o _ ) ____Euro ‘ Euro : Euro
Kapitalriicklagen | o osi700 0 ost700 o 0l
Zweckentsprechend verwendete Riicklagen 52200‘ o 52200 : 0
Betriebsmittelriicklagen 78.400: 37.600 i 40.800!
__1.082.300 _ 1.041.500 40.800
Das Eigenkapital erhohte sich in Hohe des Jahresiiberschusses 2013 I i
b Riickstellungen R R B,
Standam Inan-  |Auflosung Ein- | Standam |
. 01.01.2013:spruchn. istellungené 31.12.2013
___Euro Euro  Euro ‘Euro Euro
Varible Lohnbestandteile 6.600°  6.600' 0 6.500! 6.500!
Priifungsgebiihren ' 11.600 11.60(); - 0 6.000E 6.000
Energiekostennachzahlungen 0: 0: 0 0 0
Urlaubsverpflichtungen 66000 6600 0 7400 7400
Mehrstundenvergiitung 2300 2.300' 0 16200 16200
Interne Jahresabschlusskosten . 3.500  3.500 0. 3700 3700
Abwesenheit durch Krankenhausaufenthalte - 300° O 0 0 300!
Leistungsentgelt gemiB TV6D 212000 21.200° 0 25.700' 25.700.
| 52100 51.800( 0] 65500 65800

Zur Sicherung der Finanzlage erfolgt durch die Heimleitung monatlich eine Auswertung der
Auslastung sowie ein Plan-Ist-Vergleich im rahmen des Risikomanagements.

b
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Finanzlage R
31.12.2013 ‘ 31.12.2012 Verénderung
Euro % Euro % Euro
Liquididiit (kurzfristiger Bereich)
;}Orrate e . | - 11600 S 2’4 a0 .2’3 o oo
Fordpmnga.n aus Llefgrunaen u. I_elatungt o § - 98. 9006 20,1 105.900, 245 -7.000
Sonsttge Vermdgensgegenstinde - o ‘45 300 1,1$ 2.100 05 3,40Q
Fliissige Mittel - 471.000 95,63”” ‘398.900% 92,2 72.100
Rechnungsabgrenzungsposten ( 6.600: 1,3; 10.5002 2,4§ -3.900
Vorhandene Mittel . 593600 1205  527.300 1219 66300
Kurzfiistiges Kapital " 100.800° 205 94.6000 219 6.200!
Liquididitsiiberschuss | 4928000 1000 432.7000  100,0 60.100
fapntalrucklage (mlttel-und langﬁ15 tlge r_Befe lch
Langfristig gebundens Vermégen | 4.693.800 100" 4.842.400, 1000 -148.600
Finanziert durch: R I RN R NS R
Eigenkapital ‘ - 5.186.600 110,5’ 5.275.100 108,9 -88.500
Kapitalanlagelberdeckung 492.800 10,5 432.700 8,9 60.100
]

Der Eioehbe'triebA weiBt zum 31 Dezember 2013 einen iiqiﬂditéitsﬁbéfschuss von 492.800 € auﬁdel sichim

Vergleich zum Vorjahr um 60.100 € erhoht hat. Die Liquiditit der Pflegeeinrichtung ist zum Dezember 2013 |
ausreichend, weil kurzfristige Verpflichtungen von 100.800 € durch vorhandens Kapital von 593.600 € gedeck
waren. Eine Kreditlinie besteht zum BllﬁnZS’[lCht’iU nicht. Das langﬁ lstlg gebundene Venmooen von 4.693.800 €§
jwar zum 31. Dezembel 2013 zu 1 lO 5 % (Vorjahr 108,9%) durch Eigenmittel cedeckt Z
D1e Kapltahlmgeubel ded\uno betr aOt gl dlesem Zeltpunl\t 497 800 €' | -
| ; |
Gegeniiber dem 1. Januar 2013 hat sich der Fmalmmttelbestand um 72.100 € auf471. QQE erhoht

Der MittelzufluB3 aus laufender Geschaﬁshtlokut behuﬁ sich i 1m Jahr ”013 auf92.000 €, der MlttelabﬂuB
aus Il‘lVCStIthl]Statlbl\eIt betrdgt 18.800 €. ' |

Fine Zusammenfassung zeigt foloende Dalstelluno R B o o ‘ » ,f

31.12.2013 _Veriinderung _

Euro Euro

Mittelzufluf aus laufender Geschafistatigkeit 90900 ' 106.300  -15400
Mittelabfluf aus Investitionstitigkeit | -18800. 25000 . 6200
MittelzufluB aus Finanzierungtitigkeit ’ 100% -100
e e | ma100 | 81400 | -9.300
Bestand an Mittel am 01.01. , 1 398.900! | 317.500 81.400

Bestand an Mittelam 31.12. L 471000, 3989000 1 72100
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| osLI2013 31122012 'Verinderung |
Ertragslage ' Euro % Ewo | % | Euro j
| | 2 |
Ertraoe aus aloememen Pﬂu gclemtunwn . ; E’ i ! »’A | i
gentib PllegeVG 162, 100i 70,1 1.590.900' 702 34200
Ertrige aus Unerkunft u. Verpflegung 489700, 21,10 489.500 216 200!
Ertrdge aus Zusatzleistungen und . ‘ A f / ‘ w ' 4}
Q’M‘l}ap’s’pg}jg\[;iysbthupg’e!l nach Pt]ég:j vG » 61.400? . 2,6 H 60.7(‘)02 2,7 70(’);3
Ertrdge aus gesondeﬂqBe/r«/:nc:hyhunguypﬁrl‘ . ‘ E » . ’ - ! » : '
Investitionskosten A 1204000 520 863000 38 34.100,
ESOnmgc betnebluhe Eﬂmge v i 20,400§ 0,9i 38,700? ‘ 17 ' -18300*
R 2317000 1000] 22661007 1000 50900
Personalaufw*md -l 725, 600,‘ -76,lj ‘-1.6894.9005 . -74,6§ \ ‘-35:7(’)915
Materialaufwand 4244000 -187.  -406.100.  -179.  -18.300
Auﬁvendunoen ﬁll‘ zcntrale Dnenstlel\tungen -6. 700E -0,3; ; -5 700 -0, 3E -10003
Steuern, Aboaben und Versicherungen -28,‘0_(.)('),“;4 - -/1,,2? B -73 000 -1, 0f N -5000
Mieten, Pacht, Leasing_ C-10.900 0,5 -10.900! -05! 0!
. ;1400 31 1305000 S8 -9.100!
Ertréige aus der Auflosung der Sonderposten : 129. 400 ; 56 - 131 700 . "’8 2 300
\Abschreibungen L -16T. 800’ 2720 -170.300! 75 2,500
| Aufwendungen fiir Instandhaltung L I o *1
'und Instandsetzung % -62.200f -2,7§ -70.800: -3, 8.600!
Zwischenergebnis | 20.800 08 211000 09 |
Zinsertriige | 7.700 03! 8. 700@ 04 -1.000
Ergebnis der gewohnllchen ‘ 3 | » P | ) - %
Geschiifistitigkeit ) 500 L1 29-800? 130 -1.300]
AuBerordentliche Ertrige 0 00! 100! 00 -100!
AuBerordentliche Aufwendungen -3.900' -0,2% -10600 -0,51 67001
Weitere Ertrige 16300, 0,7 2.100. 0,1! 14.200!
Jahresiiberschub T 40500 16 21400 09 19500
aus Betuebsnnttehucldagen 162000 07! 32.400! 14] -16.200!
EmsteﬂungmGeWﬂn"“C“a"eIl S o R R B
{in Betriebsmittelriicklagen -57.100 -2,5! -53.800! -2,4; -3.300!
‘]%!!zﬂngewmnlBllanzverlust 0 0 0 0
[
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E. Risiko- und Prognosebericht
Erléssicherung im Pflegeheim

In der Pflegesatzverhandlung fiir den Zeitraum 01.05.2014 bis 30.04.2015 wurde eine Steige-
rung der Pflegesédtze um durchschnittlich 3,4% erreicht. Die zu diesem Zeitpunkt eingereich-
ten Personalkosten wurden bis auf 1.000 € vollstdndig anerkannt. Die Personalkosten enthiel-
ten eine Steigerung von 3,5 Prozent auf der Grundlage der Entgelttabelle vom August 2013.
Die Tarifverhandlung 2014/15 sieht eine Steigerung der Gehilter von 3,0 Prozent ab Mirz
2014 und weitere 2,4 Prozent ab Marz 2015 vor. Neue Tariftabellen liegen zum Zeitpunkt der
Berichterstattung noch nicht vor. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass das verhan-
delte Budget bei 97 prozentiger Auslastung und entsprechender Pflegestufen der Bewohner
ausreichend ist. In der Pflegesatzverhandlung im Mai 2015 miissen die restlichen 2,4 Prozent
verhandelt werden.

Auswirkungen der Pflegesatzverhandlung auf den Wirtschaftsplan 2014

Geplante Einnahmen It. Wirtschaftsplan 2014 - Auslastung 97 Prozent

Bewohner  Pflegetage Einnahmen/€
Gepl. Pflegesatzertrige: 80 28.326 2.118.667
Zusitzliche Betreuung: 61.200
Sonstige Einnahmen: 148.067,00
Investitionskostenumlage: 28.326 115.570
Gesamteinnahmen: 2.443.504
Gesamtaufwendungen: 2.426.258
Jahresgewinn/Jahresfehlbetrag: 17.246

Voraussichtliche Einnahmen Pflegesatzertriige nach Pflegesatzverhandlung 2014

Bewohner Pflegetage  Einnahmen
N

Gepl. Pflegesatzertrige: 80 28.326 2.138.978
Zusétzliche Betreuung: 61.200
Sonstige Einnahmen: 148.067
Investitionskostenumlage: 80 4.673 114.334
Gesamteinnahmen: 2.462.579
Gesamtaufwendungen: 2.446.633
Jahresgewinn/Jahresfehlbetrag: 15.946

Die, ,,Bundesregierung investiert Milliarden in die Pflegereform®.

Eine grundlegende Pflege-Reform ist noch Zukunftsmusik. Die radikale Umstellung des Sys-
tems von den bislang geltenden drei Pflegestufen auf finf Pflegegrade, welche eine deutlich
weiter gefasste Beurteilung der individuellen Pflegebediirftigkeit ermdglichen, peilt Gesund-
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heitsminister Hermann Gréhe fiir 2017 an. Allerdings kénnen die Betroffenen und ihre Ange-
horigen im ersten Schritt der Reform schon bald mit kurzfristigen Verbesserungen rechnen.
Der entsprechende Referentenentwurf befindet sich derzeit in der Ressortabstimmung.

Fiir die 2,5 Millionen Pflegebediirftigen werden ab 2015 die Sitze fiir die stationére und héus-
liche Pflege im Schnitt um 4 Prozent erhéht. Fiir Pflegebediirftige in Heimen erhéhen sich die
Satze in Stufe I auf 1.064 Euro (bislang 1.023), in Stufe II auf 1.330 Euro (1.279) und in Stufe
III auf 1.612 Euro (1.550), in besonderen Hértefdllen sind es 1.995 Euro statt wie bislang
1.918 Euro.

Zusatzleistungen soll es fiir alle Bewohner geben. Bislang stehen diese Leistungen in Hohe
von ca. 102 Euro monatlich nur Demenzkranken zu. Kiinftig sollen alle Bewohner diese Leis-
tungen in Anspruch nehmen kénnen.

Der Personalschliissel fiir die zusétzlichen Betreuungskréfte soll verbessert werden auf 1: 20,
derzeit 1:24. In unserer Einrichtung konnten somit 4 VZK fiir diesen Bereich vorgehalten
werden, was zu einer weiteren Verbesserung der Betreuung der Bewohner fiihren wiirde. Der-
zeit werden 2 VZK vorgehalten. Die zusitzlichen Betreuungskrifte und die Anhebung der
Sédtze wire schon ein Schritt in die richtige Richtung, um die Bewohner auch finanziell etwas
zu entlasten.

Der gesetzlich formulierte Grundsatz ,,ambulant vor stationér entspricht weder den tatséchli-
chen Notwendigkeiten, noch ist er lohnendes Ziel. Denn dahinter stecken rein finanzielle Mo-
tive. Die flichendeckende professionelle pflegerische Versorgung braucht ambulante und sta-
tiondre Einrichtungen. Die klassische Trennung der Bereiche ist im Alltag langst aufgehoben.
Auch die Hypothese, viele Pflegebediirftige in stationdren Einrichtungen kénnten genau so
gut ambulant versorgt werden, ist langst durch die Realitéit in den Einrichtungen widerlegt. In
der stationiren Pflege werden iiberwiegend schwere Fille versorgt, die fiir die ambulante Ver-
sorgung kaum in Frage kommen. Es miisste also eher heilen ,,ambulant mit stationér®.

Das Deutschland auf einen Pflegenotstand zusteuert, ist mittlerweile jedem klar. Seriosen
Prognosen zufolge wird es im Jahr 2030 3,4 Millionen Pflegebediirftige geben - rund eine
Million mehr als heute. Etwa 42 Prozent professionelle Pflegekréfte mehr als heute wéren
dann fiir die Versorgung nétig. In absoluten Zahlen sind das rund 370.000 zusitzliche Pflege-
krifte zu den 870.000 die heute in diesem Job arbeiten. Eine Antwort der Bundesregierung
darauf ist die Attraktivititssteigerung des Pflegeberufs. Ein Ansatzpunkt sieht sie in der neuen
Pflegeausbildung. Es muss allerdings noch mehr getan werden, wie die Verschlankung der
Pflegedokumentation, eine ordentliche Vergiitung aller Pflegekrifte. Die Ausbildung von
Pflegefachkriften muss dringend angeschoben werden usw.

Durch die Anerkennung der Tarifabschliisse ist unsere Einrichtung endlich wieder in der La-
ge, ordentliche Verhandlungsergebnisse bei Pflegesatzverhandlungen zu erreichen. Die An-
zahl unserer Pflegefachkrifte ist ausreichend und sollte die Rente mit 63 eingefiihrt werden,
ist auch hier kein Mangel an Fachpersonal zu befiirchten.

,,Stiadtisches Pflegeheim Am Lutzepark®, Kothen (Anhalt)

Reinfeld
Heimleiterin
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Bestidtigungsvermerk des Abschlusspriifers

Ich habe den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung
sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchfuhrung und den Lagebericht des Eigen-
betriebes ,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark” fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar
bis zum 31. Dezember 2013 gepruft. Die Buchfilhrung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen
in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Eigenbetriebes. Meine Aufgabe ist
es, auf der Grundlage der von mir durchgefuhrten Prifung eine Beurteilung tber den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfilhrung und Uber den Lagebericht ab-
zugeben.

Ich habe die Jahresabschlussprifung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundséatze ordnungsmaliger
Abschlusspriifung vorgenommen. Danach ist die Prifung so zu planen und durchzu-
fuhren, dass Unrichtigkeiten und VerstoRRe, die sich auf die Darstellung des durch den
Jahresabschluss und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermdégens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt
werden. Bei der Festlegung der Prifungshandlungen werden die Kenntnisse Gber die
Geschéaftstatigkeit und Uber das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetrie-
bes sowie die Erwartungen tiber mogliche Fehler beriicksichtigt. Im Rahmen der Pri-
fung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise fur die Angaben in Buchfuhrung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt Uberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prifung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsatze und der wesentlichen Ein-
schatzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wirdigung der Gesamtdarstellung
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass meine
Prufung eine hinreichend sichere Grundlage fir meine Beurteilung bildet.

Meine Prifung hat zu keinen Einwendungen gefihrt.
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Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundséatze ordnungsmaRiger Buchfuhrung ein den tatséchlichen Verhaltnis-
sen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetrie-
bes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Ri-
siken der kiinftigen Entwicklung zutreffend dar.

Dessau-Roflau, 14. August 2014

DLP Dernehl, Lamprecht & Partner mbB

Dipl.-Ok. Sylvia Hoffmann
Wirtschaftspriferin
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,Otadtisches Pflegeheim Am Lutzepark"

Rechtliche Verhaltnisse

Name:

Sitz:
Rechtsform:

Eigenbetriebssatzung:

Gegenstand des Eigenbetriebes:

Geschéftsjahr:

Anlage 6.1

Eigenbetrieb
.otadtisches Pflegeheim Am Lutzepark®

Kéthen (Anhalt)

Eigenbetrieb der Stadt Kéthen (Anhalt)

Die Eigenbetriebssatzung im Jahr 2013 datierte
vom 9. Oktober 2001.

Am 5. Marz 2014 wurde eine neue Eigenbe-
triebssatzung beschlossen. Sie trat mit Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt)
in Kraft.

Der Eigenbetrieb ,Stadtisches Pflegeheim Am
Lutzepark® wird als organisatorisch,
verwaltungsmafig und finanzwirtschaftlich geson-
dertes Unternehmen ohne eigene Rechts-
personlichkeit (Eigenbetrieb) nach den geltenden
Gesetzen und Verordnungen, insbesondere der
Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhailt,
den Bestimmungen des Gesetzes Uber
kommunale Eigenbetriebe im Land Sachsen-
Anhalt sowie den Bestimmungen dieser Satzung
gefuhrt. Der Eigenbetrieb ,Stadtisches Pflegeheim
Am Lutzepark® ist finanzwirtschaftlich als
Sondervermégen der Stadt Kéthen (Anhalt) zu
verwalten und nachzuweisen.

Gemal § 1 der Eigenbetriebssatzung ist Gegen-
stand des Eigenbetricbes die Pflege und
Betreuung alter Menschen in einer vollstationdren
Einrichtung im Sinne des § 71 Abs. 2
Sozialgesetzbuch (SGB), Elftes Buch (XI).

Kalenderjahr
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Stammkapital: € 0,00
Organe: Organe des Eigenbetriebes sind:

- Heimleiterin (Betriebsleitung)
- Heimausschuss (Betriebsausschuss)
- Stadtrat.

Heimleiterin: Frau Annemarie Reinfeld.
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Steuerliche Verhiltnisse

Finanzamt: Bitterfeld-Wolfen
Steuernummer: 116/145/00036
Allgemeines: Mit Freistellungsbescheid vom 20.01.2014 fur

die Kalenderjahre 2010 bis 2012 bescheinigte
das Finanzamt Bitterfeld-Wolfen, dass die
Einrichtung von der Kérperschaftsteuer nach
§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Kdrperschaftsteuergesetz
und von der Gewerbesteuer nach § 3 Nr. 6
Gewerbesteuergesetz befreit ist, weil sie
ausschliellich und unmittelbar gemeinnitzi-
gen Zwecken im Sinne §§ 51 ff. Abgaben-
ordnung dient.
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A. Erlauterungen zu den Positionen der Bilanz zum 31. Dezember 2013

AKTIVA

A. Anlagevermdgen € 4.693.776,39
(Vorjahr € 4.842.396,39)

l. Immaterielle Vermdgensgegenstande € 11,53
(Vorjahr € 11,53)

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und dhnliche Rechte
und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten € 11,53
(Vorjahr € 11,53)

Entwicklung:

€
Stand 01.01.2013 11,53
Abschreibungen ' 0,00

Stand 31.12.2013 11,53
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Il.  Sachanlagen € 4.693.764,86
(Vorjahr € 4.842.384,86)

Zusammensetzung und Entwicklung:

Stand Abschrei- Stand
01.01.2013 Zugange bungen 31.12.2013
€ € € €

1. Grundstiicke und

grundsticksgleiche Rechte mit

Betriebsbauten einschlieflich

der Betriebsbauten auf fremden

Grundstiicken 4.683.796,84 0,00 130.785,00 4.553.011,84
2. technische Anlagen 77.346,00 0,00 12.010,00 65.336,00

Einrichtungen und

Ausstattungen ohne Fahrzeuge . 81.242,02 18.933,07 24.758,07 75.417,02

4.842.384,86 18.933,07 167.553,07 4.693.764,86

Die Zugange betreffen:

€

Einrichtungen und Ausstattungen ohne Fahrzeuge
Sara-Lite Aufstehhilfe 2.787,22
Geschirrsplilmaschine 2.418,08
PC Intel Core i5-4570 Mini-Tower 1.316,74
PC Intel Core i5-3330 Mini-Tower 1.285,20
Fernsehgerat Samsung 1.223,99
Fernsehgerat Samsung 1.223,99
geringwertige Anlageguter Sammelposten 8.677,85

18.933,07

Die Abschreibung erfolgt gemafl der Abschreibungstabelle des Landes Sachsen-
Anhalt fur kommunale Einrichtungen Gber 3 bzw. 5 Jahre.

Geringwertige Vermdgensgegenstande (Anschaffungskosten unter € 1.000,00)
werden in einen Sammelposten eingestellt und Gber 5 Jahre abgeschrieben.
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B. Umlaufvermégen € 587.000,89
(Vorjahr € 516.743,49)

l. Vorréate € 11.658,63
(Vorjahr € 9.936,77)

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe € 11.658,63

(Vorjahr € 9.936,77)
31.12.2013 31.12.2012
€ €
Wirtschaftsbedarf 4.618,05 6.825,63
medizinischer, pflegerischer und
therapeutischer Sachbedarf 2.684,07 2.260,16
Lebensmittel 4.356,51 850,98
11.658,63 9.936,77

Die Vorrate wurden zum 31.12.2013 auf der Grundlage der schriftlichen Inventuran-
weisung korperlich aufgenommen und durch unterschriebene Aufnahmelisten

nachgewiesen.

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind unter Beachtung des Niederstwertprinzips mit
den Anschaffungskosten bewertet. Die Bestdande sind Uber die Ublichen
Eigentumsvorbehalte hinaus weder sicherungshalber Ubereignet noch in anderer

Weise belastet.

Il. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande € 104.376,77
(Vorjahr € 107.916,59)

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen € 98.886,78
(Vorjahr € 105.863,89)

- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr: € 0,00 (Vorjahr € 0,00)
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Zusammensetzung:
31.12.2013 31.12.2012
€ €
Pflegekassen 9.855,76 24.614,65
Selbstzahler 89.031,05 81.249,24
98.886,81 105.863,89

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind durch eine Saldenliste nach-
gewiesen.

Die Bewertung der Forderungen erfolgte zum Nennwert.
Zum Zeitpunkt der Prifung waren die Forderungen im Wesentlichen beglichen.
Ein Wertberichtigungsbedarf besteht nach Auskunft der Heimleitung nicht.

2. sonstige Vermogensgegenstinde € 5.489,99
(Vorjahr € 2.052,70)

- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr: € 1.800,00 (Vorjahr € 0,00)

Zusammensetzung:
31.12.2013 31.12.2012
€ €

REWE GroRhandelsgesellschaft mbH, Kéthen

Warenriickvergutung 1.563,22 1.388,54
diverse Lieferanten

Leergutpfand 646,77 264,78
Abwasserverband Kéthen

Guthaben aus Jahresendabrechnung 0,00 185,52
Mitarbeiter

Vorschuss Gehalt 400,00 0,00
Lehrgangskosten 2.880,00 0,00
Darlehen 0,00 150,00
Gehaltstuiberzahlungen 0,00 42,45
Bewohner des Altenpflegeheims

Verwahrgeldbestandsuberschreitung 0,00 21,41

5.489,99 2.052,70
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Ill.  Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten € 470.965,49

(Vorjahr € 398.890,13)

Zusammensetzung:
31.12.2013 31.12.2012
€ €
Kassenbestand
Hauptkasse 221,53 667,62
Portokasse 15,08 35,25
Verwahrgelder 1.509,21 1.5648,77
1.745,82 2.251,64
Guthaben bei Kreditinstituten
Kontokorrentguthaben:
Kreissparkasse Kéthen,
Konto-Nr. 302005382 201.888,87 135.954,42
Festgeldguthaben:
Kreissparkasse Kéthen,
Konto-Nr. 3230026402 111.933,24 108.290,47
Konto-Nr. 3222109094 155.025,78 152.023,12
Deutsche Kreditbank AG, Niederlassung
Halle (Saale)
Konto-Nr. 811729 371,78 370,48
267.330,80 260.684,07
469.219,67 396.638,49
470.965,49 398.890,13
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C. Rechnungsabgrenzungsposten € 6.614,88
(Vorjahr € 10.531,91)

Zusammensetzung:
31.12.2013 31.12.2012
€ €

Lehrgangskosten 2.880,00 487,50
Prufung ortsfeste Elektroanlagen 1.118,75 2.237,50
Beitrag Rechtsschutzversicherung 1.031,52 1.031,52
Werbung und Anzeigen 919,08 2.010,78
Prufung Feuerléscher 323,15 0,00
MPLC-Schirmlizenz 257,52 253,46
Zeitungsabonnement 48,90 46,50
Rundfunk- und Fernsehgebiihren 35,96 35,96
Sachversicherungen allgemein 0,00 4.428,69

6.614,88 10.531,91






DLP Dernehl, Lamprecht & Partner mbB steuerberater und Wirtschaftsprufer

,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® Anlage 8.7

PASSIVA

A. Eigenkapital € 1.082.335,75
(Vorjahr € 1.041.528,36)

. Kapitalriicklagen € 951.747,59
(Vorjahr € 951.747,59)

1. Gewinnrucklagen € 130.588,16
(Vorjahr € 89.780,77)

1. Verwendete zweckgebundene Ricklagen € 52.151,76
(Vorjahr € 52.151,76)

2. Betriebsmittelriicklagen € 78.436,40
(Vorjahr € 37.629,01)

Die Betriebsmittelriicklagen zeigen folgende Entwicklung:

€ €
Stand 01.01.2013 37.629,01
Entnahme
periodisch wiederkehrende Ausgaben 37.629,01 -37.629,01
Einstellungen
periodisch wiederkehrende Ausgaben 70.735,02
Investitionen 2014 (Hardware) 4.022,79
Instandhaltungen 2014 3.678,59 78.436,40
78.436,40

Den Beschluss Uber die Entnahmen und Einstellungen in Betriebsmittelriicklagen wird
das zustdndige Organ bei der Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2013
herbeiftihren.
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B. Sonderposten aus Zuschiissen und Zuweisungen
zur Finanzierung des Sachanlagevermégens € 4.104.280,82
(Vorjahr € 4.233.644,98)
Zusammensetzung und Entwicklung:
Stand Stand
01.01.2013 Abschreibungen 31.12.2013
€ € €
Grundstuicke 4.228.965,33 124.684,51 4.104.280,82
technische Anlagen 4.679,65 4.679,65 0,00
129.364,16  4.104.280,82

4.233.644,98

Der Sonderposten fir Investitionszuschisse zum Anlagevérmégen wurde als Gegen-
posten fir alle bezuschussten aktivierten Vermdgensgegenstédnde des Anlage-

vermogens gebildet.

Der Sonderposten wird analog zu den Abschreibungen aufgelést.

C. Riickstellungen € 65.754,00
(Vorjahr € 52.072,00)

sonstige Rickstellungen € 65.754,00

(Vorjahr € 52.072,00)

Zusammensetzung und Entwicklung:

Stand Inanspruch- Ein- Stand
01.01.2013 nahme stelllungen 31.12.2013
€ € € €

Leistungsentgelt gemal TVoD 21.230,00 21.230,00 25.721,00 25.721,00
variable Lohnbestandteile 8.919,00 8.919,00 22.638,00 22.638,00
Urlaubsverpflichtungen 6.573,00 6.573,00 7.445,00 7.445,00
Priifungsgebiihren 11.600,00 11.600,00 6.000,00 6.000,00
Interne Jahresabschlusskosten 3.500,00 3.500,00 3.700,00 3.700,00
Abwesenheit durch Krankenhaus-
aufenthalte 250,00 0,00 0,00 250,00

52.072,00 51.822,00 65.504,00 65.754,00
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Die sonstige Ruckstellung fur Leistungsentgelt gemaR TvéD deckt die Zahlungsver-

pflichtungen gegeniber Mitarbeitern und Sozialversicherungstrdgern aus den
tarflichen Vereinbarungen.

Die Ruckstellung fur variable Lohnbestandteile betrifft die im Januar 2014 fir

Dezember 2013 an die Mitarbeiter zu zahlenden Zuschldge u.a. fur Sonn- und
Feiertagsdienste.

Die Ruckstellung fur Urlaubsverpflichtungen wurde in Héhe des zum 31.12.2013 von

Mitarbeitern erworbenen, jedoch noch nicht an Anspruch genommenen Urlaubs von 62
Tagen (Vorjahr 60 Tage) gebildet.

Die zu erwartenden Aufwendungen fir die Prifung des Jahresabschlusses zum

31. Dezember 2013 sowie fir die internen Jahresabschlusskosten waren ebenfalls

zurtickzustellen.

E. Verbindlichkeiten € 33.710.49
(Vorjahr € 42.265,38)

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen € 30.185,68
(Vorjahr € 35.021,28)

Die Verbindlichkeiten sind uns durch Vorlage einer Saldenliste nachgewiesen worden.
Saldenbestatigungen wurden nicht eingeholt. Zum Zeitpunkt der Prufung der Bilanz
waren die Verbindlichkeiten im Wesentlichen beglichen.
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sonstige Verbindlichkeiten € 3.524.81
(Vorjahr € 7.244,10)

Zusammensetzung:

Bewohner

Barverwahrungen
Barbetrage

Barmer GEK Kéthen
Leistungsentgeltiberzahlung

AOK Allgemeine Ortskrankenkasse Sachsen-
Anhalt

Leistungsentgeltliberzahlung

Bahn BKK Cottbus
Leistungsentgeltuberzahlung

FuRpflegesalon

vereinnahmte Entgelte flr Leistungen Dezember

Rechnungsabgrenzungsposten € 1.311,10
(Vorjahr € 161,07)

Dieser Posten beinhaltet im Voraus erhaltene Heimkosten und Mieten.

Anlage 8.10

31.12.2013 31.12.2012

€ €

1.509,21 1.670,18
415,74 100,98
640,94 0,00
958,92 4.379,17
0,00 927,77
0,00 266,00
3.5624,81 7.244,10
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Anlage 8.11

B. Erlduterungen zu den Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung
fiir die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013

Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren auf-

gestellt.

1. Ertrage aus allgemeinen Pflegeleistungen € 1.625.108.14

(Vorjahr € 1.590.908,49)

Zusammensetzung:

2013 2012 Verénderung
€ € €
Ertrage aus stationdren Pflegeleistungen
Pflegeklasse | 402.584,91 367.308,31 35.276,60
Pflegeklasse I 910.754,72 891.700,95 19.053,77
Pflegeklasse Il 288.323,01 313.328,71 -25.005,70
Hartefalle 0,00 0,00 0,00
Ertrage aus Kurzzeitpflegeleistungen 23.445,50 18.570,52 4.874,98
1.625.108,14 1.590.908,49 34.199,65
2. Ertrage aus Unterkunft und Verpflegung € 489.662,71
(Vorjahr € 489.472,68)
Zusammensetzung
2013 2012 Veranderung
€ € €
Ertrage aus Unterkunft 294.113,09 293.796,80 316,29
Ertrage aus Verpflegung 195.549,62 195.675,88 -126,26
489.662,71 489.472,68 190,03
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3. Ertrage aus Zusatz- und Transportleistungen € 61.354.69
(Vorjahr € 60.736,76)

Diese Ertrage resultieren aus zuséatzlichen Betreuungsleistungen nach § 87 b SGB XI,
die von den Pflegekassen gezahit wurden.

4. Ertréage aus gesonderter Berechnung von
Investitionskosten gegeniber Pflegebedirftigen € 120.414,38
(Vorjahr € 86.289,61)

Es handelt sich um die den Kostentrégern' und Selbstzahlern in Rechnung gesteliten
Investitionskosten gemaR § 82 Abs. 3 SGB Xl. Der Eigenbetrieb hat die zweckent-
sprechende Verwendung der von den Pflegebedirftigen vereinnahmten Investitions-
kostenzuzahlungen ordnungsgemal nachgewiesen.

5. sonstige betriebliche Ertrage € 20.420.63
(Vorjahr € 38.726,00)

Zusammensetzung:
2013 2012 Veréanderung
€ € €

Gasteverpflegung 1.724,00 2.531,30 -807,30
Verpflegung Mitarbeiter 840,00 1.676,15 -836,15
Inkontinenzmaterialpauschalen 700,00 1.645,00 -945,00
Mieten und Pachten 822,20 822,20 0,00
Verkauf Waschenamen Thermo-Tex 355,90 120,50 235,40
Lohnfortzahlungserstattungen 2.884,35 9.329,92 -6.445,57
Versicherungserstattungen 118,20 19.456,39 -19.338,19
Verrechnung sonstige Sachbeziige 236,89 0,00 236,89
sonstige betriebliche Ertrage 12.739,09 3.144,54 9.594,55

20.420,63 38.726,00 -18.305,37

Im Jahr 2013 beinhalten die sonstigen betrieblichen Ertrage im Wesentlichen
Erstattungen aus Hochwasser-Entschadigungen in Aken.
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6. Personalaufwand € 1.725.555,54
(Vorjahr € 1.689.920,61)

a) Lohne und Gehélter € 1.415.753,03
(Vorjahr € 1.379.683,20)

2013 2012 Veranderung
€ € €
Léhne und Gehalter 1.392.691,72  1.360.240,03 32.451,69
freiwilliges soziales Jahr 4.240,00 2.650,00 1.590,00
sonstiges Personal 18.821,31 16.793,17 2.028,14
1.415.753,03  1.379.683,20 36.069,83

Die Mitarbeiter werden nach dem Tarifvertrag des offentlichen Dienstes (TvoD)
bezahlt.

b)  soziale Abgaben € 309.802,51
(Vorjahr € 310.237,41)

- davon fur Altersversorgung: € 46.287,90 (Vorjahr € 51.917,79)

2013 2012 Veranderung
€ € €
Sozialabgaben 260.497,85 255.682,56 4.815,29
Altersversorgung 46.287,90 51.917,79 -5.629,89
sonstige Personalaufwendungen 3.016,76 2.637,06 379,70

309.802,51 310.237,41 - 434,90

Beitrage zur gesetzlichen Unfallversicherung werden durch die Stadt Kéthen (Anhalt)
ohne Berechnung gegenuiber dem Eigenbetrieb abgefihrt.
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7.  Materialaufwand € 424.369,94
(Vorjahr € 406.166,37)
a) Lebensmittel € 134.421.11
(Vorjahr € 124.016,29)
Hierin enthalten ist Naturaliensatz der Kiiche.
b)  Aufwendungen fir Zusatzleistungen € 13.943,80
(Vorjahr € 13.284,47)
Die Aufwendungen fur Zusatzleistungen umfassen:
2013 2012 Veranderung
€ € €
pflegerischer und medizinischer
Bedarf, arztliche Leistungen 6.107,38 7.205,66 -1.098,28
kulturelle Betreuung 4.215,45 3.547,11 668,34
Beschaftigungstherapie 3.620,97 2.531,70 1.089,27
‘ 13.943,80 13.284,47 659,33
c) Wasser, Energie, Brennstoff € 109.989,29
(Vorjahr € 104.447,01)
Zusammensetzung:
2013 2012 Veranderung
€ € €
Wasser und Abwasser 20.415,49 21.516,69 -1.101,20
Elektroenergie 48.336,94 41.036,14 7.300,80
Fernwarme 40.074,56 40.746,04 -671,48
Gas 0116230 114814 14,16
109.989,29 104.447,01 5.542,28






DLP Dernehl, Lamprecht & Parther mbB steuerberater und Wirtschaftsprufer

,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark®

d)  Wirtschaftsbedarf/Verwaltungsbedarf € 166.015.74

(Vorjahr € 164.418,60)

Der Wirtschaftsbedarf/Verwaltungsbedarf enthalt im Einzelnen:

Reinigungs- und Hausverbrauchsmaterial
Waschereinigung, Waschebeschaffung
Gebéudereinigung durch Fremdbetriebe

Treib- und Schmierstoffe
Gartenpflege

sonstiger Bewirtschaftungsbedarf

Buromaterial

Porto, Kleinfrachten
Telefongebihren
Reisekosten

Fort- und Weiterbildung

Beratungs- und Prifungsgebihren

Beitrége
Werbeaufwand

EDV- und Organisationskosten

Bankgebihren

Rundfunk- und Fernsehgebuhren

Reprasentationsaufwand

8. Aufwendungen fiir zentrale Dienstleistungen € 6.741,93

(Vorjahr-€ 5.720,46)

Die Aufwendungen entstanden fur zentrale Dienstleistungen der
Gehaltsabrechnung bei der lohnexperte AG in Dessau-RoRlau.

Anlage 8.15
2013 2012 Ver-
anderung
€ € €
18.042,95 20.184,81 -2.141,86
25.457,02 21.344,90 4.112,12
69.096,95 6804859  1.948,36
2.805,62 2.644,25 161,37
1.757,55 2.737,08 -979,53
99,97 149,72 -49,75
4.686,72 4.920,27 -233,55
890,82 877,47 13,35
4.851,60 4.846,30 5,30
883,76 1.707,07 -823,31
6.40564  9.140,94 -2.73530
7.473,28 7.449,60 23,68
854,65 - 680,60 174,05
5.195,22 3.389,15 1.806,07
5.967,35 .5.5635,05 432,30
261,74 284,52 22,78
7.358,45 7.295,38 63,07
3.026,45 3.182,90 -156,45
166.015,74 164.418,60 1.597,14
Lohn- und
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9.  Steuern, Abgaben, Versicherungen € 28.003,84
(Vorjahr € 22.996,20)
Hierunter werden Aufwendungen ausgewiesen fur:
2013 2012 Ver-
anderung
€ € €
Kraftfahrzeugversicherungen 1.256,09 1.120,02 136,07
Gebaudeversicherungen 3.427,97 3.348,54 79,43
sonstige Versicherungen 4.380,78 4.436,44 -55,66
Abfallgebihren 17.612,96 12.560,83 5.052,13
Strallenreinigung 227,04 227,04 0,00
sonstige Abgaben, Gebuhren und Steuern 842,00 1.081,33 -239,33
Kraftfahrzeugsteuer 257,00 222,00 35,00
28.003,84 22.996,20 5.007,64
10. Mieten, Pacht, Leasing € 10.925,24
(Vorjahr € 10.873,02)
Zusammensetzung:
2013 2012 Ver-
anderung
€ € €
DATEV-Nutzungsgebihren 2.748,62 2.758,14 -9,62
Leasingaufwendungen 6.149,53 6.161,40 -11,87
Miete der Brandmeldeanlagenaufschaltung 1.847,25 1.808,48 38,77
Fahrzeugmiete 149,84 115,00 34,84
Miete Stand Flohmarkt Forellenhof 30,00 0,00 30,00
Bierzeltgarnituren Sommerfest 0,00 10,00 -10,00
Leihgebiihren Leinwand 0,00 20,00 -20,00
10.925,24 10.873,02 52,22
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11.

12.

b)

13.

Ertrage aus der Auflésung von
Sonderposten fiur Zuschisse zum Anlagevermégen € 129.364,16
(Vorjahr € 131.666,64)

Abschreibungen € 167.824,07
(Vorjahr € 170.247,79)

Abschreibungen auf Sachanlagen und
immaterielle Vermégensgegenstédnde € 167.553,07
(Vorjahr € 170.177,79)

Abschreibungen auf Forderungen € 271,00
(Vorjahr € 70,00)

Aufwendungen fir Instandhaltung und Instandsetzung € 62.245,52
(Vorjahr € 70.764,10)

Zusammensetzung:
2013 2012 Ver-
anderung
€ € €
Reparaturen an
AuRenanlagen . v 420,19 797,96 -377,77
Gebauden 19.711,91 18.981,09 730,82
technischen Anlagen 7.930,96 16.1564,39  -8.223,43
Einrichtungen und Ausstattungen ohne
Fahrzeuge , 11.962,70 19.194,33  -7.231,63
Fahrzeugen 3.322,43 862,04 2.460,39
Wartungskosten und Kleinmaterial fur
Eigenreparaturen 18.897,33 14.774,29 4.123,04

62.245,52 70.764,10 -8.518,58

Die Aufwendungen fur Instandhaltung und Instandsetzung verringerten sich gegeniber
.dem Vorjahr um € 8.518,58 (=12,04 %) auf € 62.245,52.
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14.

15.

Die erhéhten Aufwendungen im Vorjahr resultieren u.a. aus Schaden, welche von der
Versicherung mit insgesamt € 19.456,39 im Vorjahr erstattet wurden (siehe sonstige
betriebliche Ertrage). Im Jahr 2013 betrafen die Reparaturen neben laufenden
Kleinreparaturen und Wartungen insbesondere die Reparatur der Automatiktiiren und
der Brandmeldeanlage.

Zinsen und dhnliche Ertrage € 7.748,92

(Vorjahr € 8.735,43)
Zusammensetzung:
2013 2012 Ver-
‘ anderung
€ € €

Zinsertrage aus

Termingeldanlagen 6.646,73 7.291,35 -644,62
Kontokorrentguthaben 1.102,19 1.444,08 -341,89

7.748,92 8.735,43 - 986,51

Ergebnis der gewthnlichen Geschéftstatigkeit € 28.407,55
(Vorjahr € 29.847,06)

Das Ergebnis der gewohnlichen Geschéftstatigkeit ergibt sich aus der Darstellung in
der Gewinn- und Verlustrechnung fur die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember
2013.
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16. AuRerordentliche Ertrége € 16.235.19

(Vorjahr € 702,88)
2013 2012 Ver-
' anderung
€ € €
periodenfremde Ertrége
Spende Fa. Maler-Mittelpunkt Weihnachtsmarkt 30,00 30,00 0,00
Spende Fa. Hager Sommerfest 0,00 30,00 -30,00
Erstattung aus Jahresendabrechnung
Gasverbrauch 0,00 642,88 -642,88
Heimkosten 14.185,89 0,00 14.185,89
Gutschrift Wartung 2012 1.205,93 0,00 1.205,93
Ruckzahlung Gehalt 2012 584,08 0,00 584,08
sonstige 229,29 0,00 229,29

16.235,19 702,88 15.532,31
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17. AuRerordentliche Aufwendungen € 3.903,52
(Vorjahr € 10.584,79)

2013 2012 Ver-
anderung
€ € €
Aufwendungen aus dem Abgang von
Gegenstanden des Anlagevermégens 0,00 4,00 -4,00
periodenfremde Aufwendungen ‘
Nachzahlung Abwasser 2009-2012 2.277,61 0,00 2.277,61
Gebiihren Jahresabschlussprifung 1.315,27 150,57 1.164,70
Gewasserumlage 2011-2012 . 185,54 0,00 185,54
Nachzahlung Beitrage zur
Kunstlersozialkasse 14,70 38,53 -23,83
Sicherheitseinbehalt auf Malerleistungen 0,00 2.604,53 -2.604,53
GEMA-Gebihren - 0,00 - 348,59 -348,59
Gebuihren Schiedsstellenverfahren .
Entgeltsatzverhandlungen 0,00 639,11 -639,11
Schwerbehindertenausgleichsabgabe 0,00 122,17 -122,17
- Gehaltsnachzahlungen 0,00 542311 -5.423,11
~ Beitragsnachzahlungen zu gesetzlichen
Krankenkassen 0,00 1.069,79 -1.069,79
Lohnsteuernachzahlungen aufgrund
AuRenpriufung 0,00 184,39 -184,39
sonstige = 10,40 0,00 12,10
Spenden 100,00 0,00 100,00

3.903,52 10.584,79  -6.679,57

18. weitere Ertrage € 68,17
(Vorjahr € 1.500,00)

Das Pflegeheim weist hierunter Ertrage aus der Auflésung von Rickstellungen aus.
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19. Jahresuberschuss € 40.807,39
(Vorjahr Jahresuberschuss € 21.465,15)

Der Jahresuberschuss ergibt sich aus der Darstellung in der Gewinn- und
Verlustrechnung fir die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013.

20. Entnahmen aus Gewinnriicklagen aus Betriebsmittelriicklagen € 37.629,01
(Vorjahr € 16.163,86)

21. Einstellungen in Gewinnriicklagen in Betriebsmittelriicklagen € 78.436,40
(Vorjahr € 37.629,01)

22. Bilanzgewinn € 0.00
(Vorjahr € 0,00)
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Fragenkatalog und Feststellungen
zur Priifung der OrdnungsméBigkeit der Geschaftsfiihrung und
der wirtschaftlichen Verhiltnisse nach § 53 HGrG
fiir das Wirtschaftsjahr 2013

L OrdnungsmébBigkeit der Geschéftsfiihrungsorganisation

Fragenkreis 1: Titigkeit von Uberwachungsorganen und Geschiftsleitung
sowie individualisierte Offenlegung der Organbeziige

a) Gibt es Geschéftsordnungen fur die Organe und einen Geschéftsverteilungsplan fur
die Geschéaftsleitung sowie ggf. fur die Konzernleitung? Gibt es daruber hinaus
schriftliche Weisungen des Uberwachungsorgans zur Organisation fur die Geschafts-
sowie ggf. fur die Konzernleitung (Geschaftsanweisung)? Entsprechen diese
Regelungen den Bedurfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Regelungen hierzu trifft die Betriebssatzung fur den Eigenbetrieb. Durch den
Heimausschuss werden die Aufgaben, die in der Gemeindeordnung und im
Eigenbetriebsgesetz fur Aufsichtsorgane féstgeschrieben sind, wahrgenommen. Die
Regelungen sind fur die GréRe des Eigenbetriebs ausreichend.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschisse haben stattgefunden und
wurden Niederschriften hiertber erstellt?

Im Berichtsjahr fanden an folgenden Terminen Sitzungen des Heimausschusses statt:
31.01.2013
16.05.2013

07.11.2013.

Niederschriften dartiber wurden erstellt und lagen uns vor.
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<)

d)

.

In welchen Aufsichtsraten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschéftsleitung tatig?

Die Heimleiterin ist in keinen Aufsichtsraten und anderen Kontroligremien i. S. d.
§ 125 Abs. 1 Satz 3 AktG tatig.

Wird die Vergitung der Organmitglieder (Geschéftsleitung, Uberwachungsorgan)
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach
Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begriindet?

Die Angaben uber die Vergitung werden gemaR § 286 Abs. 4 HGB nicht dargestellt,
da sich anhand dieser Angaben die Bezuge eines einzelnen Mitglieds feststellen
lassen.

Die Heimleiterin ist Uber einen Arbeitsvertrag angestellt; die Vergutung erfolgt auf der
Grundlage des Tarifvertrags fur den &ffentlichen Dienst (Tv6D). Der Heimausschuss
erhalt weder Auslagenersatz noch anderweitige Vergtitungen vom Eigenbetrieb. Somit
entfallt die Darstellung im Anhang.

OrdnungsméBigkeit des Geschiiftsfiihrungsinstrumentariums

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlageh

a)

Gibt es einen den Bedirfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zustandigkeiten/
Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmafige Uberprufung?

Aufgrund der Uberschaubaren GruRe der Einrichtung ist ein Organisationsplan im
eigentlichen Sinne nicht erforderlich. Zustandigkeiten und Weisungsbefugnisse regelt
die Betriebssatzung in ausreichendem Umfang. Weitere Grundlage fur die
Betriebsorganisation ist das Qualitétsmanagementhandbuch.
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b)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren
wird?

Nein, es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

c) Hat die Geschaftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprévention ergriffen und
dokumentiert?

Arbeitsvertragliche Verpflichtungen aller Mitarbeiter zu Ablehnung von personenge-
bundenen Geschenken liegen vor.

d)  Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen fur wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen,
Kreditaufnahme und -gewéhrung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese
nicht eingehalten werden?

Richtlinien ergeben sich im Wesentlichen aus der Satzung des Eigenbetriebes
,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark® und aus den Stellenbeschreibungen bzw.
Dienstanweisungen des Eigenbetriebes der Stadt Kéthen (Anhalt). Die Einhaltung ist
sichergestellt. Entscheidungsprozesse von Bedeutung werden vorab in den Sitzungen
des Ausschusses bzw. in den Wirtschaftsplanen geregelt und beschlossen.

Des Weiteren gibt es Stellenbeschreibungen.
Anhaltspunkte zur Nichteinhaltung der Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen haben sich
im Laufe der Prifung nicht ergeben.

e) Besteht eine ordnungsmaRige Dokumentation von Vertragen (z. B. Grundstlcks-

verwaltung, EDV)?

Wichtige Vertrage, wie Werks- und Liefervertrage, sind in geeigneter Form abgelegt
und Ubersichtlich gegliedert.
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und
Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhange von
Projekten — den Bedirfnissen des Eigenbetriebs?

Der konkrete Planungshorizont ist stets das Kalenderjahr. Der Wirtschaftsplan wird auf
realistischen Grundlagen aufgebaut und bei unvorhersehbaren drastischen
Abweichungen zum tatsachlichen Ist fortgeschrieben. Plan-Ist-Vergleiche werden von
der Heimleitung kontinuierlich im Jahr vorgenommen.

b)  Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Plan-Ist-Vergleiche werden durch die Heimleitung ausgewertet und ggf. notwendige
MaRnahmen sofort eingeleitet.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschliefllich der Kostenrechnung der Gréfe und
den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Finanz- und Anlagenbuchhaltung werden EDV-gestitzt im Eigenbetrieb gefuhrt und
die Zugriffsberechtigungen durch entsprechende Passworter geschitzt. Anerkannte
Regeln werden laut Vorgabe bericksichtigt und angewendet. Die Lohnabrechnung
erfolgt durch einen externen Anbieter. Der Eigenbetrieb stellt hierzu die
Personalstammdaten und die monatlichen Angaben zu den variablen
Lohnbestandteilen zur Verfugung. Die Finanzbuchhaltung ist entsprechend den
Vorschriften der PBV aufgebaut und Ubersichtlich gegliedert. Das Belegwesen ist
ordnungsgemaBl und das Rechnungswesen einschlieBlich der Kostenrechnung erfullt
die Anforderungen nach Gesetz, Satzung und Wirtschaftlichkeit.

o
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d)

9)

Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende
Liquiditatskontrolle und eine Kreditiberwachung gewahrleistet?

Eine tagesaktuelle Liquiditatskontrolle erfolgt durch Einsicht in den Kontenstand und in
die Kontenbewegungen.

Ansonsten ist die Frage unzutreffend, da keine Kredite vorhanden sind.

Gehort zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfur geltenden Regelungen nicht eingehalten
werden?

Zu dem Finanzmanagement gehort kein zentrales Cash-Management-System.

Ist sichergestellt, dass Entgelte vollstédndig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewahrleistet, dass ausstehende Forderungen
zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Die Rechnungslegung erfolgt zeitnah. Die Bewohner-Eigenanteile werden
weitestgehend Uber das Lastschriftverfahren eingezogen. Pflegekassen zahlen in der
Regel innerhalb von 6 Wochen nach Rechnungslegung. Das Mahnwesen bezlglich
ausstehender  Leistungsentgelte  durch die  Pflegekassen  obliegt der
Finanzbuchhaltung und ist angemessen.

Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Aufgrund der GréBe des Eigenbetriebs ist kein Controlling im eigentlichen Sinne
installiert; Kennziffernanalyse, Plan-Ist-Vergleiche, Stellenplanung usw. werden von
der Heimleitung wahrgenommen. Die Heimleitung nimmt monatlich einmal an der
Dienstberatung der Amtsleiter im Dezernat 3 teil und fuhrt selbst in 14-tagigen
Abstanden Dienstberatungen mit hierzu festgelegtem Personalbestand durch.
Protokolle werden immer angefertigt.
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h) Ermdéglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder
Uberwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine
wesentliche Beteiligung besteht?

Tochterunternehmen bzw. Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung
besteht, existieren nicht.

Fragenkreis 4: Risikofriiherkennungssystem

a) Hat die Geschafts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frihwarnsignale definiert und
MaRnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefahrdende Risiken rechtzeitig
erkannt werden kénnen?

Es erfolgt eine standige Uberwachung der Kapazitatenauslastung, um Einnahmenver-
luste entgegenwirken zu kénnen, sowie die Prufung des notwendigen Personaleinsat-
zes zur Kontrolle des Hauptkostenfaktors Léhne und Gehalter. Die Heimleitung unter-
richtet den Heimausschuss regelmafig in schriftlicher Form Giber die Entwicklung der
wirtschaftlichen Situation.

b)  Reichen diese MaBnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfullen? Haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die MalRnahmen nicht durchgefiihrt werden?

Ja, diese MaRnahmen reichen aus und sind geeignet, ihren Zweck zu erfullen.

c)  Sind diese MaRnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Dokumentation der Uberwachung der wirtschaftlichen Situation (vgl. Aussagen
unter a)) erfolgen EDV-gestitzt Uber MS Excel. Die Auswertungen reichen von der
Gegenlberstellung des Personalschlussels aufgrund der Pflegestufensituation im Soll
und Ist Uber Vermdgensplan-Soll-Ist-Vergleiche bis hin zur Prognoserechnung auf den
31.12. eines jeden Jahres. Mehrjahresvergleiche sind ebenfalls vorhanden. Die
Dokumentation ist fur die Betriebsfiihrung und —tberwachung ausreichend.
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d)  Werden diese Frihwarnsignale und Ma3nahmen kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschaftsumfeld sowie mit den Geschéaftsprozessen und Funktionen
abgestimmt und angepasst? v

Nach unseren Feststellungen und den uns gegebenen Auskiinften werden die
Fruhwarnsignale standig auf Aktualitat Gberprift und die UberwachungsmaBnahmen
kontinuierlich durchgefiihrt. Es erfolgt eine standige Marktbeobachtung in Bezug auf
Konkurrenzlage in Kéthen (Anhalt).

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschifte, Optionen und
Derivate

Hat die Geschafts-/Konzernleitung den Geschéftsumfang zum Einsatz  von
Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschaften, Optionen und Derivaten
festgelegt? Dazu gehort:

Welche Produkte/Instrumente durfen eingesetzt werden?

Dieser Fragenkreis entfallt, da solche Finanzinstrumente beim Eigenbetrieb nicht
eingesetzt werden.

Fragenkreis 6: Interne Revision

Gibt es eine den Bedirfnissen des Unternehmens/Konzern entsprechende Interne
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenstandige Stelle oder wird diese
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Eine Innenrevision besteht nicht und ist in Bezug auf die GréRe des Eigenbetriebes
nicht erforderlich. Prufungen werden durch das Rechnungsprifungsamt Kothen
(Anhalt) wahrgenommen. Daruber hinaus werden interne Kontrollaufgaben der
Heimleiterin erfullt.
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lll. OrdnungsmiBigkeit der Geschiftsfiihrungstéitigkeit

Fragenkreis 7: Ubereinstimmung der Rechtsgeschifte und MaBnahmen mit
Gesetz, Satzung, Geschiftsordnung, Geschiaftsanweisung und
bindenden Beschliissen des Uberwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des
Uberwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschéaften und Ma3nahmen
nicht eingeholt worden ist?

Nein. Ausschreibungspflichtige  Leistungsvergaben  wurden  ordnungsgeman
ausgeschrieben und durch das Rechnungsprifungsamt der Stadt Kéthen (Anhalt)
geprift. Die Ubrige Auftragsvergabe erfolgte im Umfang der Regelungen in der
Betriebssatzung.

b) Wurde vor der Kreditgewahrung an Mitglieder des Betriebs oder des Uber-
wachungsorgans die Zustimmung des Uberwachungsorgans eingeholt?
Es wurden keine Kredite an die Mitglieder des Eigenbetriebes oder des Uber-

wachungsorgans gewahrt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedurftiger
MaRnahmen &hnliche, aber nicht als zustimmungsbedurftig behandelte MalRnahmen
vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmafinahmen)?

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschafte und MaRnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschéaftsordnung, Geschéaftsanweisung und bindenden
Beschlussen des Uberwachungsorgans tbereinstimmen?

Im Rahmen der Prifung sind uns keine Geschéfte bekannt geworden, die nicht in
Ubereinstimmung mit Gesetz, Satzung und bindenden Beschlussen des
Uberwachungsorgans stehen.

Fragenkreis 8: Durchfiihrung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen,
immaterielle Anlagewerte und Vorrate) angemessen geplant und vor Realisierung auf
Rentabilitat/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprift?

Es erfolgten lediglich betriebsnotwendige Ersatzbeschaffungen. Ansonsten gelten
immer die durch den Heimausschuss beschlossenen Investitionspléne.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur
Preisermittlung ausreichend waren, um ein Urteil Gber die Angemessenheit des
Preises zu ermdglichen (z. B. bei Erwerb bzw. VerduRerung von Grundsticken oder
Beteiligungen)?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Preisermittlung nicht

ausreichend war.

c) Werden Durchfihrung, Budgetierung und Verénderungen von Investitionen laufend
Uberwacht und Abweichungen untersucht?

Investitionen erfolgen im Rahmen des genehmigten Haushalts- und Investitionsplans.
Veranderungen werden durch die Heimleitung dem Heimausschuss schriftlich
mitgeteilt.
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d)

Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Uberschreitungen
ergeben? Wenn ja, in welcher Héhe und aus welchen Griinden?

Die fur 2013 geplante Investitionssumme betrug € 48.297,00; die tatsachlich getatigten
Investitionen belaufen sich auf € 18.933,07.

Uberschreitungen von Investitionen haben sich im Berichtsjahr nicht ergeben.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Vertrage nach
Ausschépfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?
Nein, es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. Es liegen keine
Kreditverbindlichkeiten vor, auch Leasingvertrdge wurden nicht abgeschlossen.

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte fur eindeutige VerstoRe gegen Vergaberegelungen (z. B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?
Es ergaben sich keine Anhaltspunkte fur eindeutige Verstofie gegen Vergaberegeln.

b) Werden fir Geschafte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-
angebote (z. B. auch fur Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?
Es werden grundsatzlich Vergleichsangebote eingeholt.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Uberwachungsorgan

a)  Wird dem Uberwachungsorgan regelméaRig Bericht erstattet?

Berichterstattungen tber die finanzielle Situation und die Auslastungssituation erfolgen
regelmaRig in den Heimausschusssitzungen durch die Heimleitung.
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b)

d)

Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Unseres Erachtens vermitteln die Informationen einen zutreffenden Eindruck von der
Situation des Eigenbetriebes ,Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark®.

Wurde das Uberwachungsorgan Uber wesentliche Vorgénge angemessen und zeitnah
unterrichtet? Liegen insbesondere ungewodhnliche, risikoreiche oder nicht
ordnungsgemal abgewickelte Geschaftsvorfalle sowie erkennbare Fehldispositionen
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierber berichtet?

Es liegen keine ungewodhnlichen, risikoreichen oder nicht ordnungsgemaf
abgewickelten Geschéftsvorfalle. Der Heimausschuss wurde regelméaBig Uber den
Stand der Entgeltsatzverhandlungen mit den Kostentragern informiert.

Zu welchen Themen hat die Betriebs-/Konzernleitung dem Uberwachungsorgan auf
dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Die Heimleitung berichtete dem Heimausschuss im Wesentlichen zu folgenden
Themen:

- Wirtschaftsplan fir 2014

- Feststellung Jahresabschluss 2012

- Wahl des Abschlussprifers fur den Jahresabschluss zum 31.12.2013
- Wirtschaftliche Entwicklung des Pflegeheims.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fallen ausreichend war?

Derartige Vorgange sind uns nicht bekannt.
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f)

9)

Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?
Waurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Uberwachungsorgan
erortert?

Eine D&O-Versicherung wurde vom Eigenbetrieb nicht abgeschlossen.
Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschéftsleitung oder des
Uberwachungsorgans  gemeldet ~ wurden, ist dies  unverziglich  dem

Uberwachungsorgan offengelegt worden?

Interessenkonflikte sind bei unserer Prifung nicht bekannt geworden.

IV. Vermégens- und Finanzlage

Fragenkreis 11: Ungewohnliche Bilanzposten und stille Reserven

a)

b)

c)

Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermégen?

Nein, nicht betriebsnotwendiges Vermégen besteht in wesentlichem Umfang nicht.

Sind Bestande auffallend hoch oder niedrig?
Nein, auffallend hohe oder niedrige Besténde an Vermdgensgegensténden bestehen

nicht.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermégenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich hoéhere oder niedrigere Verkehrswerte der
Vermégensgegenstande wesentlich beeinflusst wird?

Hierzu lagen uns keine Anhaltspunkte vor.
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Fragenkreis 12: Finanzierung
a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen

b)

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen
Investitionsverpflichtungen finanziert werden?

Der Eigenkapitalanteil betragt 20,5 %. Unter Einbeziehung des Sonderpostens fir
Zuschiisse zum Sachanlagevermégen betragt der Eigenkapitalanteil 98,1 %.

Am Abschlussstichtag bestanden keine wesentlichen Investitionsverpflichtungen.

Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Die Frage ist nicht einschlagig, da der Eigenbetrieb kein Konzern ist.
In welchem Umfang hat der Eigenbetrieb Finanz-/Férdermittel einschlieBlich Garantien
der offentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit

verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Die Frage ist unzutreffend, da das Pflegeheim im Berichtszeitraum keine Finanz-
[Férdermittel einschlieRlich Garantien der 6ffentlichen Hand erhalten hat.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a)

Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-
ausstattung?

Zum 31. Dezember 2013 wund im Priufungszeitraum bestanden keine
Finanzierungsprobleme. Aufgrund des positiven Jahresergebnisses 2013 ist eine
Verbesserung der Finanzlage eingetreten.
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b)

Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschittungspolitik, Rucklagenbildung) mit
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Jahreslberschuss 2013 ist vorbehaltlich des Beschlusses des zustandigen
Organs zusammen mit den Entnahmen aus Betriebsmittelriicklagen von € 37.629,01
und den Einlagen in Betriebsmittelriicklagen von € 78.436,40 zur Finanzierung von
Betriebsaufwendungen des Pflegeheims eingestellt.

V. Ertragslage

Fragenkreis 14: Rentabilitat/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/
Konzernunternehmen zusammen?
Aufgrund der GréRe des Eigenbetriebs erfolgte keine Segmentierung.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgéngen gepragt?
Nein.
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere
Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?
Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass derartige Kredit- oder andere
Leistungsbeziehungen zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden.

d)  Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Nicht fur den Eigenbetrieb zutreffend.
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschéfte und ihre Ursachen
a) Gab es verlustbringende Geschéfte, die fur die Vermégens- und Ertragslage von

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Besondere verlustbringende Geschéfte gab es nicht.

b)  Wurden MaRnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche
MaRnahmen handelt es sich?
Nicht zutreffend, da ein positives Ergebnis erwirtschaftet werden konnte.

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und MaBnahmen zur

Verbesserung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?
Nicht fur den Eigenbetrieb zutreffend (siehe Fragenkreis 15 a).

b) Welche MaRnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage

des Unternehmens zu verbessern?

Zur Ertragslage verweisen wir auf die Ausfilhrungen im Lagebericht.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Bericht Prüfung Jahresabschluss Teil 2.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage

2014170/2

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 211
Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014170/2
Az.: erstellt am: 16.09.2014
Betreff

Neufassung der Geschaftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschisse

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

1]07.10.2014: Hauptausschuss
2(16.10.2014: Stadtrat

07.10.2014 |entspr. prot. And.
16.10.2014 |entspr. prot. And.

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die anliegende Neufassung der

Geschéftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschuisse.

Gesetzliche Grundlagen:
8 45 Abs. 2 Ziff. 2 KVG LSA
§ 59 KVG LSA




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Der Stadtrat gibt sich mit der Mehrheit seiner Mitglieder im Rahmen des
Kommunalverfassungsgesetzes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) eine Geschaftsordnung zur

Regelung der inneren Angelegenheiten.

Erlauterungen und Begriindungen - siehe Synopse alte und neue Fassung der
Geschéftsordnung.
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Anlage 1

ENTWURF

Geschaftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschusse der
Stadt Kéthen (Anhalt)*

8§ 8
I. Sitzungen des Stadtrates Anderung und Aufhebung der Be- 14
schliisse des Stadtrates
Einberufung, Einladung, Teilnahme 1 Ordnung in den Sitzungen 15
Tagesordnung 2 Ordnungsmalinahmen  gegeniber 16
Zuhorern
Offentlichkeit der Sitzungen 3 Il. Fraktionen
Ausschluss der Offentlichkeit 4 Fraktionen 17
Sitzungsleitung und -verlauf 5 Il Ausschiisse des Stadtrates
Anfragen an den Oberbiirgermeister 6 Verfahren in den Ausschiissen 18
Beratung der Sitzungsgegenstande 7 IV. Offentlichkeitsarbeit
Sachantrage 8 Unterrichtung der Offentlichkeit und 19
Presse
Geschéftsordnungsantrage 9 V. Schlussvorschriften, Inkrafttre-
ten
Abstimmungen 10 Auslegung der Geschéftsordnung 20
Wabhlen 11 Sprachliche Gleichstellung 21
Unterbrechung, Verweisung und 12 Inkrafttreten 22
Vertagung
Niederschrift 13

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) hat auf der Grundlage der 88 45 Abs. 2 Nr. 2, 59 des Kom-
munalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) sowie auf der Grundlage des Beschlusses uber die Hauptsatzung der Stadt Kdthen (An-
halt) vom 16.10.2014 in seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Geschaftsordnung beschlossen.

I. SITZUNGEN DES STADTRATES

§ 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates beruft den Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbirger-
meister schriftlich oder elektronisch - mittels des Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (An-

! Hinweis: Die Geschéftsordnung ist streng von der Hauptsatzung zu unterscheiden. In der Geschéftsordnung werden
die inneren Angelegenheiten des Stadtrates geregelt. Die Geschéftsordnung ist keine Rechtsnorm, sondern Verwal-
tungsvorschrift. (vgl. Libking/Beck, Gemeindeordnung fir das Land Sachsen-Anhalt, Stand: 46. EL, § 7 Rdnr. 6)
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halt) - unter Mitteilung der Tagesordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein. *Die La-
dungsfrist betragt eine Woche.

(2) 'Der Einladung sind die fur die Verhandlung erforderlichen Unterlagen grundsétzlich beizufi-
gen. ?Fir jeden Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung und ggf. ein Beschlussvorschlag
(Sitzungsvorlage) des Oberbirgermeisters beizufligen, aus dem auch die Beschliisse der beteilig-
ten Ausschiisse ersichtlich sind. 3Liegen besondere Griinde vor, kann beides ausnahmsweise
nachgereicht werden.

(3) 'Der Stadtrat ist einzuberufen, sooft es die Geschéftslage erfordert, in der Regel alle zwei Mo-
nate. “Der Stadtrat ist unverziglich einzuberufen, wenn es ein Viertel seiner Mitglieder unter An-
gabe des Verhandlungsgegenstandes verlangt oder sofern die letzte Sitzung langer als drei Mona-
te zuriickliegt und ein Mitglied des Stadtrates die Einberufung unter Angabe des Beratungsgegen-
standes beantragt. *Der Antrag auf unverziigliche Einberufung des Stadtrates nach Satz 2 ist
schriftlich beim Vorsitzenden einzureichen.

(4) 'Die Einladung hat so rechtzeitig wie méglich zu erfolgen, mindestens jedoch unter Einhaltung
einer Frist von einer Woche vor der Sitzung. “Dies gilt nicht, wenn eine Sitzung des Stadtrates vor
Erschépfung der Tagesordnung vertagt werden muss (§ 12 Abs. 5). °In diesem Fall kann die Sit-
zung zur Erledigung der restlichen Tagesordnung an einem der nachsten Tage fortgesetzt werden.
“Eine erneute schriftliche Ladung sowie die Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. *Die in der
Sitzung nicht anwesenden Stadtrate sind von dem neuen Termin unverziglich zu unterrichten.

(5) 'In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden (Notfall), kann der Stadtrat vom
Vorsitzenden ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der Verhandlungsgegenstéande einberufen
werden. “Ein Notfall ist gegeben, wenn die Beratung und Entscheidung tber die Angelegenheit
nicht bis zur n&chsten Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass nicht zu beseitigende
Nachteile eintreten.

(6) *Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig
verlassen muss, zeigt dies dem Vorsitzenden des Stadtrates vor der Sitzung an. ?Die Anzeige
kann auch im Ratsbiro der Stadtverwaltung erfolgen.

§ 2 Tagesordnung

(1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates stellt die Tagesordnung im Einvernehmen mit dem Oberbiir-
germeister unter Mitwirkung des Stadtratsvorstandes auf. ’Die Tagesordnung gliedert sich in einen
offentlichen und in einen nichtoffentlichen Teil.

(2) *Antrage zur Tagesordnung kénnen Stadtratsmitglieder und Fraktionen bis spatestens 14 Tage

Stand: 29.09.2014 2
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vor der Sitzung stellen. ?Die Antrage sind dem Vorsitzenden oder dem Ratsbiiro schriftlich zuzulei-
ten. *Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Stadtrates oder einer Fraktion ist ein Verhand-
lungsgegenstand auf die Tagesordnung spatestens der {iberndchsten Sitzung zu setzen. “Dies gilt
nicht, wenn der Stadtrat den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs Mona-
te bereits verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2 zutrifft. >Dem Oberbiirgermeister muss Gelegen-
heit gegeben werden, zu allen Antrégen eine entsprechende Vorlage mit seiner Beschlussempfeh-
lung zu erarbeiten.

(3) 'Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der Tagesordnung um Angelegenheiten, die in
offentlicher Sitzung zu behandeln waren, nicht zulassig. *Die Erweiterung der Tagesordnung um
eine dringende Angelegenheit, die in nicht 6ffentlicher Sitzung (8 4) zu behandeln ware, ist nur zu
Beginn einer Sitzung zuldssig, wenn alle Mitglieder des Stadtrates anwesend sind und kein Mit-
glied widerspricht.

(4) 'Der Stadtrat beschliet zu Beginn der jeweiligen Sitzung tber die Feststellung der Tagesord-
nung und Uber die &ffentliche oder nicht 6ffentliche Behandlung der Tagesordnungspunkte. 2Auf
Antrag kann Uber die Absetzung von Angelegenheiten von der Tagesordnung oder die Anderung
der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein“ lautenden
Stimmen entschieden werden. *Betrifft ein Antrag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgaben-
bereich der Stadt fallt, ist der Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss des Stadtrates von der
Tagesordnung abzusetzen.

§ 3 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) *Alle Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) haben das Recht, an 6ffentlichen Sitzungen des
Stadtrates und seiner Ausschiisse teilzunehmen. 2Sind die fur Zuhérer vorgesehenen Plétze be-
setzt, kénnen weitere Interessenten zuriickgewiesen werden. *Zuhérer sind nicht berechtigt, in
Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.

(2) *An den bffentlichen Sitzungen kénnen Vertreter der Presse, des Rundfunks und &hnlicher Me-
dien teilnehmen. %lhnen sind besondere Sitze zuzuweisen. *Absatz 1 Satze 2 und 3 finden ent-
sprechende Anwendung.

(3) Ton- und Bildubertragungen sowie Ton- und Bildaufzeichnungen 6ffentlicher Sitzungen durch
Presse, Rundfunk und ahnliche Medien sind zuldssig, wenn sie den Sitzungsablauf nicht beein-
trachtigen. “Sie sind dem Vorsitzenden oder dem Ratsbiiro vorher anzuzeigen. *Dieser ist berech-
tigt, Auflagen, die der Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen. *Mitglieder
des Stadtrates, Beschatftigte der Verwaltung und Sachverstandige kdnnen verlangen, dass einzel-
ne eigene Redebeitrage bzw. Ausfiihrungen nicht aufgezeichnet und Ubertragen werden. *Dem
Vorsitzenden steht dariber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunktion das Recht zu, Bild- und
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Tonaufzeichnungen sowie Bild- und Tonibertragungen zu untersagen.

8§ 4 Ausschluss der Offentlichkeit

(1) 'Durch Beschluss des Stadtrates ist im Rahmen des § 52 Abs. 2 KVG LSA iiber den Aus-
schluss der Offentlichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu entscheiden. >Soweit das 6f-
fentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner dies erfordern, werden insbesondere in nicht
offentlicher Sitzung behandelt:

1. Personalangelegenheiten,

2. Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, deren nicht 6ffentliche Behandlung im
Einzelfall von der Fachaufsichtsbehdrde verfugt ist,

personliche Angelegenheiten der Mitglieder des Stadtrates,
Grundsticksangelegenheiten sowie die Ausiibung des Vorkaufsrechtes,

Vergabeentscheidungen,

o g > W

sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben ist.

(2) In nicht 6ffentlicher Sitzung gefasste Beschlusse sind nach Wiederherstellung der Offentlichkeit
oder - wenn dies ungeeignet ist - in der nachsten offentlichen Sitzung bekannt zu geben, sofern
nicht das offentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

8§ 5 Sitzungsleitung und -verlauf

(1) 'Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten, er sorgt fiir die Aufrechterhaltung der
Ordnung und {bt das Hausrecht wahrend der Sitzungen des Stadtrates aus. “Er ruft die Verhand-
lungsgegenstande auf und stellt sie zur Beratung und Beschlussfassung. *Als Beisitzer fungiert
jeweils ein nach § 5 Abs. 2 der Hauptsatzung gewahlter Stellvertreter abwechselnd. *Will der Vor-
sitzende zu einem Verhandlungsgegenstand als Mitglied des Stadtrates sprechen, so muss er den
Vorsitz fir die Dauer der Beratung und Beschlussfassung dieses Gegenstandes an seinen Beisit-
zer abgeben.

(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter verhindert, so wahlt der Stadtrat unter Vorsitz
des an Jahren &ltesten anwesenden Mitgliedes fur die Dauer der Verhinderung, langstens fiur die
Dauer der Sitzung, einen Vorsitzenden aus seiner Mitte.

(3) 'Die Sitzungen des Stadtrates sind grundsatzlich in folgender Reihenfolge durchzufiihren:
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=

Er6ffnung der Sitzung

2. Einwohnerfragestunde

w

Feststellung der ordnungsgemalfien Einberufung, der Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit
des Stadtrates,

Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen Sitzung
Informationen der Verwaltung

Feststellung der Tagesordnung und der dazu vorliegenden Antrage
Behandlung der Tagesordnungspunkte

Behandlung von Anfragen und Anregungen

© © N o 0 &

SchlieRung der Sitzung

Die Nrn. 4. bis 8. sind jeweils im 6ffentlichen Teil und im nicht 6ffentlichen Teil durchzufiihren.

(4) 'Der Oberburrgermeister informiert zu Beginn jeder Sitzung uber alle wichtigen Angelegenheiten
im Rahmen der Informationen der Verwaltung. “Die Berichterstattung, die durch den Oberbiirger-
meister mundlich erfolgt, wird im Protokoll festgehalten.

(5) 'Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in der durch die Einladung festgelegten
Reihenfolge zur Beratung und Abstimmung. °§ 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt unberiihrt.

8 6 Anfragen an den Oberblrgermeister

(1) Jedes Mitglied des Stadtrates ist berechtigt, schriftlich oder in der Sitzung des Stadtrates miind-
lich Anfragen zu einzelnen Angelegenheiten der Stadt und der Stadtverwaltung an den Oberbur-
germeister zu richten.

(2) *Kann eine Anfrage wahrend der Sitzung nicht sofort beantwortet werden, ist diese spétestens
in der nachsten Stadtratssitzung, im Rahmen der Informationen der Verwaltung, zu beantworten.
“Machen Inhalt und Umsténde der Anfrage eine frilhere Beantwortung notwendig, ist vorab eine
schriftliche Antwort zu erteilen.

(3) Auskuinfte des Oberblrgermeisters geman § 43 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA sind auch allen Frakti-
onen zur Kenntnis zu geben.
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§ 7 Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) 'Der Vorsitzende erdffnet die Beratung zu dem jeweiligen Tagesordnungspunkt. “Bei Bedarf
erlautert und begriindet der Oberblrgermeister oder sein Vertreter bzw. ein Mitarbeiter der Verwal-
tung einleitend den Beratungsgegenstand. *Ergénzend kann sich der Vortrag eines Sachverstan-
digen anschlieRen. *Diese haben bei nicht 6ffentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu verlassen,
bevor in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird. °Die Beratung des jeweiligen Tagesord-
nungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben der Hand bzw. beider Hande fiir Antrége
zur Geschéftsordnung.

(2) 'Die Mitglieder des Stadtrates, die wegen persénlicher Beteiligung gemaR § 33 KVG LSA (Mit-
wirkungsverbot) von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen sein kdnnten, haben dies
dem Vorsitzenden des Stadtrates vor Beginn der Beratung des entsprechenden Tagesordnungs-
punktes unaufgefordert mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen. ?Bei 6ffentlicher Sitzung
kann sich das Mitglied in dem fur Zuhdrer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(3) 'Ein Mitglied des Stadtrates darf in der Sitzung nur dann sprechen, wenn ihm der Vorsitzende
das Wort erteilt. 2Das Wort kann wiederholt erteilt werden. °Der Vorsitzende erteilt das Wort mag-
lichst in der Reihenfolge der Wortmeldungen. *Melden sich mehrere Mitglieder gleichzeitig zu
Wort, so entscheidet der Vorsitzende Uber die Reihenfolge. *Der Oberbiirgermeister hat das
Recht, im Stadtrat zu allen Angelegenheiten zu sprechen. ®Zur tatséchlichen und rechtlichen Klar-
stellung des Sachverhalts ist ihm auch auf3erhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zu
erteilen. ‘Bei Wortmeldungen ,zur Geschaftsordnung® ist das Wort aufRerhalb der Reihenfolge so-
fort zu erteilen.

(4) 'Die Redner sprechen grundsétzlich von ihrem Platz aus. ’Die Anrede ist an den Stadtrat, nicht
an die Zuhorer zu richten. ®Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden Antrag zu hal-
ten und nicht vom Thema abzuweichen. “Der Vorsitzende kann einen Redner, der vom Gegens-
tand der Beratung abkommt, zur Sache verweisen. *Auf diese Verpflichtung kann jeder den Vorsit-
zenden durch Zuruf hinweisen.

(5) 'Die Redezeit betragt fiir jede Rede 5 Minuten. Das Wort kann zweimal zum gleichen Tages-
ordnungspunkt dem gleichen Mitglied des Stadtrates fiir 3 Minuten erteilt werden. *Bei der Aus-
sprache Uber den Haushalt bzw. Nachtragshaushalt erhélt jede Fraktion einmalig eine Redezeit
von 15 Minuten. *Fir die weitere Debatte zum Haushalt gelten die Satze 1 und 2. °Der Vorsitzende
kann die Redezeit verlangern; bei Widerspruch entscheidet der Stadtrat. °Fiir den Tagesord-
nungspunkt “Informationen der Verwaltung“ gelten die Séatze 1 bis 4 nicht.

(6) Wahrend der Beratung sind nur zulassig:

1. Zusatz- oder Anderungsantrage (Sachantrage) gemaR § 8
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2. Antrage zur Geschaftsordnung gemal § 9.

(7) Der Vorsitzende des Stadtrates und der Antragsteller haben das Recht zur Schlussaul3erung.
Die Beratung des Tagesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des Stadtrates geschlossen.

§ 8 Sachantrage

(1) *Anderungs- und Ergénzungantrige, soweit nicht Antrage nach § 2 Abs. 2, kénnen bis zur Ab-
stimmung gestellt werden. *Miindlich gestellte Antrage sind dem Vorsitzenden auch schriftlich vor-
zulegen.

(2) 'Die Antrage gemaR Absatz 1 miissen eine Begriindung enthalten. *Antrége, deren Annahme
Ausgaben verursacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan nicht oder nicht ausreichend
vorgesehen sind, durfen nur beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem Deckungsvorschlag
verbunden sind.

(3) 'Antrage konnen, solange dariiber noch nicht abgestimmt wurde, von dem Antragsteller zu-
riickgezogen werden. 2Ein zuriickgezogener Antrag kann von einem anderen Mitglied des Stadtra-
tes aufgenommen werden mit der Wirkung, dass Uber den aufgenommenen anstelle des zurtick-
gezogenen Antrages abgestimmt wird.

§ 9 Geschaftsordnungsantrage

(1) Folgende Antrage zur Geschaftsordnung kénnen jederzeit gestellt werden:
Schluss der Rednerliste,
Verweisung an einen Ausschuss oder den Oberbirgermeister,
Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung oder Vertagung,

Verlangerung oder Verkirzung der Redezeit,
Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

Zurtickziehung von Antragen,

1

2

3

4

5. Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der Sitzung,
6

7

8. Anhdrung von Personen, insbesondere Sachverstandigen,
9

Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Stadtratsmitgliedes,
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10. Feststellung der Beschlussunfahigkeit des Stadtrates im Verlauf der Sitzung,
11. Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr.

12. Einberufung einer Fraktionsvorsitzendenbesprechung,

(2) 'Der Antrag gemaR Absatz 1 Nr. 1 kann nur von Stadtratsmitgliedern gestellt werden, die zu
diesem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben. ?Vor der Abstimmung gibt der Vorsitzende die
noch vorliegenden Wortmeldungen bekannt.

(3) *Meldet sich ein Mitglied des Stadtrates ,zur Geschéftsordnung” durch Erheben beider Hande,
so muss ihm das Wort auRerhalb der Reihenfolge erteilt werden. “Es darf dadurch kein Sprecher
unterbrochen werden. *Bemerkungen zur Geschaftsordnung dirfen nicht langer als 3 Minuten
dauern. “Sie dirfen sich mit der Sache selbst nicht befassen, sondern nur den Geschéaftsord-
nungsantrag begriinden. °Zu dem Antrag kénnen die Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung
nehmen. ®Danach ist liber den Antrag durch den Stadtrat zu entscheiden.

§ 10 Abstimmungen

(1) 'Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des Geschaftsordnungsantrages auf
,Schluss der Rednerliste lasst der Vorsitzende des Stadtrates abstimmen. 2Wé&hrend der Abstim-
mung kénnen keine weiteren Antrage gestellt werden. *Antrége (ber die abgestimmt werden soll,
sollen vor der Abstimmung im Wortlaut verlesen werden, sofern sie den Mitgliedern des Stadtrates
nicht schriftlich vorliegen.

(2) Uber jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist gesondert abzustimmen.

(3) *Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge
abgestimmt:

1. Antrage zur Geschéftsordnung,

2. Antrdge von Ausschissen; Uber sie ist vor allen anderen Antrdgen zum gleichen Sitzungsge-
genstand abzustimmen,

3. weitergehende Antrage, insbesondere Anderungs- und Zusatzantrage, die einen gréReren
Aufwand erfordern oder die eine einschneidendere Malinahme zum Gegenstand haben,

4. fraher gestellte Antrage vor spater gestellten, sofern der spéatere Antrag nicht unter Nrn. 1 bis
3 fallt.

2In Zweifelsfallen entscheidet der Vorsitzende des Stadtrates.
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(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Stadtrates die Frage, Uiber die abgestimmt wer-
den soll, so zu formulieren, dass sie mit ,ja“ oder ,nein“ beantwortet werden kann.

(5) Nach der Abstimmung gemaR Absatz 3 ist der gesamte Antrag mit den beschlossenen Ande-
rungen zur Abstimmung zu stellen.

(6) 'Es wird offen abgestimmt. *Die Abstimmung geschieht durch Heben einer Stimmkarte. *Mit der
Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Abstimmung verlangt werden. “Bei
Antragen zur Geschaftsordnung ist eine namentliche Abstimmung unzuléssig. *Jedes Mitglied des
Stadtrates kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat.

(7) 'Stimmenthaltungen und ungiiltige Stimmen z&hlen bei der Feststellung des Abstimmungser-
gebnisses nicht mit. ’Der Vorsitzende stellt anhand der Mehrheit der auf .Ja“ oder ,nein" lautenden
Stimmen fest, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. *Bei Stimmengleichheit ist der An-
trag abgelehnt. “Das Abstimmungsergebnis gibt der Vorsitzende unverziiglich nach der Abstim-
mung bekannt.

(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Stadtrates angezweifelt, so ist die Abstimmung zu
wiederholen und das Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen, Stimmenthaltungen und ungultigen
Stimmen festzuhalten.

(9) 'Uber Gegenstande einfacher Art kann aulRerhalb einer Stadtratssitzung im Wege der Offenle-
gung oder im schriftlichen Verfahren beschlossen werden. “Ein hierbei gestellter Antrag ist ange-
nommen, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des
Beschlusses widerspricht.

8§ 11 Wahlen

(1) *Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdriicklich genannten Fallen durchgefiihrt. 2Sie wer-
den geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewahlt werden, wenn kein Mitglied
widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfihrung der Wahlen von Personen kénnen Mitglieder der Verwal-
tung als Stimmenzahler herangezogen werden.

(3) *Als Stimmzettel sind duRerlich gleiche Zettel zu verwenden. ?Die Stimmzettel sind so vorzube-
reiten, dass jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht werden kann. °Die Stimmzettel sind
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vor der Abgabe zu falten.

(4) Unguiltig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:

1. nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist

2. keinen Stimmabgabevermerk enthalt,

3. den Willen des Wahlers nicht zweifelsfrei erkennen lasst,

4. einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen enthélt,
5

mehr als eine Stimme fur einen Bewerber enthélt.
(5) Die Auszahlung der Stimmen hat in Anwesenheit der Mitglieder des Stadtrates zu erfolgen.

(6) 'Gewahlt ist die Person, die im ersten Wahlgang die Stimmen der Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter
Wahlgang statt. °Im zweiten Wahlgang ist die Person gewdhit, die die meisten Stimmen erhalten
hat. “Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vorsit-
zende zieht. *Soweit im ersten Wahlgang nur eine Person zur Wahl stand und diese Person die
erforderliche Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Satze 2 bis 4 keine Anwendung. %Der Vorsit-
zende gibt das Wahlergebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt.

(7) 'Sind mehrere Personen zu wéhlen, kénnen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgefiihrt
werden, indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende Stelle
eine Stimme vergeben werden kann. 2Gewahlt sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl, der
fur sie abgegebenen gultigen Stimmen, wenn zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder erreicht ist. °Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende
Zieht.

§ 12 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung

(1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung unterbrechen. ?Er hat die Sitzung zu unter-
brechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des Stadtrates ein entsprechender Beschluss von der
Mehrheit der anwesenden Stadtratsmitglieder gefasst wird. *Die Unterbrechung soll im Regelfall
nicht langer als 15 Minuten dauern.

(2) Der Stadtrat kann:

1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an den mit der Vorberatung befassten Au-
schuss zurlickverweisen,
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2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an den Oberbirgermeister zuriickverweisen,
3. die Beratung Uber einzelne Punkte der Tagesordnung vertagen oder

4. die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in der Sache abschliel3en.

(3) *Uber entsprechende Antréage ist sofort abzustimmen. ?Der Entscheidungsantrag geht bei der
Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tagesordnung nur einen Verweisungs-, Ver-
tagungs- oder Schlussantrag stellen.

(5) *Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. *Der in der Bera-
tung befindliche Tagesordnungspunkt wird abschlieRend behandelt. *Danach ist die Sitzung zu
schlieRen. “Sofern die Sitzung nicht gemaR § 1 Abs. 4 Satze 3 bis 5 an einem der nachsten Tage
fortgesetzt wird, sind die restlichen Punkte in der nachstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu
behandeln.

8§ 13 Niederschrift

(1) *Uber jede Sitzung des Stadtrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden,
dem Oberbiirgermeister und vom Protokollfiihrer zu unterzeichnen ist. Der Protokollfiihrer ist ein
Mitarbeiter der Stadtverwaltung und wird vom Oberbirgermeister benannt.

(2) 'Die Niederschrift muss mindestens enthalten:
1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige Sitzungsunterbrechungen,
2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder des Stadtrates,

3. die Feststellung der ordnungsgemalen Einberufung, der Beschlussfahigkeit und der Tages-
ordnung,

4. die Tagesordnung und ob die Beratung 0Offentlich oder nicht 6ffentlich stattgefunden hat,
5. den Wortlaut der Antrédge und Beschlisse

6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wabhlen, bei namentlicher Abstimmung (8 10 Absatz 6
Satz 3) ist die Entscheidung jedes Mitgliedes des Stadtrates in der Niederschrift zu vermerken,

7. Vermerke dartber, welche Stadtratsmitglieder verspatet erschienen sind oder die Sitzung vor-
zeitig oder wegen Befangenheit voribergehend verlassen haben, wobei ersichtlich sein muss,
an welchen Abstimmungen oder Wahlen und aus welchem Grund die Betroffenen nicht teilge-
nommen haben (z.B. Mitwirkungsverbot),
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8. Anfragen der Mitglieder des Stadtrates,

9. sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere Einwohnerfragestunden, Ordnungs-
mafinahmen),

10. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der vorhergehenden Sitzung.
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Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Stadtrates kénnen verlangen, dass ihre Erklarungen wort-
lich in der Niederschrift festgehalten werden. ®Dies ist durch Wortmeldung vorher anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Stadtrates schriftlich oder elektronisch — mittels des
Ratsinformationssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) - zuzuleiten.

(4) 'Einwénde gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzenden schriftlich zuzuleiten. ?Der Stadtrat
entscheidet in seiner nachsten Sitzung, ob und in welcher Weise die Niederschrift zu berichtigen
ist. *Wird der Einwendung nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Stadtrates berechtigt, die Auf-
nahme einer entsprechenden Erklarung in die Niederschrift zu verlangen.

(5) *Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem Protokollfiihrer gestattet, Tonauf-
zeichnungen anzufertigen. °Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und Feststellung der Niederschrift
sind Tonaufzeichnungen zu l6schen. °Es gilt § 3 Absatz 3.

§ 14 Anderung und Aufhebung der Beschlusse des Stadtrates

(1) 'Die Aufhebung oder Anderung eines Beschlusses des Stadtrates kann von einem Drittel der
Mitglieder oder vom Oberbiirgermeister beantragt werden. ?Der Stadtrat entscheidet hieriiber frii-
hestens in der nachsten Sitzung durch erneute Beschlussfassung.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1, der abgelehnt wurde, kann innerhalb von sechs Monaten nur dann
erneut gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage wesentlich geédndert hat.

(3) Ein Anderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulassig, soweit in Ausfiihrung des Beschlusses
des Stadtrates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und diese nicht mehr aufgeltst
werden konnen, weil dies mit vertretbarem Aufwand nicht moglich ist und/oder zu Schadenersatz-
ansprichen fuhren kann.

8§ 15 Ordnung in den Sitzungen

(1) 'Der Vorsitzende sorgt fiir die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen und achtet auf
die Einhaltung der Geschaftsordnung. “Er (ibt das Hausrecht aus.
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(2) 'VerstoRt ein Mitglied des Stadtrates gegen die Bestimmungen der Geschéftsordnung oder
verletzt es die Wirde der Versammlung oder auf3ert es sich ungebiihrlich, so kann es vom Vorsit-
zenden unter Nennung des Namens ,zur Ordnung“ gerufen werden. ?Personliche Angriffe und
Beleidigungen sind vom Vorsitzenden zu riigen. *Ist ein Mitglied in derselben Sitzung dreimal zur
Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen
worden, so kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. “Entsprechendes gilt, wenn ein Mitglied
vom Verhandlungsgegenstand abschweift und vom Vorsitzenden ,zur Sache* gerufen wurde. °Ist
einem Mitglied des Stadtrates das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung
nicht mehr sprechen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates kann einem Redner, der die festgesetzte Redezeit Giberschrei-
tet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit hingewiesen hat.

(4) 'Der Vorsitzende des Stadtrates kann ein Mitglied bei grob ungebiihrlichem oder wiederholt
ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung ausschlieBen. “Das Mitglied hat den Sitzungsraum
zu verlassen.

(5) Der Stadtrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die zur Aufrechterhal-
tung der Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Beschluss fiir héchstens vier
Sitzungen ausschliel3en.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es dem Vorsitzenden nicht sie wieder
herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 16 Ordnungsmaflnahmen gegeniber Zuhdérern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden des Stadtrates unterliegen alle Per-
sonen, die sich wahrend einer Sitzung des Stadtrates im Sitzungsraum aufhalten.

(2) *Wer als Zuhérer durch ungebiihrliches Verhalten die Sitzung stért oder Ordnung und Anstand
verletzt, kann auf Anordnung des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen und notfalls ent-
fernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher mindestens ein Mal auf die Folgen seines
Verhaltens hingewiesen wurde. ?Entsteht wahrend einer Sitzung des Stadtrates unter den Zuho-
rern stérende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzen-
de des Stadtrates nach vorheriger Ankiindigung den fur die Zuhérer bestimmten Teil des Sitzungs-
raumes raumen lassen, wenn die stérende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.
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Il. FRAKTIONEN

8 17 Fraktionen

(1) 'Die Fraktionen geben dem Vorsitzenden des Stadtrates von ihrer Bildung und namentlichen
Zusammensetzung unverziiglich schriftlich Kenntnis. 2Dabei ist auch mitzuteilen, wer Vorsitzender
der Fraktion und dessen Stellvertreter ist. *Veranderungen sind dem Vorsitzenden unverziiglich
mitzuteilen.

(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei Mitgliedern bestehen.

(3) Ein Mitglied des Stadtrates kann nicht mehreren Fraktionen angehéren.

Ill. AUSSCHUSSE DES STADTRATES

8 18 Verfahren in den Ausschiissen

(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, finden fir die Ausschiisse des Stadtra-
tes die Bestimmungen dieser Geschéftsordnung entsprechend Anwendung.

(2) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sitzungen beschlieBender und beratender
Ausschisse sind allen Ausschussmitgliedern und zusétzlich den tbrigen Mitgliedern des Stadtra-
tes zuzuleiten.

(3) 'Die Ausschiisse kénnen beschlieRen, zu einzelnen Punkten ihrer Tagesordnung in den Sit-
zungen Sachverstandige und Einwohner zu héren. “Diese kénnen an nicht éffentlichen Sitzungen
nur zu dem Tagesordnungspunkt teilnehmen, zu dem sie gehdrt werden sollen und haben den
Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit beraten wird.

(4) Das zustandige Fachamt sichert die Protokollierung in den Ausschissen ab.
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IV. OFFENTLICHKEITSARBEIT

§ 19 Unterrichtung der Offentlichkeit und Presse

Offentlichkeit und Presse werden vom Oberbiirgermeister tiber die Tagesordnung der Sitzungen
des Stadtrates und seiner Ausschiisse sowie Uber den wesentlichen Inhalt der gefassten Be-
schlisse unterrichtet.

V. SCHLUSSVORSCHRIFTEN, INKRAFTTRETEN

§ 20 Auslegung der Geschéftsordnung

'Bei Zweifeln tiber Auslegung und Anwendung der Geschéftsordnung entscheidet der Vorsitzende
des Stadtrates. *Erhebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so entscheidet der Stadtrat
mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein“ lautenden Stimmen. *Bei Stimmengleichheit ist der Wider-
spruch zuriickgewiesen.

§ 21 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in mannlicher und weiblicher Form.

8 22 Inkrafttreten

Die Geschéftsordnung tritt mit Beschlussfassung des Stadtrates am 16.10.2014 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Geschéaftsordnung vom 07.07.2009 aul3er Kraft.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
10-020 GeschO Beschluss 16.10.2014.pdf


Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Neue Fassung (n. F.)

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) hat auf der
Grundlage der 88 45 Abs. 2 Nr. 2, 59 des Kommunalver-
fassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG
LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie auf der
Grundlage des Beschlusses uber die Hauptsatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 16.10.2014 in seiner Sitzung
am 16.10.2014 folgende Geschéaftsordnung beschlos-
sen.

I. SITZUNGEN DES STADTRATES

§ 1 Einberufung, Einladung, Teilnahme

(1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates beruft den Stadtrat
im Einvernehmen mit dem Oberblrgermeister schriftlich
oder elektronisch — mittels des Ratsinformationssystems
der Stadt Kéthen (Anhalt) - unter Mitteilung der Tages-
ordnung und Angabe von Ort und Zeit der Sitzung ein.
’Die Ladungsfrist betragt eine Woche.

(2) 'Der Einladung sind die fiir die Verhandlung erforder-
lichen Unterlagen grundsatzlich beizufiigen. 2Fur jeden
Tagesordnungspunkt ist eine Sachdarstellung und ggf.
ein Beschlussvorschlag (Sitzungsvorlage) des Oberbdir-
germeisters beizufiigen werden, aus dem auch die Be-
schlusse der beteiligten Ausschiisse ersichtlich sind.
3Liegen besondere Griinde vor, kann beides ausnahms-
weise nachgereicht werden.

Erlauterungen

Keine Bemerkungen

Die Uberschrift wurde abgeéndert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Entspr. 8 53 (4) KVG LSA kann die Geschéftsordnung
Einzelheiten zur Einberufung zu den Sitzungen regeln.
Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Alte Fassung (a. F.)

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) hat auf der
Grundlage des-8-44-Abs-3-Nr—2-derGemeindeordnung

sowie auf der Grundlage des Beschlusses Uber die
Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 07-04-2005
folgende Geschéaftsordnung in-der-Sitzung-am
07072009, gedndertam-17-02.2011; beschlossen.

|. Ber-Stadtrat

§ 1 Einberufung {§ 53 Abs—4-und-5-GO-LSA).

§ 1 (1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates }adt-die-Stadtrate
des-Stadtrates im Einvernehmen mit dem Oberburger-
meister schriftlich oder elektronisch unter Mitteilung von

ZeitC | " <nelocin.

§ 1 (1) “Die fur die Verhandlung erforderlichen Unterla-
gen sind grundsatzlich beizuftigen.

§ 1 (2) “Jeder Tagesordnungspunkt ist-grundsatzlich
durch-eine Sitzungsvorlage verzubereiten- *Die-Be-
schlussempfehlung der beteiligten Ausschisse kérnen
zur-Sitzung nachgereicht werden.
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Neue Fassung (n. F.)

(3) 'Der Stadtrat ist einzuberufen, sooft es die Ge-
schaftslage erfordert, in der Regel alle zwei Monate. Der
Stadtrat ist unverziglich einzuberufen, wenn es ein Vier-
tel seiner Mitglieder unter Angabe des Verhandlungsge-
genstandes verlangt oder sofern die letzte Sitzung langer
als drei Monate zurtickliegt und ein Mitglied des Stadtra-
tes die Einberufung unter Angabe des Beratungsgegen-
standes beantragt. *Der Antrag auf unverziigliche Einbe-
rufung des Stadtrates nach Satz 2 ist schriftlich beim
Vorsitzenden einzureichen.

(4) 'Die Einladung hat so rechtzeitig wie moglich zu er-
folgen, mindestens jedoch unter Einhaltung einer Frist
von einer Woche vor der Sitzung. ?Dies gilt nicht, wenn
eine Sitzung des Stadtrates vor Erschopfung der Tages-
ordnung vertagt werden muss (§ 12 Abs. 5). °In diesem
Fall kann die Sitzung zur Erledigung der restlichen Ta-
gesordnung an einem der nachsten Tage fortgesetzt
werden. “Eine erneute schriftliche Ladung sowie die
Einhaltung einer Frist sind nicht erforderlich. °Die in der
Sitzung nicht anwesenden Stadtréte sind von dem neuen
Termin unverziglich zu unterrichten.

(5) 'In dringenden Angelegenheiten, die keinen Aufschub
dulden (Notfall), kann der Stadtrat vom Vorsitzenden
ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der Verhand-
lungsgegenstande einberufen werden. Ein Notfall ist
gegeben, wenn die Beratung und Entscheidung tber die
Angelegenheit nicht bis zur nachsten Sitzung aufge-
schoben werden kann, ohne dass nicht zu beseitigende
Nachteile eintreten.

(6) ‘Wer nicht oder nicht rechtzeitig an einer Sitzung

Erlauterungen

Entspr. 8 53 (3) KVG LSA kann die Geschéftsordnung
einen Zeitraum vorsehen, nach dem die Vertretung ein-
zuberufen ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell iberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und erganzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Alte Fassung (a. F.)

§ 1 (2) 'Der-Stadtrat wird in der Regel alle zwei Monate
§ 1 (3) 'Der Stadtrat muss-unverziglich einberufen-wer-
denr-wenn der-Oberbirgermeister-eine-Fraktion-oder
mindestens ein Viertel der Mitglieder des-Stadtrates un-
ter Angabe des Verhandlungsgegenstandes dies-schrift-
lich-beantragen—"Auf-Antrag-eines Viertels der-Mitglieder
des-Stadtrates-odereinerFraktonistein-Verhandlungs-
L autdi | N "
el . I | .

§ 1 (1) *bie-Ladungsfrist betragt 1 Woche.

§ 1 (4) In-Netfallen kann der Stadtrat ochne-Einhaltung
von-Ladungsfristen formlos unter Angabe der Verhand-
lungsgegenstande einberufen werden. {§ 51-Abs4-GO
LSA}

§ 2 (2) 'Diejenigen;-die-an-der-Sitzung nicht oder nicht
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Neue Fassung (n. F.)

teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen
muss, zeigt dies dem Vorsitzenden des Stadtrates vor
der Sitzung an. “Die Anzeige kann auch im Ratsburo der
Stadtverwaltung erfolgen.

§ 2 Tagesordnung

(1) ‘Der Vorsitzende des Stadtrates stellt die Tagesord-
nung im Einvernehmen mit dem Oberbirgermeister un-
ter Mitwirkung des Stadtratsvorstandes auf. “Die Tages-
ordnung gliedert sich in einen 6ffentlichen und in einen
nichtoffentlichen Teil.

Erlauterungen

Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell iberarbeitet.

Der Absatz kann entfallen, da die Vorschriften zur konsti-
tuierenden Sitzung bereits in § 53 Abs. 1 und 2 KVG
LSA enthalten sind.

Der 1. HS ist so bereits in § 54 S. 1 KVG LSA geregelt.
Der 2. HS ist selbstverstandlich und bedarf keiner Er-
wahnung in der Geschaftsordnung.

Das Recht der Ortsbiirgermeister an den Sitzungen teil-
zunehmen ergibt sich aus 8§ 85 Abs. 4 KVG LSA, des-
halb kann der Absatz entfallen.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Seite 3 von 33

Alte Fassung (a. F.)
rechtzeitig teilnehmen kénnenunterrichten das Ratsbi-

ro vor der Sitzung. Verlasstein-Stadtratsmitglied vorzei-
tig eme%%zung—teﬂ%e; dies dem Vorsitzenden des
Stadtrates mit- Dmeéﬂdamng%md—ven%ﬂ#der
Schriftfthrerfin-fir-den-Stadiratsvorsitzenden-entgegen
genommen:

§ 1 (5) 'Die konstituierende Sitzung wird durch den
Oberbiirgermeister einberufen. ?Wird das an Jahren
alteste Mitglied des Stadtrates zum Vorsitzenden des
Rates gewahlt, so wird der Vorsitzende durch das an
Jahren zweitalteste Mitglied auf die gewissenhafte Erfll-
lung seiner Amtspflichten verpflichtet.

, ,
§ 2 (1)-bie-Stadtrate-des-Stadtrates-sind-verpflichtet-an

§ 2 (3) 'Die Ortsbiirgermeister kdnnen an den Sitzungen
des Stadtrates und seiner Ausschiisse mit beratender
Stimme teilnehmen. *Sie haben einen Anspruch auf La-
dung, jedoch nicht auf eine férmliche Einberufung.

§ 3 Tagesordnung {§ 51-Abs4-u-5GO-LSA)

§ 3 (1) Der Vorsitzende des Stadtrates legt im Einver-
nehmen mit dem Oberbiirgermeister die Tagesordnung
unter Mitwirkung des Stadtratsvorstandes fest.






Neue Fassung (n. F.)

(2) *Antrage zur Tagesordnung kénnen Stadtratsmitglie-
der und Fraktionen bis spatestens 14 Tage vor der Sit-
zung stellen. “Die Antrage sind dem Vorsitzenden oder
dem Ratsbiro schriftlich zuzuleiten. *Auf Antrag eines
Viertels der Mitglieder des Stadtrates oder einer Fraktion
ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung
spatestens der ibernachsten Sitzung zu setzen. “Dies
gilt nicht, wenn der Stadtrat den gleichen Verhandlungs-
gegenstand innerhalb der letzten sechs Monate bereits
verhandelt hat, sofern nicht § 14 Abs. 2 zutrifft. "Dem
Oberbirgermeister muss Gelegenheit gegeben werden,
zu allen Antragen eine entsprechende Vorlage mit seiner
Beschlussempfehlung zu erarbeiten.

(3) *Nach erfolgter Einladung ist die Erweiterung der
Tagesordnung um Angelegenheiten, die in 6ffentlicher
Sitzung zu behandeln waren, nicht zulassig. “Die Erwei-
terung der Tagesordnung um eine dringende Angele-
genheit, die in nicht 6ffentlicher Sitzung (8§ 4) zu behan-
deln wére, ist nur zu Beginn einer Sitzung zuléssig, wenn
alle Mitglieder des Stadtrates anwesend sind und kein
Mitglied widerspricht.

Erlauterungen

Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache selbster-
klarend ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Eine Erweiterung der Tagesordnung in 6ffentlicher Sit-
zung ist insofern unzuldssig, da dann eine ordnungsge-
malie Einberufung/Bekanntmachung fur diesen TOP
nicht hatte erfolgen kdnnen.

Ergibt sich bereits aus § 2 Abs. 1 und muss nicht in die-
ser Ausfuhrlichkeit geregelt werden.

Alte Fassung (a. F.)

§ 3 (3) JederBeratungsgegenstand-ist-deutlich-zu-kenn-
zeichnen:

§ 3 (4) 'Antrage zur Aufrahme-in-die Tagesordnung sind
2zu-beriicksichtigen; wenn sie schriftlich gestellt, unter-
schrieben und zwei Wochen vor der Sitzung, beim Vor-
sitzenden des Stadtrates oder im Ratsbiiro eingegangen
sind. *Die-Antrage-sind-mit der Ladunggegebenenfalls

. | I o el
des-Stadtrates bekannt zu-geben—°Die-Regelungen-des
§ 51 Abs-5-Satz 2 derGemeindeordnung-des-Landes
! Arhalt bleil | St
§ 3 (5) *Dem Oberbirgermeister muss Gelegenheit ge-
geben werden, zu allen Antrdgen eine entsprechende
Vorlage mit seiner Beschlussempfehlung zu erarbeiten.

§ 3 (2) In-dringlichen Fallen- , I
Boainn dor.Si Besehluss des Stad .

: : { Drittoln.c B} snd
werden.
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Neue Fassung (n. F.)

(4) 'Der Stadtrat beschlieRt zu Beginn der jeweiligen
Sitzung Uber die Feststellung der Tagesordnung und
Uber die offentliche oder nicht 6ffentliche Behandlung der
Tagesordnungspunkte. >Auf Antrag kann tiber die Abset-
zung von Angelegenheiten von der Tagesordnung oder
die Anderung der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte
mit der Mehrheit der auf ,ja“ oder ,nein“ lautenden Stim-
men entschieden werden. *Betrifft ein Antrag eine Ange-
legenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt
fallt, ist der Antrag ohne Sachdebatte durch Beschluss
des Stadtrates von der Tagesordnung abzusetzen.

§ 3 Offentlichkeit der Sitzungen

Erlauterungen

entféllt, bedarf keiner solch ausfuhrlichen Erklarung.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der Paragraph wurde neu nummeriert.

Der Absatz kann entfallen, da die Formulierungen bereits
in 8 52 KVG LSA enthalten sind.

Alte Fassung (a. F.)

e m . | _Stell lie Antrs
ge-

§ 8 (2) 'Auf Antrag eines-Antragsberechtigten kann der

Stadtrat-beschlieBen;-sich-miteinem-Antrag-in-der-Sache
nichtzu-befassen:

§ 5 Offentlichkeit der Sitzungen {§50-GO-LSA)
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Neue Fassung (n. F.)

(1) *Alle Einwohner der Stadt Kéthen (Anhalt) haben das
Recht, an offentlichen Sitzungen des Stadtrates und
seiner Ausschisse teilzunehmen. *Sind die fiir Zuhérer
vorgesehenen Platze besetzt, kdnnen weitere Interes-
senten zuriickgewiesen werden. *Zuhérer sind nicht
berechtigt, in Sitzungen das Wort zu ergreifen oder sich
selbst an den Verhandlungen zu beteiligen.

(2) *An den &ffentlichen Sitzungen kénnen Vertreter der
Presse, des Rundfunks und &hnlicher Medien teilneh-
men. “lhnen sind besondere Sitze zuzuweisen. *Absatz 1
Satze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

(3) “Ton- und Bildiibertragungen sowie Ton- und Bildauf-
zeichnungen offentlicher Sitzungen durch Presse, Rund-
funk und ahnliche Medien sind zuléassig, wenn sie den
Sitzungsablauf nicht beeintrachtigen. 2Sie sind dem Vor-
sitzenden oder dem Ratsbiro vorher anzuzeigen.
®Dieser ist berechtigt, Auflagen, die der Aufrechterhal-
tung der Ordnung in der Sitzung dienen, zu erteilen.
*Mitglieder des Stadtrates, Beschaftigte der Verwaltung
und Sachversténdige kdnnen verlangen, dass einzelne
eigene Redebeitrdge bzw. Ausfiihrungen nicht aufge-
zeichnet und tibertragen werden. >Dem Vorsitzenden
steht dariiber hinaus im Rahmen seiner Ordnungsfunkti-
on das Recht zu, Bild- und Tonaufzeichnungen sowie
Bild- und Tonlbertragungen zu untersagen.

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Gberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Entspr. 8 52 (5) S. 3 KVG LSA ist Naheres zu Ton- und

Bildaufzeichnungen in der Geschéftsordnung zu regeln.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Alte Fassung (a. F.)

§ 5 (3) 'An offentlichen Sitzungen kénnen Zuhérer-unter
i | | P4 et .
?Zuhorer sind nicht berechtigt, in Sitzungen das Wort zu
ergreifen oder sich selbst an den Verhandlungen zu
beteiligen.

§ 5 (3) *Furdie-Presse-sind-Plitze zureservieren-
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Neue Fassung (n. F.)

§ 4 Ausschluss der Offentlichkeit

(1) 'Durch Beschluss des Stadtrates ist im Rahmen des
§ 52 Abs. 2 KVG LSA (iber den Ausschluss der Offent-
lichkeit von einzelnen Tagesordnungspunkten zu ent-
scheiden. “Soweit das 6ffentliche Wohl oder berechtigte
Interessen Einzelner dies erfordern, werden insbesonde-
re in nicht offentlicher Sitzung behandelt:

1. Personalangelegenheiten,

2. Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises,
deren nicht 6ffentliche Behandlung im Einzelfall von der
Fachaufsichtsbehorde verflgt ist,

3. personliche Angelegenheiten der Mitglieder des
Stadtrates,

4. Grundsticksangelegenheiten sowie die Ausiibung
des Vorkaufsrechtes,

5. Vergabeentscheidungen,

6. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung
durch Gesetz vorgeschrieben ist.

(2) In nicht offentlicher Sitzung gefasste Beschlisse sind
nach Wiederherstellung der Offentlichkeit oder - wenn
dies ungeeignet ist - in der nachsten offentlichen Sitzung
bekannt zu geben, sofern nicht das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

§ 5 Sitzungsleitung und -verlauf

Erlauterungen

Der Paragraph wurde neu hinzugefiigt und enthalt inhalt-
liche Regelungen aus dem ehem. § 5 (2) GeschO.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Paragraphen 4 und 6 wurden aus systematischen
Grinden zusammengefasst, die Uberschrift neu numme-
riert und abgeéndert, um den Inhalt des Paragraphen
besser wiederzugeben.

Alte Fassung (a. F.)

$ 5.(2) Die Offentlichkeit ist in-d 2 beifol
genden-Gruppenvon-Angelegenheiten-auszaschliefen:
- Personalangelegenheiten
- Grundstucksangelegenheiten
- Auftragsvergaben
; hif LB ha
Reel tiake lor Stad

- Ausilibung des Vorkaufsrechtes

§-4-Sitzungsablauf
§ 6 Sitzungsleitung {(8-55-GO-LSA)
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Neue Fassung (n. F.)

(1) 'Der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu
leiten, er sorgt fur die Aufrechterhaltung der Ordnung
und Ubt das Hausrecht wahrend der Sitzungen des
Stadtrates aus. “Er ruft die Verhandlungsgegenstande
auf und stellt sie zur Beratung und Beschlussfassung.
3Als Beisitzer fungiert jeweils ein nach § 5 Abs. 2 der
Hauptsatzung gewahlter Stellvertreter abwechselnd.
*Will der Vorsitzende zu einem Verhandlungsgegenstand
als Mitglied des Stadtrates sprechen, so muss er den
Vorsitz fur die Dauer der Beratung und Beschlussfas-
sung dieses Gegenstandes an seinen Beisitzer abgeben.

(2) Sind der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter ver-
hindert, so wahlt der Stadtrat unter Vorsitz des an Jahren
altesten anwesenden Mitgliedes fiir die Dauer der Ver-
hinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung, einen
Vorsitzenden aus seiner Mitte.

Erlauterungen

Entspr. 8 57 (1) KVG LSA leitet der Vorsitzende die Sit-
zung im Rahmen der Geschéaftsordnung.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Eingefligt wurde zusatzlich die rotierende Besetzung der
Beisitzer des Stadtratsvorsitzenden.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Einzelheiten zur Einwohnerfragestunde sind entspr. § 28
(2) S. 2 KVG LSA in der Hauptsatzung zu regeln.

Die Muster-Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemein-
debundes Sachsen-Anhalt enthalt zwar Regelungen zur
Einwohnerfragestunde, jedoch sind diese entsprechend
im neuen Entwurf der Hauptsatzung enthalten und kén-
nen deshalb in der Geschéaftsordnung entfallen.

Alte Fassung (a. F.)

§ 6 (1) 'Der Vorsitzende des-Stadtratesleitet—erdffnet
und-sehlieRt die-Sitzungen—Er-handhabt-die Ordnung
und Ubt das Hausrecht aus.

) | g! | | | .. | | W
§ 6 (3) Ist-die-Rednetliste-erschépft-odermeldetsich

. | _erkia . o di
Wahl-

§ 7 (3) Will derVorsitzende des-Stadtrates-selbstzur
Sache-sprechen, dbergibt er den Vorsitz an seinen Stell-
vertreter.
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Neue Fassung (n. F.)

(3) 'Die Sitzungen des Stadtrates sind grundsatzlich in

folgender Reihenfolge durchzufihren:

1. Eréffnung der Sitzung

2. Einwohnerfragestunde

3. Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung,
der Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit des
Stadtrates,

4. Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen
Sitzung

5. Informationen der Verwaltung

6. Feststellung der Tagesordnung und der dazu
vorliegenden Antrage

7. Behandlung der Tagesordnungspunkte

8. Behandlung von Anfragen und Anregungen

9. SchlieBung der Sitzung

’Die Nrn. 4. bis 8. sind jeweils im dffentlichen Teil und im

nicht 6ffentlichen Teil durchzufiihren.

(4) 'Der Oberburgermeister informiert zu Beginn jeder
Sitzung uber alle wichtigen Angelegenheiten im Rahmen
der Informationen der Verwaltung. “Die Berichterstat-
tung, die durch den Oberblrgermeister mindlich erfolgt,
wird im Protokoll festgehalten.

(5) 'Die einzelnen Punkte der Tagesordnung kommen in
der durch die Einladung festgelegten Reihenfolge zur
Beratung und Abstimmung. 8 2 Abs. 4 Satz 2 bleibt
unberuhrt.

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell iberarbeitet.

keine inhaltlichen Anderungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Alte Fassung (a. F.)

§ 4 (2) Die Sitzungen des Stadtrates laufenregelmalig
wiefolgt-ab:
a) Ero6ffnung der Sitzung
b} Feststellung der -Beschlusstahigkeit
. E | lor Ord sRiakei
Ladunhg
- Feststellung-derZahl-deranwesenden
Mitali
Genehmigung der Niederschrift der vorange-
gangenen Sitzung
Informationen der Verwaltung
Feststellung der Tagesordnung und der dazu
vorliegenden Antrage
Behandlung der Tagesordnungspunkte
Behandlung von Anfragen und Anregungen
SchlieBung der Sitzung

e 22 2

§ 4 (3) 'Der Oberbiirgermeister informiert zu Beginn
jeder Sitzung uber alle wichtigen Angelegenheiten im
Rahmen der Informationen der Verwaltung. *Die Bericht-
erstattung, die durch den Oberburgermeister mindlich
erfolgt, wird im Protokoll festgehalten.
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Neue Fassung (n. F.)

§ 6 Anfragen an den Oberblrgermeister

(1) Jedes Mitglied des Stadtrates ist berechtigt, schriftlich
oder in der Sitzung des Stadtrates mindlich Anfragen zu
einzelnen Angelegenheiten der Stadt und der Stadtver-
waltung an den Oberburgermeister zu richten.

(2) '*Kann eine Anfrage wihrend der Sitzung nicht sofort
beantwortet werden, ist diese spatestens in der nachsten
Stadtratssitzung, im Rahmen der Informationen der Ver-
waltung, zu beantworten. “Machen Inhalt und Umstande
der Anfrage eine friihere Beantwortung notwendig, ist
vorab ein schriftliche Antwort zu erteilen.

(3) Auskinfte des Oberbirgermeisters gemaf § 43 Abs.
3 Satz 2 KVG LSA sind auch allen Fraktionen zur Kennt-
nis zu geben.

§ 7 Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) 'Der Vorsitzende eroffnet die Beratung zu dem jewei-
ligen Tagesordnungspunkt. ’Bei Bedarf erlautert und
begriindet der Oberbiirgermeister oder sein Vertreter

Erlauterungen

Der Paragraph wurde aus systematischen Griinden vor-
gezogen und neu nummeriert.

Entspr. 8 45 KVG LSA regelt die Geschéaftsordnung das
Nahere zum Verfahren bei Anfragen der Stadtrate an
den Oberbirgermeister.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Gberarbeitet.

keine inhaltlichen Anderungen

Auf Wunsch der Fraktionsvorsitzenden aus der Beratung
vom 18.9.2014 eingefiigt.

Die Uberschrift wurde abgeéndert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-

Alte Fassung (a. F.)

§ 15 Anfragen an den Oberbiirgermeister {§44-Abs-6
GO-LSA)

§ 15 (1) Jeder Stadtrat ist berechtigt, Anfragen ver-oder
in der Sitzung des Stadtrates an den Oberbirgermeister
zu richten.
Sehl lor Si . il | el
I ol ht die Méalichkeit di
heiftliche F . hal T | .
stelit-behandelt:
§ 15 (3) 'Kann auf eine Anfrage nicht sofort geantwortet
werden, ist diese spéatestens in der nachsten Stadtrats-
sitzung, im Rahmen der Informationen der Verwaltung,
zu beantworten. *Machen Inhalt und Umstande der An-
frage eine friihere Beantwortung notwendig, ist vorab ein
schriftlicher Bescheid zu erteilen.

§ 7 Redeordnung
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Neue Fassung (n. F.)

bzw. ein Mitarbeiter der Verwaltung einleitend den Bera-
tungsgegenstand. 3Ergé‘mzend kann sich der Vortrag
eines Sachverstandigen anschlieRen. “Diese haben bei
nicht offentlichen Sitzungen den Sitzungsraum zu ver-
lassen, bevor in der entsprechenden Angelegenheit be-
raten wird. °Die Beratung des jeweiligen Tagesord-
nungspunktes erfolgt nach Wortmeldung durch Erheben
der Hand bzw. beider Hande fiir Antrage zur Geschafts-
ordnung.

(2) 'Die Mitglieder des Stadtrates, die wegen personli-
cher Beteiligung gemaf § 33 KVG LSA (Mitwirkungsver-
bot) von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen
sein kénnten, haben dies dem Vorsitzenden des Stadtra-
tes vor Beginn der Beratung des entsprechenden Ta-
gesordnungspunktes unaufgefordert mitzuteilen und den
Sitzungsraum zu verlassen. *Bei 6ffentlicher Sitzung
kann sich das Mitglied in dem fur Zuhorer bestimmten
Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

(3) 'Ein Mitglied des Stadtrates darf in der Sitzung nur
dann sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das Wort
erteilt. °Das Wort kann wiederholt erteilt werden. *Der
Vorsitzende erteilt das Wort moglichst in der Reihenfolge
der Wortmeldungen. “Melden sich mehrere Mitglieder
gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der Vorsitzende tber
die Reihenfolge. °Der Oberbiirgermeister hat das Recht,
im Stadtrat zu allen Angelegenheiten zu sprechen. °Zur
tatsachlichen und rechtlichen Klarstellung des Sachver-
halts ist ihm auch auf3erhalb der Reihenfolge der Wort-
meldungen das Wort zu erteilen. ‘Bei Wortmeldungen
,ZUr Geschéaftsordnung" ist das Wort auf3erhalb der Rei-
henfolge sofort zu erteilen.

Erlauterungen

nell Gberarbeitet und erganzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und ergénzt.

Alte Fassung (a. F.)

§ 7 (8) Auf-Antrag-und-mehrheitlicher Zustimmung-der
Stadtrite ke h G4 T
erdrungsponkten-das-Woerterhalten:

§4(4)}E' Stadtrite di . T

§ 7 (1) 'Der Vorsitzende des-Stadtrates erteilt das Wort.
2Er bestimmt-die-Redner-nach-der Reihenfolge der

Wortmeldungen, die-durch-Handauthebungen-erfolgen:
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Neue Fassung (n. F.)

(4) 'Die Redner sprechen grundsétzlich von ihrem Platz
aus. “Die Anrede ist an den Stadtrat, nicht an die Zuho-
rer zu richten. *Die Redner haben sich an den zur Bera-
tung stehenden Antrag zu halten und nicht vom Thema
abzuweichen. *Der Vorsitzende kann einen Redner, der
vom Gegenstand der Beratung abkommt, zur Sache
verweisen. “Auf diese Verpflichtung kann jeder den Vor-
sitzenden durch Zuruf hinweisen.

(5) 'Die Redezeit betragt fiir jede Rede 5 Minuten. “Das
Wort kann zweimal zum gleichen Tagesordnungspunkt
dem gleichen Mitglied des Stadtrates fiir 3 Minuten erteilt
werden. *Bei der Aussprache tber den Haushalt bzw.
Nachtragshaushalt erhdlt jede Fraktion einmalig eine
Redezeit von 15 Minuten. *Fir die weitere Debatte zum
Haushalt gelten die Satze 1 und 2. °Der Vorsitzende
kann die Redezeit verlangern; bei Widerspruch ent-
scheidet der Stadtrat. °Fiir den Tagesordnungspunkt
“Informationen der Verwaltung” gelten die Satze 1 bis 4
nicht.

(6) Wahrend der Beratung sind nur zulassig:

1. Zusatz- oder Anderungsantrage (Sachantrage)
geman § 8

2.  Antrage zur Geschaftsordnung gemaf § 9.

(7) Der Vorsitzende des Stadtrates und der Antragsteller
haben das Recht zur Schlusséuf3erung. Die Beratung
des Tagesordnungspunktes wird vom Vorsitzenden des
Stadtrates geschlossen.

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Gberarbeitet und erganzt.

Die Regelung wurde neu nummeriert und grammatika-
lisch Uiberarbeitet, keine inhaltlichen Anderungen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Alte Fassung (a. F.)

§ 7 (4) 'Die Redezeit betragt fiir jede Rede 5 Minuten.
’Das Wort kann zweimal zum gleichen Tagesordnungs-
punkt dem gleichen Mitglied des Stadtrates fur 3 Minuten
erteilt werden. *Bei der Aussprache tber den Haushalt
bzw. Nachtragshaushalt erhalt jede Fraktion einmalig
eine Redezeit von 15 Minuten. *Fiir die weitere Debatte
zum Haushalt gitt Satz 1 und 2. °Fir den Tagesord-
nungspunkt “Informationen der Verwaltung“ gelten die
Satze 1 bis 4 nicht.
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Neue Fassung (n. F.)

§ 8 Sachantrage

(1) *Anderungs- und Ergénzungantrage, soweit nicht

Antrdge nach § 2 Abs. 2, kdnnen bis zur Abstimmung
gestellt werden. *Miindlich gestellte Antrage sind dem
Vorsitzenden auch schriftlich vorzulegen.

(2) 'Die Antrage gemaR Abs. 1 miissen eine Begriindung
enthalten. >Antrége, deren Annahme Ausgaben verur-
sacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan nicht
oder nicht ausreichend vorgesehen sind, diirfen nur be-
raten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem De-
ckungsvorschlag verbunden sind.

(3) *Antrage konnen, solange dariiber noch nicht abge-
stimmt wurde, von dem Antragsteller zuriickgezogen
werden. “Ein zuriickgezogener Antrag kann von einem
anderen Mitglied des Stadtrates aufgenommen werden
mit der Wirkung, dass Uber den aufgenommenen anstel-
le des zurlickgezogenen Antrages abgestimmt wird.

8§ 9. Geschéaftsordnungsantréage.

(1) Folgende Antrage zur Geschaftsordnung kénnen
jederzeit gestellt werden:

a) Schluss der Rednerliste,

b) Verweisung an einen Ausschuss oder den Oberbir-

Erlauterungen

Der Paragraph wurde neu hinzugefuigt und setzt sich

inhaltlich aus Abséatzen des friiheren § 3 ,Tagesordnung*

zusammen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und ergénzt.

Anpassung des Verweises, keine inhaltlichen Anderun-
gen.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Gberarbeitet und ergénzt.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Alte Fassung (a. F.)

§ 3 (8) “tn-der-Sitzung-selbst kénnen-Aur-nech Ande-
rungs- oder Erganzungsantrage und—An%Fage—zu{—Ge-
schaftsordnung-gestellt werden. Selche-Antrage-bedii-
fennicht der Sehriftformjedoch-kann-der\orsitzende

N e Py
; hiftlick | . | g. 8 2

§ 3 (6) 'Die Antrage gemaR Abs. 5 miissen eine Begriin-
dung enthalten. *Antrage, deren Annahme Ausgaben
verursacht oder erwarten lassen, die im Haushaltsplan
nicht oder nicht ausreichend vorgesehen sind, dirfen nur
beraten werden, wenn sie gleichzeitig mit einem De-
ckungsvorschlag verbunden sind.

§ 3 (7) Jeder-Antrag-kann-durch-den Antragsteller zu-

rickgenemmen werden.

§ 8 (2) *Bevor-ein-Nichtbefassungsbeschliuss-gefasst
irel_ist.d | I hei Bearii

, I I gl . : S ) g. ittel .

§ 8 Geschéaftsordnungsantrége

§ 8 (1) Wahrend-derBeratung-sind folgende Antrage zur
Geschéftsordnung zulassig:

h) auf Abschluss der Rednerlisten,
i) aufUberweisung an einen Ausschuss oder an
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Neue Fassung (n. F.)

germeister,

C) Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesord-
nung oder Vertagung,

d) Verlangerung oder Verkiirzung der Redezeit,

e) Unterbrechung, Vertagung oder Beendigung der
Sitzung,

f) Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlich-
keit,

g) Zuriickziehung von Antragen,

h) Anhorung von Personen, insbesondere Sachver-
standigen,

i) Feststellung des Mitwirkungsverbotes eines Stadt-
ratsmitgliedes,

j) Feststellung der Beschlussunfahigkeit des Stadtrates
im Verlauf der Sitzung,

k) Fortsetzung der Sitzung nach 22:00 Uhr.

[) Einberufung einer Fraktionsvorsitzendenbespre-
chung,

(2) 'Der Antrag gemaR Abs. 1 Nr. 1 kann nur von Stadt-
ratsmitgliedern gestellt werden, die zu diesem Punkt
nicht zur Sache gesprochen haben. %\or der Abstim-
mung gibt der Vorsitzende die noch vorliegenden Wort-
meldungen bekannt.

(3) 'Meldet sich ein Mitglied des Stadtrates ,zur Ge-
schéftsordnung” durch Erheben beider Hande, so muss
ihm das Wort auRerhalb der Reihenfolge erteilt werden.

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell iberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-

Alte Fassung (a. F.)

den Oberblirgermeister,

d) auf Vertagung eder-Authebung-derBeratung,

e) auf Unterbrechung mitAngabe-derZeitdauer
der Sitzung,

g) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der
Offentlichkeit,

m) Riecknahme von Antragen.

1)  auf Anhdrung von Personen, insbesondere
Sachverstandige,

f)  auf Einberufung einer Fraktionsvorsitzenden-
Besprechung,

als-3-Minuten-dauern-dari—Gegen-den-Antrag-darf-nur
: I leichfall . hen “Wird
Antrag-angenommen;-kann-nur-noch-dem-Antragsteller

§ 7 (5) "Zur Geschéftsordnung ist das Wort jederzeit zu
erteilen. ’Eine-Rede darf dadurch nicht unterbrochen

werden. *Die-Redezeit bei-der Geschaftsordnungsdebat-
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Neue Fassung (n. F.)

’Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen werden.
3Bemerkungen zur Geschéftsordnung dirfen nicht langer
als 3 Minuten dauern. “Sie diirfen sich mit der Sache
selbst nicht befassen, sondern nur den Geschéaftsord-
nungsantrag begriinden. °Zu dem Antrag konnen die
Fraktionen mit je einer Wortmeldung Stellung nehmen.
Danach ist Gber den Antrag durch den Stadtrat zu ent-
scheiden.

§ 10 Abstimmungen

(1) *Nach Schluss der Beratung oder nach Annahme des
Geschaftsordnungsantrages auf ,Schluss der Rednerlis-
te" lasst der Vorsitzende des Stadtrates abstimmen.
“Wahrend der Abstimmung kénnen keine weiteren An-
trage gestellt werden. *Antrage tber die abgestimmt
werden soll, sollen vor der Abstimmung im Wortlaut ver-
lesen werden, sofern sie den Mitgliedern des Stadtrates
nicht schriftlich vorliegen.

(2) Uber jeden Antrag oder Beschlussvorschlag ist ge-
sondert abzustimmen.

(3) 'Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird
Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge abgestimmt:
a) Antrage zur Geschaftsordnung,

b) Antrage von Ausschissen; Uber sie ist vor allen ande-
ren Antragen zum gleichen Sitzungsgegenstand abzu-
stimmen,

c) weitergehende Antrage, insbesondere Anderungs-
und Zusatzantrage, die einen groReren Aufwand erfor-

Erlauterungen

nell Giberarbeitet.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Alte Fassung (a. F.)
te-betragt5-Minuten je Fraktion.

§ 9 Abstimmung (8§54-Abs-2GO-LSA}

§ 9 (3) 'Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so
wird Uber sie in der nachstehenden Reihenfolge abge-
stimmt:

a) Antrage zur Geschéftsordnung,

b) Antrage von Ausschiissen; lber sie ist vor allen ande-
ren Antrdgen zum gleichen Sitzungsgegenstand abzu-
stimmen,

c) weitergehende Antrage; als-weitergehend-sind-solche
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dern oder die eine einschneidendere MalRnahme zum
Gegenstand haben,

d) friher gestellte Antrage vor spater gestellten, sofern
der spéatere Antrag nicht unter Nrn. 1. bis 3. fallt.

%In Zweifelsfallen entscheidet der Vorsitzende des Stadt-
rates.

(4) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende des Stadt-
rates die Frage, Uber die abgestimmt werden soll, so zu
formulieren, dass sie mit ,ja“ oder ,nein“ beantwortet
werden kann.

(5) Nach der Abstimmung gemaf Abs. 3 ist der gesamte
Antrag mit den beschlossenen Anderungen zur Abstim-
mung zu stellen.

(6) 'Es wird offen abgestimmt. “Die Abstimmung ge-
schieht durch Heben einer Stimmkarte. *Mit der Mehrheit
der anwesenden Mitglieder kann eine namentliche Ab-
stimmung verlangt werden. “Bei Antragen zur Ge-
schaftsordnung ist eine namentliche Abstimmung unzu-
lassig. *Jedes Mitglied des Stadtrates kann verlangen,
dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie es abge-
stimmt hat.

(7) ‘Stimmenthaltungen und ungiiltige Stimmen zahlen
bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht
mit. “Der Vorsitzende stellt anhand der Mehrheit der auf
.ja* oder ,nein“ lautenden Stimmen fest, ob der Antrag
angenommen oder abgelehnt ist. *Bei Stimmengleichheit
ist der Antrag abgelehnt. “Das Abstimmungsergebnis
gibt der Vorsitzende unverziiglich nach der Abstimmung

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs. 5
und 6 sowie § 12 Abs. 2 zusammengefasst und redakti-
onell Gberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden die Abs. 1
und 5 zusammengefasst und redaktionell Giberarbeitet.

Alte Fassung (a. F.)
Antrége-anzusehen; die einen gréReren Aufwand erfor-

dern oder eine einschneidendere MalRnahme zum Ge-
genstand haben,

d) friher gestellte Antrége vor spater gestellten, sofern
der spatere Antrag nicht unter Buchst. a bis c fallt.

’In Zweifelsfallen entscheidet der Vorsitzende des Stadt-
rates.

§ 9 (2) 'Vor der Abstimmung sind-die-Antrage-zu-verle-

sen. “Sie-sind so zu stellen, dass sie mit Ja oder Nein
beantwortet werden kénnen. *Jeder-Antragsberechtigte
kann-die Teilung-eines-Antrages-verlangen:

8 9 (4) Nach der Abstimmung gemaf § 9 Abs. 3 ist der
gesamte Antrag mit den beschlossenen Anderungen zur
Abstimmung zu stellen.

§ 9 (5) 'Es wird offen abgestimmt. “Die Abstimmung
geschieht durch Heben einer Stimmkarte.

§ 9 (6) "Auf-Antrag-einer-Fraktionist unter Namensnen-
AuRg-abzustimmen. “Bei Antragen zur Geschaftsordnung
und auf Schluss der Debatte ist eine namentliche Ab-
stimmung unzulassig.

§ 12 (2) JederStadtrat kann verlangen, dass in der Nie-
derschrift festgehalten wird, wie er abgestimmt hat.

§ 9 (1) 'Der Stadtratfasst seine-Beschiisse soweitdas
bestimmt-mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lauten-
den Stimmen. ?Bei Stimmengleichheit ist der Antrag
abgelehnt.

§ 9 (5) *Der Vorsitzende hatdas Ergebnis festzustelien

wnd-bekannt zu-geben.
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bekannt.

(8) Wird das Ergebnis von einem Mitglied des Stadtrates
angezweifelt, so ist die Abstimmung zu wiederholen und
das Ergebnis mit der Zahl der Gegenstimmen, Stimm-
enthaltungen und ungiltigen Stimmen festzuhalten.

(9) "Uber Gegenstande einfacher Art kann auRRerhalb
einer Stadtratssitzung im Wege der Offenlegung oder im
schriftlichen Verfahren beschlossen werden. “Ein hierbei
gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein stimmbe-
rechtigtes Mitglied innerhalb einer Woche nach Bekannt-
gabe des Beschlusses widerspricht.

§ 11 Wahlen

(1) *Wahlen werden nur in den gesetzlich ausdriicklich
genannten Fallen durchgefihrt. ’Sie werden geheim mit
Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewahlt wer-
den, wenn kein Mitglied widerspricht.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen von
Personen kdnnen Mitglieder der Verwaltung als Stim-
menzéhler herangezogen werden.

(3) *Als Stimmzettel sind &uRerlich gleiche Zettel zu ver-
wenden. “Die Stimmzettel sind so vorzubereiten, dass
jeder Kandidat durch ein Kreuz kenntlich gemacht wer-

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung kann entfallen, da die Tatsache selbster-
klarend ist.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-

Alte Fassung (a. F.)

§ 10 Wahlen (§ 54-GO-LSA)

§ 10 (1) *Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vor-
genommen, es kann offen gewahlt werden, wenn kein
Stadtrat widerspricht.

§-10(3) *DerVorstand-des-Stadtrates-ermittelt das
bekannt.

§ 10 (2)-Gelten-spezielle Gesetze, finden-diese- Anwen-
dung:

§ 10 (3) 'Die Stimmzettel sind durch-den-\orsitzenden
des Stadtrates bereit zu-halten. Sie-werden verdeckt
oder-gefaltetabgegeben-

Seite 17 von 33
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den kann. *Die Stimmzettel sind vor der Abgabe zu fal-
ten.

(4) Ungultig sind Stimmen, sofern der Stimmzettel:

a) nicht amtlich ist / nicht amtlich hergestellt ist,

b) keinen Stimmabgabevermerk enthalt,

c¢) den Willen des Wabhlers nicht zweifelsfrei erkennen
lasst,

d) einen Zusatz, Vorbehalte oder weitere Beschriftungen
enthalt,

e) mehr als eine Stimme fur einen Bewerber enthalt.

(5) Die Auszahlung der Stimmen hat in Anwesenheit der
Mitglieder des Stadtrates zu erfolgen.

(6) ‘Gewahlt ist die Person, die im ersten Wahlgang die
Stimmen der Mehrheit der anwesenden stimmberechtig-
ten Mitglieder erhalten hat. Wird diese Mehrheit nicht
erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang statt. *Im zwei-
ten Wahlgang ist die Person gewahlt, die die meisten
Stimmen erhalten hat. “Ergibt sich im zweiten Wahlgang
Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das der Vor-
sitzende zieht. *Soweit im ersten Wahlgang nur eine
Person zur Wahl stand und diese Person die erforderli-
che Mehrheit nicht erreicht hat, finden die Satze 2 bis 4
keine Anwendung. °Der Vorsitzende gibt das Wahler-
gebnis unmittelbar nach der Wahl bekannt.

(7) 'Sind mehrere Personen zu wihlen, kénnen die Wah-
len in einem Wahlvorgang durchgefiihrt werden, indem
alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und
je zu besetzende Stelle eine Stimme vergeben werden

Erlauterungen

nell Gberarbeitet und erganzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Gberarbeitet und erganzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Alte Fassung (a. F.)

§ 10 (4) Fiir die Giiltigkel I ;

§ 10 (1) “Gewahlt ist die Person, fidie-die Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gestimmt hat.
3wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet ein zweiter
Wahlgang statt. “Im zweiten Wahlgang ist die Person
gewahlt, for die die meisten Stimmen abgegeben-worden
sind. °Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleich-
heit, so entscheidet das Los, das der Vorsitzende des
Stadirateszuziehen-hat.
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kann. °Gewahlt sind die Bewerber in der Reihenfolge der
Zahl, der fur sie abgegebenen giltigen Stimmen, wenn
zugleich die Mehrheit der anwesenden stimmberechtig-
ten Mitglieder erreicht ist. *Bej Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 12 Unterbrechung, Verweisung und Vertagung

(1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung
unterbrechen. “Er hat die Sitzung zu unterbrechen, wenn
auf Antrag eines Mitgliedes des Stadtrates ein entspre-
chender Beschluss von der Mehrheit der anwesenden
Stadtratsmitglieder gefasst wird. *Die Unterbrechung soll
im Regelfall nicht Ianger als 15 Minuten dauern.

(2) Der Stadtrat kann:

1. Tagesordnungspunkte zur nochmaligen Beratung an
den mit der Vorberatung befassten Ausschuss zuriick-
verweisen,

2. Tagesordnungspunkte zur erneuten Vorbereitung an
den Oberburgermeister zuriickverweisen,

3. die Beratung uber einzelne Punkte der Tagesordnung
vertagen oder

4. die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in
der Sache abschlieen.

(3) 'Uber entsprechende Antrage ist sofort abzustimmen.
Der Entscheidungsantrag geht bei der Abstimmung dem
Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor.

Erlauterungen

Die Uberschrift wurde abgeéndert, um den Inhalt des
Paragraphen besser wiederzugeben und neu numme-
riert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und erganzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Alte Fassung (a. F.)

§ 11 Unterbrechung und Vertagung

(1) 'Der Vorsitzende des Stadtrates kann die Sitzung
unterbrechen. “Die Unterbrechung soll nicht langer als
15 Minuten dauern.
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(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der
Tagesordnung nur einen Verweisungs-, Vertagungs-
oder Schlussantrag stellen.

(5) *Nach 22:00 Uhr werden keine weiteren Tagesord-
nungspunkte aufgerufen. “Der in der Beratung befindli-
che Tagesordnungspunkt wird abschlieRend behandelt.
®*Danach ist die Sitzung zu schlieRen. *Sofern die Sitzung
nicht gemaf § 1 Abs. 4 Satze 3 bis 5 an einem der
nachsten Tage fortgesetzt wird, sind die restlichen Punk-
te in der nachstfolgenden Sitzung an vorderster Stelle zu
behandeln.

§ 13 Niederschrift

(1) *Uber jede Sitzung des Stadtrates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden, dem Ober-
birgermeister und vom Protokollfiihrer zu unterzeichnen
ist. Der Protokollfiihrer ist ein Mitarbeiter der Stadtver-
waltung und wird vom Oberbirgermeister benannt.

(2) 'Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

1. Datum, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie
etwaige Sitzungsunterbrechungen,

2. die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglie-
der des Stadtrates,

3. die Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung,
der Beschlussfahigkeit und der Tagesordnung,

4. die Tagesordnung und ob die Beratung 6ffentlich
oder nicht 6ffentlich stattgefunden hat,

5. den Wortlaut der Antrédge und Beschliisse

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt. Dementsprechend wurden Teile des
Abs. 1 und Abs. 3 zusammengefasst und redaktionell
Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und erganzt.

Alte Fassung (a. F.)

(2) *Nach 22.00 Uhr werden keine weiteren Tagesord-
nungspunkte aufgerufen. “Der in der Beratung befindli-
che Tagesordnungspunkt wird abschlieend behandelt.
®*Danach ist die Sitzung zu schlieRen. *Die restlichen
Punkte sind in der nachstfolgenden Sitzung des-Stadtra-
tes an vorderer Stelle abzuwickeln.

§ 12 Niederschrift {§-56-GO-LSA)

§ 12 (1) *Der-Oberbirgermeister-ist dafirverantwortlich,
| fir iode Si . iod heif farti el

QEFbesﬂm'mI—deH—P-Fetekel'ﬁH'meF. g g

§ 12 (3) Die-Niederschrift-unterzeichnen-der\orsitzende
los. Stad _derOf . . ! der F |

§ 12 (1) °Die Niederschrift enthait:
a) Ort, Tag, Beginn und Sehluss der Sitzung

b) die Namen der anwesenden und die-Namen

or ol lon Stadies

¢€) die-gestellten Antrage

e) die-gefassten Beschlisse
f) die Wahl- und Abstimmungsergebnisse

1y i " halted beitrage.

: lor Red inscl i
) Beainn der Ausfil bekund
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6. die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen, bei
namentlicher Abstimmung (810 Abs. 6 Satz 3) ist die
Entscheidung jedes Mitgliedes des Stadtrates in der
Niederschrift zu vermerken,

7. Vermerke dariiber, welche Stadtratsmitglieder ver-
spatet erschienen sind oder die Sitzung vorzeitig
oder wegen Befangenheit voriibergehend verlassen
haben, wobei ersichtlich sein muss, an welchen Ab-
stimmungen oder Wahlen und aus welchem Grund
die Betroffenen nicht teilgenommen haben (z.B. Mit-
wirkungsverbot),

8. Anfragen der Mitglieder des Stadtrates,

9. sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbeson-
dere Einwohnerfragestunden, Ordnungsmafnah-
men),

10. Genehmigung der Sitzungsniederschrift der vorher-
gehenden Sitzung.

“Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Stadtrates kon-

nen verlangen, dass ihre Erklarungen woértlich in der

Niederschrift festgehalten werden. Dies ist durch Wort-

meldung vorher anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Stadtrates
schriftlich oder elektronisch - mittels des Ratsinformati-
onssystems der Stadt Kéthen (Anhalt) - zuzuleiten.

(4) 'Einwande gegen die Niederschrift sind dem Vorsit-
zenden schriftlich zuzuleiten. “Der Stadtrat entscheidet in
seiner nachsten Sitzung, ob und in welcher Weise die
Niederschrift zu berichtigen ist. *wird der Einwendung
nicht entsprochen, so ist das Mitglied des Stadtrates
berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden Erkla-

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und ergénzt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und erganzt.

Alte Fassung (a. F.)

wurde

g) Anfragen und-Anregungen der Stadtrate
h) in-einem-Anhang-die Themenkreisezu-denen
Birger Fragen-gestellt-haben-

§7(6)Pe¥59nhehe—EFldaFungeﬂ—smd—naeh§ehlass—deF

§ 12 (4) 'Die Niederschrift wird-allen-Stadtriten-zugelei-
tet:

§ 12 (4) *Einwande gegen die Niederschrift dirfen-sich
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rung in die Niederschrift zu verlangen.

(5) *Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist
es dem Protokollfuhrer gestattet, Tonaufzeichnungen
anzufertigen. °Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und
Feststellung der Niederschrift sind Tonaufzeichnungen
zu loschen. °Es gilt § 3 Abs. 3.

§ 14 Anderung und Aufhebung der Beschliisse des
Stadtrates

(1) ‘Die Aufhebung oder Anderung eines Beschlusses
des Stadtrates kann von einem Drittel der Mitglieder oder
vom Oberbiirgermeister beantragt werden. “Der Stadtrat
entscheidet hiertber frilhestens in der nachsten Sitzung
durch erneute Beschlussfassung.

(2) Ein Antrag nach Abs. 1, der abgelehnt wurde, kann
innerhalb von sechs Monaten nur dann erneut gestellt
werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage we-
sentlich gedndert hat.

(3) Ein Anderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulés-
sig, soweit in Ausfiihrung des Beschlusses des Stadtra-
tes bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und
diese nicht mehr aufgelost werden kénnen, weil dies mit
vertretbarem Aufwand nicht méglich ist und/oder zu
Schadenersatzanspriichen fiihren kann.

§ 15 Ordnung in den Sitzungen

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben

siehe oben

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt.

Alte Fassung (a. F.)
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(1) 'Der Vorsitzende sorgt fiir die Aufrechterhaltung der
Ordnung in den Sitzungen und achtet auf die Einhaltung
der Geschaftsordnung. “Er tibt das Hausrecht aus.

(2) "VerstoRt ein Mitglied des Stadtrates gegen die Be-
stimmungen der Geschéftsordnung oder verletzt es die
Wiirde der Versammlung oder auf3ert es sich ungebuhr-
lich, so kann es vom Vorsitzenden unter Nennung des
Namens ,zur Ordnung* gerufen werden. “Personliche
Angriffe und Beleidigungen sind vom Vorsitzenden zu
rigen. %Ist ein Mitglied in derselben Sitzung dreimal zur
Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die Folgen
eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, so
kann ihm der Vorsitzende das Wort entziehen. *Entspre-
chendes gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsge-
genstand abschweift und vom Vorsitzenden ,zur Sache*
gerufen wurde. °Ist einem Mitglied des Stadtrates das
Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tages-
ordnung nicht mehr sprechen.

(3) Der Vorsitzende des Stadtrates kann einem Redner,
der die festgesetzte Redezeit Giberschreitet, das Wort
entziehen, wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Rede-
zeit hingewiesen hat.

(4) 'Der Vorsitzende des Stadtrates kann ein Mitglied bei
grob ungebihrlichem oder wiederholt ordnungswidrigem
Verhalten von der Sitzung ausschlieBen. *Das Mitglied
hat den Sitzungsraum zu verlassen.

(5) Der Stadtrat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwi-
derhandlungen gegen die zur Aufrechterhaltung der
Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch

Erlauterungen

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben

siehe oben

siehe oben

siehe oben

Alte Fassung (a. F.)
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Beschluss flur héchstens vier Sitzungen ausschlief3en.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestoért und gelingt
es dem Vorsitzenden nicht, sie wieder herzustellen, so
kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 16 Ordnungsmalnahmen gegenlber Zuhorern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsit-
zenden des Stadtrates unterliegen alle Personen, die
sich wahrend einer Sitzung des Stadtrates im Sitzungs-
raum aufhalten.

(2) *Wer als Zuhérer durch ungebiihrliches Verhalten die
Sitzung stort oder Ordnung und Anstand verletzt, kann
auf Anordnung des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum
verwiesen und notfalls entfernt werden, wenn er durch
den Vorsitzenden vorher mindestens ein Mal auf die
Folgen seines Verhaltens hingewiesen wurde. “Entsteht
wahrend einer Sitzung des Stadtrates unter den Zuho-
rern stérende Unruhe, die den Fortgang der Verhandlun-
gen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Stadtra-
tes nach vorheriger Ankundigung den fur die Zuhorer
bestimmten Teil des Sitzungsraumes raumen lassen,
wenn die stérende Unruhe auf andere Weise nicht zu
beseitigen ist.

II. FRAKTIONEN

Erlauterungen

siehe oben

Der Paragraph wurde neu hinzugefiigt und enthélt inhalt-
liche Regelungen aus dem ehemaligen § 5 Abs. 3.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-

Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

siehe oben

Zur besseren Ubersichtlichkeit wurde ein neuer Abschnitt
gebildet.

Alte Fassung (a. F.)

§ 5 (3) "Der Vorsitzende des-Stadtrates kann-Zuhérer,
o si | " halten.
schlieRen-
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§ 17 Fraktionen

(1) 'Die Fraktionen geben dem Vorsitzenden des Stadt-
rates von ihrer Bildung und namentlichen Zusammenset-
zung unverziiglich schriftlich Kenntnis. ?Dabei ist auch
mitzuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion und dessen
Stellvertreter ist. *Veranderungen sind dem Vorsitzenden
unverziglich mitzuteilen.

(2) Eine Fraktion muss mindestens aus zwei Mitgliedern
bestehen.

(3) Ein Mitglied des Stadtrates kann nicht mehreren
Fraktionen angehdren.

Erlauterungen

Der § wurde neu nummeriert.

Die Regelung kann entfallen, da diese bereits in § 44
KVG LSA enthalten ist und keine Konkretisierung dar-
stellt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und erganzt.

Keine inhaltlichen Anderungen.

Redaktionelle Uberarbeitung, keine inhaltlichen Ande-
rungen.

entfallt
Der Absatz kann entfallen, da die Regelung bereits in §

55 (1) KVG LSA enthalten ist und keine Konkretisierung
darstellt.

Alte Fassung (a. F.)
§ 13 Fraktionen {§43-GO-LSA)

§ 13 (1) 'Die Stadtrate kénnen sich zu Fraktionen zu-
sammenschlielen, wenn sie derselben Partei, politi-
schen Vereinigung oder politischen Gruppierung ange-
héren. *Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehre-
rer Parteien, politischen Vereinigungen oder politischen
Gruppierungen gebildet werden.

§ 13 (2) JedeFraktion-teiltihre-Grindung, Bezeichnung;
Mitglieder.di | . | Frakti |
o \ard ihre Aufli
| . Stad iftlich_mit.

§ 13 (1) °Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Mitglie-
dern des Stadtrates bestehen.

§ 13 (3) Stadtrate dirf . , héren.

§ 14 (1) *Der-Stadtratist beschlusstahig-wenn-nach
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ll. AUSSCHUSSE DES STADTRATES

§ 18 Verfahren in den Ausschiissen

(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt
ist, finden fur die Ausschiisse des Stadtrates die Be-
stimmungen dieser Geschaftsordnung entsprechend
Anwendung.

(2) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sit-
zungen beschlieBender und beratender Ausschiisse sind
allen Ausschussmitgliedern und zusatzlich den ubrigen
Mitgliedern des Stadtrates zuzuleiten.

(3) 'Die Ausschiisse kénnen beschlieRen, zu einzelnen
Punkten ihrer Tagesordnung in den Sitzungen Sachver-
standige und Einwohner zu héren. *Diese kénnen an
nicht offentlichen Sitzungen nur zu dem Tagesordnungs-
punkt teilnehmen, zu dem sie gehort werden sollen und
haben den Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der ent-
sprechenden Angelegenheit beraten wird.

(4) 'Das zustandige Fachamt sichert die Protokollierung
in den Ausschiissen ab.

Erlauterungen

siehe oben

Die Uberschrift wurde abgeandert, um den Inhalt des
Abschnitts besser wiederzugeben.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschéaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt und wurde dementsprechend redaktio-
nell Uberarbeitet und erganzt.

Redaktionelle Anpassungen, keine inhaltlichen Anderun-
gen.
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. bis-ei | " hl shiakeitael
tend—macht

§ 14 (2) Zur Beschlussunfahigkeit sind die Regelungen
des § 53 Abs. 2 GO LSA zu beachten.

§ 20 (4) Die Ausschisse kdnnen Sachverstandige horen,

die-nicht-Mitglieder-des-Stadtrates-sind.

§ 21 (1) “Das zustandige Fachamt sichert die Protokollie-
rung ab.
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Erlauterungen

entfallt

Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschaftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist
bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

Die Regelung findet sich in § 10 Abs. 8 wieder und gilt
nicht nur fiir beschlieBende Ausschisse, sondern entspr.
§ 54 KVG LSA fir den Stadtrat und seine Ausschisse.

entfallt

Entspr. 8§ 48 (1) KVG LSA kdnnen durch Hauptsatzung
bestimmte Angelegenheiten den Ausschissen zur Be-
schlussfassung tbertragen werden. Die Zustandigkeiten
sind folglich in der Hauptsatzung zu regeln. Ein Hinweis
darauf ist Uberflissig.

Die Regelungen zum Vorsitz in den Ausschiissen sind in
der Hauptsatzung enthalten und kénnen deshalb in der
Geschaftsordnung entfallen.
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Erlauterungen

entfallt

Die Regelung kann entfallen, da diese bereits in § 47
KVG LSA niedergeschrieben ist und keine Konkretisie-
rung darstellt.

Ergibt sich aus der Verschwiegenheitspflicht in § 32 (2)
KVG LSA und bedarf keiner Konkretisierung.

entfallt

Satz 1 widerspricht § 43 Abs. 4 KVG LSA, wonach Stadt-
rate zwar an den Sitzungen der Ausschiisse teilnehmen
koénnen, jedoch nur als Zuhorer. Thnen kann das Wort
erteilt werden.

Satz 2 kann entfallen, da dieselbe Regelung bereits in §
47 Abs. 2 KVG LSA enthalten ist.
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Erlauterungen

Der Absatz kann entfallen, da der Vertretungsfall bereits
durch § 47 Abs. 4 KVG LSA geregelt ist.

Bedarf keiner expliziten Regelung.

entfallt
Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschéftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist

bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

siehe oben

siehe oben

Die Verteilung der Niederschriften der Ausschiisse an
die Stadtrate ist bereits in 8 18 Abs. 2 festgelegt. Wie die

Alte Fassung (a. F.)
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Erlauterungen

verwaltungsinterne Verteilung organisiert wird, muss
nicht in der Geschaftsordnung geregelt werden.

Bedarf keiner expliziten Regelung.

Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschaftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist
bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschéftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist
bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

entfallt

Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschéaftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist
bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschéaftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist
bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

entfallt
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Erlauterungen

entfallt

Entspr. § 48 (1) KVG LSA kdnnen durch Hauptsatzung
bestimmte Angelegenheiten den Ausschiissen zur Be-
schlussfassung Ubertragen werden. Die Zustandigkeiten
sind folglich in der Hauptsatzung zu regeln. Die Zustan-
digkeitsordnung wird mit Beschluss der Anderung der
Hauptsatzung aul3er Kraft gesetzt und die Zustandigkei-
ten fortan in der Hauptsatzung geregelt. Ein Hinweis
darauf in der Geschéftsordnung ist Uberflissig.

Der Absatz gibt lediglich Gesetzestext aus § 49 KVG
LSA wider und kann daher entfallen.

Der Absatz gibt lediglich Gesetzestext aus § 49 KVG
LSA wider und kann daher entfallen.

Die Regelungen zum Vorsitz in den Ausschissen sind in
der Hauptsatzung enthalten und kénnen deshalb in der
Geschéaftsordnung entfallen.

Alte Fassung (a. F.)

§ 23 (2) *Der-Stadtrat bildet beratende-Ausschiisse-zur
SEE‘E’E'E“EIS gle'a' E'EEI th-die Ilsel 'atel.' E'e”.’ ‘ESSIE 'Ess.elkg”ﬁ
'.E"E*__'S. '"Eg"a.de' eruien weraen o .
'EI'FE“'Q! ind 'll'.'.azal' .E'E" &e .de' S_Fad“ate th-den-ein

§ 23 (3) *Sachkundige-Einwohner-haben beratende

. . .g .
S.“' FAeR-A "Hsse"h'.s.s Ste‘.d“a‘e und ’e'“a.tu"gs.be
wohnerberufen-werden-

§ 18 der Geschaftsordnung-des Stadtrates—"Bei-der
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IV. OFFENTLICHKEITSARBEIT

§ 19 Unterrichtung der Offentlichkeit und Presse

Offentlichkeit und Presse werden vom Oberbiirgermeis-
ter Gber die Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates
und seiner Ausschiisse sowie Uiber den wesentlichen
Inhalt der gefassten Beschlisse unterrichtet.

V. SCHLUSSVORSCHRIFTEN, INKRAFTTRETEN

§ 20 Auslegung der Geschéaftsordnung

'Bei Zweifeln tiber Auslegung und Anwendung der Ge-
schaftsordnung entscheidet der Vorsitzende des Stadtra-
tes. “Erhebt sich gegen seine Entscheidung Wider-

Erlauterungen

entfallt

Durch § 18 wird festgelegt, dass die Geschaftsordnung
entsprechend fur die Ausschisse gilt. Die Regelung ist
bereits in Abschnitt | enthalten. Aus diesem Grund ist der
Absatz Uberflissig.

Zur besseren Ubersichtlichkeit wurde ein neuer Abschnitt
gebildet.

Der Paragraph wurde neu hinzugefugt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.

Die Uberschrift wurde abge&ndert, um den Inhalt des
Abschnitts besser wiederzugeben.

Der Paragraph wurde neu hinzugeftgt.

Die Regelung orientiert sich an der Muster-
Geschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes
Sachsen-Anhalt.
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spruch, so entscheidet der Stadtrat mit der Mehrheit der
auf ,ja“ oder ,nein“ lautenden Stimmen. *Bei Stimmen-
gleichheit ist der Widerspruch zurtickgewiesen.

§ 21 Sprachliche Gleichstellung
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in
méannlicher und weiblicher Form.

§ 22 Inkrafttreten

Die Geschéaftsordnung tritt mit Beschlussfassung des
Stadtrates am 16.10.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Geschaftsordnung vom 07.07.2009 aul3er Kraft.

Erlauterungen

Der § wurde neu nummeriert.
Redaktionelle Anpassungen, keine inhaltlichen Anderun-
gen.

Der § wurde neu nummeriert.

Alte Fassung (a. F.)

§ 26 Sprachliche Gleichstellung
Personen- und Funktionsbezeichnungen in-der-Ge-

schéftsordnung gelten jeweils in mannlicher und weibli-
cher Form.

§ 27 Inkrafttreten
Die Geschéftsordnung tritt mit ihrer Beschlussfassung in
Kraft.
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage

2014176/1

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 16.10.2014
Stadtrat TOP: 214
Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2014176/1
Az.: erstellt am: 23.09.2014
Betreff

Berufung sachkundiger Einwohner in beratende Ausschtiisse als
Mitglieder mit beratender Stimme

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

1116.10.2014: Stadtrat

16.10.2014 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person

Unterschrift

Datum

Kurt-Jiirgen Zander

08.10.2014

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beruft Herrn Heinz Balzer als sachkundigen Einwohner in den Sozial- und

Kulturausschuss.

Gesetzliche Grundlagen:
88 46, 49 KVG LSA




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

In die beratenden Ausschisse (Sozial- und Kulturausschuss und
Rechnungsprifungsausschuss) kénnen durch den Stadtrat entsprechend § 49 Abs. 3 KVG
LSA sachkundige Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen
werden. Die Besetzung erfolgt gemaf § 47 Abs. 1 KVG LSA auf der Grundlage der
Fraktionsstarken im Stadtrat.

Ist die Berufung so erfolgt, stellt der Stadtrat die Mitgliedschaft der sachkundigen Einwohner
durch Abstimmung fest. lhre Zahl darf die der Stadtrate in den einzelnen Ausschiissen nicht
erreichen.

Der Sitz des sachkundigen Einwohners fur die FDP-Fraktion im Sozial- und Kulturausschuss
war bisher noch unbesetzt. Der Fraktionsvorsitzende der FDP-Fraktion teilte im September
2014 mit, dass Herr Heinz Balzer den Sitz des sachkundigen Einwohners besetzen wird.
Herr Balzer erhielt mit Schreiben vom 16.09.2014 alle erforderlichen Unterlagen sowie die
Pflichtenbelehrung geman § 30 Abs. 3 KVG LSA, die er am 22.09.2014 unterschrieben
zuriickreichte.



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift Kothen (Anhalt), 10.11.2014

Uber die 3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kdthen
(Anhalt)
offentlicher Teil

Die Sitzung fand statt:

Datum : 16.10.2014 Ort: 06366 Kbthen(Anhalt)
Beginn : 18:30 Stral3e : Marktstral3e 1-3

Ende : 19:40 Raum : Ratssaal

Anwesende Mitglieder 33 (siehe Anhang)

It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung Kurt-Jirgen Zander (OB), (OB)

waren anwesend : Ina Rauer (DEZ), (Dezernat 6)
Jurgen Richter (AL), (Amt 10)
Dana Rosler (AL), (Amt 20)
Aris Aleku (jur. MA), (Bereich 030)
llona Hackel (AL), (Ratsburo)
Caroline Hebestreit (PrRef), (Ratsbuiro)
Anja Steinbif3 (Prot), (Ratsburo)

AuRRerdem waren Mitteldeutsche Zeitung, Paradies-Film Jena, Dr. Jorg
anwesend (Gaste) : Rosenkranz, Rechtsanwalt Herr Kutscher, mehrere
Einwohner
Tagungsleitung : Heiko Lehmann | Beisitzer: Dr. Horst-Georg Richter
Schriftfuhrer : Anja Steinbil3
stellv. OberblUrgermeister Protokollfihrerin

Stadtratsvorsitzender

Heiko Lehmann Kurt-Jurgen Zander Anja Steinbil3




Tagesordnung

TOP

11
1.2

21
2.2
2.3
2.4
2.5
2.6
2.7

2.8

2.9

2.10

2.11

2.12

2.13

2.14

2.15

3.1

3.2
3.3
3.4
3.5
3.6
3.7
3.8
3.9

Thema Vorl.-Nr.

Eréffnung

Einwohnerfragestunde -
Feststellung der Beschlussféhigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der
Ladung

Behandlung der 6ffentlichen TOPs

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
Antrége aus Fraktionen -
Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2014157/9

6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2014143/8
5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet 2014151/4

Dohndorf-Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) - Ortsteil Lobnitz an

der Linde hier: Aufstellungsbeschluss

2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 2014152/4
"Erweiterung Betonwerk mit Uberplanung von Teilflaichen des

Bebauungsplanes “Gewerbegebiet Dohndorf-Lébnitzer Kreuz™

hier: Aufstellungsbeschluss

Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes 2014168/3
"Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark" - und Entlastung der

Heimleiterin

Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim  2014163/3
Am Lutzepark"

Neufassung der Geschéftsordnung des Stadtrates und seiner 2014170/2
Ausschisse
Betrauung der Kdthen Kultur und Marketing GmbH geméan 2014142/3

Freistellungsbeschluss der EU-Kommission mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Beschluss Uber die Entsendung eines Vertreters in die 2014159/2
Mitgliederversammlung des Unterhaltungsverbandes "Westliche Fuhne -
Ziethe" und "Taube-Landgraben" sowie Vorschlage fur die Wahl in die
Verbandsausschisse

Berufung sachkundiger Einwohner in beratende Ausschiisse als 2014176/1
Mitglieder mit beratender Stimme

Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -

Teil)

Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

Antrége aus Fraktionen -
Institutszwangsverwalter ./. Stadt Kothen (Anhalt), Az. 9 U 123/12  2014175/2

Unbefristete Niederschlagung 2014171/2
Befristete Niederschlagung 2014172/2
Unbefristete Niederschlagung 2014173/2

Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -



Protokolltext

11
Herr Rosenkranz - Die Anfragen sind dem Protokoll als Anlage beigeflgt.

1.2

Der Stadtratsvorsitzende stellt die Beschlussfahigkeit der 33 anwesenden Mitglieder sowie
die Ordnungsmaligkeit der Ladung zu Beginn der Sitzung fest.

Offentlicher Teil

2.1
Die Niederschrift der letzten Sitzung vom 11.09.2014 (6ffentlicher Teil) wird bei 2
Enthaltungen bestatigt.

2.2

Der Obm informiert Uber die heute stattfindenden Dreharbeiten zu Beginn der Sitzung der
Firma Paradies Film aus Jena, die im Auftrag der VKK Standardkessel Kothen derzeit einen
Imagefilm anlasslich des Jubilaumsjahres K6then900 dreht. Er bittet um Verstandnis fur die
durch das zusatzliche Licht entstehenden Stérungen.

Zudem ist im Ratssaal das Siegerplakat aus der Feder von Steffen Fischer fiir den Sachsen-
Anhalt-Tag zu sehen. Er betont, dass mit dem Slogan von Herrn Franzke und dem Plakat
von Herrn Fischer, das Erscheinungsbild des Sachsen-Anhalt-Tages nun ein reines
Kdthener Produkt sei.

Zur Anfrage von StR Scholz zu Bautétigkeiten in der LeopoldstralRe 20 teilt der Obm mit,
dass die auf dem privaten Gelande stattfinden Bauarbeiten zur Herstellung eines
Parkplatzes dienen sollen. Die ausfihrende Firma erledigt jedoch nur Arbeiten zur
Einebnung des Gelandes, einen weiterfuhrenden Auftrag hat die Firma nicht.
Bauordnungsrechtlich relevante Arbeiten (Versiegelung, Einbringen von Baustoffen in den
Erdboden, usw.) wurden nicht vorgefunden. Nach einer Ricksprache mit dem fir die
Erweiterung des Tierarztpraxis beauftragten Ingenieurbiros konnte in Erfahrung gebracht
werden, dass ein Auftrag zur Erstellung von Bauantragsunterlagen fir einen Parkplatz
vorliegt.

Der Obm weist darauf hin, dass die in nicht6ffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse dem
Aushang vor dem Ratssaal sowie dem Aushang (Kasten) im Erdgeschoss des Rathauses
zu entnehmen sind.

2.3
Die Tagesordnung (6ffentlicher Teil) wird einstimmig bestatigt.

25

StRn Hinze ist der Meinung, dass der Stadtrat es schaffen wird, die Regelungen zur
Einwohnerfragestunde so pragmatisch umzusetzen, dass alle Einwohner ihr Anliegen
vortragen konnen.

StRn Buchheim stellt den Antrag, die Regelungen in § 6 Absatze, 3, 5, 6 anzupassen —
siehe Protokollauszug.

Pause um den Antrag zu prifen von 18:55 — 19:00 Uhr



2.15

StR Scholz kritisiert das Vorhaben des Tierparkvereins, die alte Voliere abzurei3en und ein
Affenhaus zu bauen und appelliert, den Ursprung der Anlage nicht zu vergessen. Eine

Information vom Denkmalschutz in Halle hat ergeben, dass die gesamte Fasanerie unter
Denkmalschutz steht.



-2-

Der Obm erklart, dass die Fasanerie ein Gartendenkmal. Er informiert, dass die im Zuge
des Vorhabens des Tierparkvereins die Kubatur des Gebaudes erhalten bleibt und die
Anlage begehbar werden soll. Die AG Tierpark ist dariiber auch in Kenntnis gesetzt worden.

StR Barche ist unverstandlich, warum in der Leipziger StraRe das Mosaikpflaster entfernt
und statt dessen Rechteckpflaster eingebaut wird. Was passiert mit dem Mosaikpflaster?
Wird die Erhaltungssatzung beachtet, da die angrenzende Feldstral3e im Erhaltungsgebiet
liegt?

StR Langner bringt einen Antrag der CDU ein, im nachsten Stadtrat einen Punkt zur
Uberprifung der Stadtrate auf Stasimitgliedschaft auf die Tagesordnung zu setzen.

StR Scholz fragt, ob der FulBweg in der Leopoldstral3e (vor dem Grundstick Grafhoff)
wieder getffnet werden kann. Dort ist abgesperrt, weil der FuRweg beschadigt ist.

Ende offentlicher Teil: 19:25 Uhr



Tagesordnung der
3. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kothen (Anhalt)
am 16.10.2014

TOP Betreff BV-Nr.
1 Eroffnung
11 Einwohnerfragestunde -
1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
2.4 Antrage aus Fraktionen -
25 Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2014157/9
2.6 6. Anderungssatzung zur Friedhofssatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2014143/8
2.7 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 1 "Gewerbegebiet 2014151/4

Dohndorf-Lébnitzer Kreuz" in Kéthen (Anhalt) - Ortsteil Lébnitz an
der Linde hier: Aufstellungsbeschluss

2.8 2. Anderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 2014152/4
Betonwerk mit Uberplanung von Teilflichen des Bebauungsplanes
"Gewerbegebiet Dohndorf-Lébnitzer Kreuz™

hier: Aufstellungsbeschluss

2.9 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Eigenbetriebes 2014168/3
"Stadtisches Pflegeheim Am Lutzepark" - und Entlastung der
Heimleiterin

2.10 Wirtschaftsplan 2015 des Eigenbetriebes "Stadtisches Pflegeheim Am 2014163/3
Lutzepark"

2.11 Neufassung der Geschéaftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschiisse 2014170/2

2.12 Betrauung der Kéthen Kultur und Marketing GmbH geman 2014142/3

Freistellungsbeschluss der EU-Kommission mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

2.13 Beschluss Uber die Entsendung eines Vertreters in die 2014159/2
Mitgliederversammlung des Unterhaltungsverbandes "Westliche Fuhne -
Ziethe" und "Taube-Landgraben" sowie Vorschlage fur die Wahl in die

Verbandsausschiisse
2.14 Berufung sachkundiger Einwohner in beratende Ausschisse als 2014176/1
Mitglieder mit beratender Stimme
2.15 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
3 Behandlung der nichtoffentlichen TOPs
3.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
33 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
3.4 Antrage aus Fraktionen -
3.5 Institutszwangsverwalter ./. Stadt Kéthen (Anhalt), Az. 9 U 123/12 2014175/2
3.6 Unbefristete Niederschlagung 2014171/2
3.7 Befristete Niederschlagung 2014172/2
3.8 Unbefristete Niederschlagung 2014173/2

3.9 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -
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